
Nr. 11 /89 Z 2766 E 



"Jahrelang In den Startlöchern aber 
nichts passiert - das kann für einen gut 
ausgebildeten Helfer ganz schön frustrie­
rend sein I" Horst Uffmann kennt die Situa­
IIOn aus eigener Erfahrung Für "semen" 
THW-Instandsetzungszug In Halle/Westfa­
len waren Einsätze bisher ausgesprochen 
rar Eine wirkliche Katastrophe ist heute 
ledoch auch nicht mehr notwendig, um die 
Leistungsfähigkeit der Helfer vom Teutobur­
ger Wald unter Beweis zu stellen . Nach dem 
MoNo, "Wer keine eInsatzmäßigen Bedin­
gungen hat , der schafft sich welche", wur­
den die Männer um den 50jährigen Zugfüh­
rer aktiv. Das Ergebnis ISt ein Übungsgelän­
de mit Modellcharakter (siehe auch Heft 101 
89) Dazu Horst Uffmann: "Die Übungs­
strecke war ein Ziel , auf das der gesamte 
Zug hingearbeitet hat. Schon beim Bau ka­
men viele Bereiche der Ausbildung zum 
Tragen und es entstand etwas, das auch 
nach DIenstschluß noch greifbar war 

Teamgeist gefordert 

Das Prolekt. das den Teamgeist des 1-
Zuges forderte und förderte , ist bezeich­
nend für die Art , wie Uffmann seine Helfer 
zu uberdurchschnlttllchen Leistungen moti­
viert. Und so ISt es nicht verwunderlich , daß 
auch sein eigener Werdegang im THW von 
Engagement geprägt ISt, das über den nor­
malen DIenstbetrIeb hinausgeht. 

Horst Uffmann bezeichnet sich scherzhaft 
als "Uberläufer". Nach neun Jahren aktiver 
Mitarbeit Im Deutschen Roten Kreuz , Drts­
verband Ravensberg-Halle, wechselte er 
zum Technischen Hilfswerk. "Ich haNe da­
mals eine Werbeveranstaltung des THW be­
sucht und war sofort interessiert. Als ge­
lernter Elektriker konnte Ich meinem techni­
schen Interesse freien Lauf lassen und auch 
das THW war natürlich daran interessiert, 
Fachleute zu verpflichten ", erinnert er sich . 
Uffmann verpflichtete sich im Mai 1973 zur 
Mitarbeit Im THW. Bis dahin war Horst 

Praktische Ziele "zum Anfassen " sind der beste Ansporn für 
jeden Helfer_ Auf diesen kurzen Nenner läßt sich die Maxime 
bringen , nach der Horst Uffmann seinen Instandsetzungszug 
in Halle/Westfalen führt. An solchen Zielen herrschte für die 
Helfer vom Teutoburger Wald bisher kein Mangel - nicht 
zuletzt ein Verdienst des 50jährigen Zugführers _ 

Menschen im 
Katastrophenschutz 
Heute: Horst Uffmann aus HallclWestfalen 

Uffmann zum THW gekommen - letzt kam 
der THW zu Ihm Als der OV Halle eine neue 
Unterkunft suchte , stell te "der Neue" kur­
zerhand einen Tell des elterlichen Bauernho­
fes zur Verfügung , der schon seit Jahren 
nicht mehr landWirtschaftlich genutzt 
wurde . 

Engagement als Vorbild 

Acht Jahre später beginnt Uffmanns 
"Karriere" auch In seiner Personalakte: 
1981 Gruppenführer, 1982 Truppenführer 
und schließlich am 1 April 1984 Zugführer . 
Daß es sich dabei trotz des Datums nicht 
um einen April scherz gehandelt hatte , be­
wies Horst Uffmann Wiederum drei Jahre 
später. Beim Landeswettbewerb des In­
standsetzungsdlenstes belegte er mit sei­
nem Zug den ersten Platz trotz starker Kon­
kurrenz aus dem Einzugsbereich des LV V, 
Nordrhein-Westfalen. 

Aber auch die "Konkurrenz" Im eigenen 
Hause kommt nicht zu kurz: Seit Jahren 
achtet Uffmann darauf , daß sich der Orts­
verband , der "nur" aus ebendiesem I-Zug 
besteht , auf versierte Führungskräfte stüt­
zen kann . So nimmt die Ausbildung denn 
auch einen besonders weiten Raum im 
Dienstbetrieb der Haller ein. Horst Uffmann , 
der sich zWischenzeitlich zum "Prüfer 
Grundausbildung" qualifiziert hat. kümmert 
Sich regelmäßig In eigenen Ausbildungs­
gruppen um die Vermittlung der Grund­
kenntnisse , wobei das Übungsgelände be­
sonders dienlich 1St. 

Überschaubare Strukturen 

"Gerade em kleiner Ortsverband wie Halle 
bietet für solche Prolekte die Idealen Vor­
ausetzungen", schildert Uffmann im Ge­
spräch mit dem Bevölkerungsschutz-Maga­
zin , "In diesem Rahmen bleibt alles über-

schaubar, leder kennt leden ." So ISt es 
denn auch nicht verwunderlich , daß die 
Helfer Sich auch nach dem Dienst schon 
mal zusammensetzen und über neue Pläne 
reden . Auch. wenn Horst Uffmann Unter­
stützung sucht , um außerhalb des Dienstes 
Vorbereitungen zu treffen , fehlt es nie an 
Freiwilligen . Daß er In dieser Hinsicht über 
eine gewisse Überzeugungsgabe verfügt, 
beweist er auch in der eigenen Familie : 
Axel, einer seiner beiden Söhne, ist in den 
Zug seines Vaters eingetreten . Inzwischen 
ist er auf dem Weg zum Jugendgruppenbe­
treuer ... 

Erfolgserlebnisse notwendig 

Auf die Frage , was er im THW verändern 
würde , wenn er die Möglichkeiten dazu hät­
te, unterstützt der Zugführer den Entwurf 
des THW-Helferrechts-Gesetzes: "Eine soli­
de Rechtsg rundlage für das THW würde uns 
auch Im Gesellschaftsgefüge eine neue Stei­
lung verschaffen . Wir brauchen aber auch 
außerhalb von Katastrophenfällen Einsatz­
möglichkeiten , die den Helfern beweisen , 
daß ihr Engagement Im THW auch praktisch 
sinnvoll 1St. Das könnten Einsätze im Be­
richt des Umweltschutzes oder bei der Elek­
tro-Instandsetzung sein . Gerade der 
I-Dienst bietet da viel fältige Möglichkeiten , 
ohne der Feuerwehr In Ihrem Aufgabenbe­
reich ,auf die Füße zu treten '. Für die Helfer 
wären das Erfolgserlebnisse, die für die 
weitere MotivatIOn von erhelbicher Bedeu­
tung Sind Das trifft besonders auf die Ge­
genden zu , wo es, wie hier bei uns in Halle , 
kaum regelmäßige Einsatzmöglichkeiten 
gibt. Die Ortsverbände am Rhein oder an 
der Küsten können wegen der Immer Wieder 
eintretenden Hochwasser da sicherlich nicht 
über Einsatzmangel klagen! Die Einsatzkraft 
und die Effektivität des THW ließen sich 
durch eine solche Erweiterung des Tätig­
keitsfeldes sicherlich erhöhen, ohne große 
Kosten zu verursachen ." PS 
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~undesinnenminister Schäuble sprach mit 
dem Bundesausschuß des THW 

Wenn alles seinen erwarteten 
Verlauf nehme, dann könne im 
November noch mit der Verab­
schiedung des vom gesamten 
THW mit Spannung erwarteten 
Helferrechtsgesetzes gerechnet 
werden, erklärte Bundesinnenmi­
nister Dr. Wolfgang Schäuble vor 
den Mitgliedern des Bundesaus­
schusses der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk am 25. Ok­
tober 1989 in Sonn. 

Nachdem Dr. Schäuble schon 
am 10. Juni dieses Jahres, also 
kurz nach seinem Amtsantrill als 
Bundesminister des Innern, beim 
Bundeswettkampf in Mannheim 
sein Interesse am Technischen 
Hilfswerk bekundet halle, stand 
er nun erneut den Repräsentan­
ten des THW zur Verfügung. 

In einer Art aktueller Frage­
stunde gab er den von den THW­
Helfern gewählten Landesspre­
chern, den hauptamtlichen Lan­
desbeauftragten und dem Direk­
tor der Bundesanstalt, Gerd Jür-

gen Henkel, Gelegenheit, einige 
Anliegen zur Sprache zu bringen 
und sich aus berufenem Munde 
direkt informieren zu lassen. 

Da das Katastrophenschutzer­
gänzungsgesetz hinsichtlich des 
THW nur einige allgemeine Rege­
lungen enthalten werde, freue er 
sich mit dem THW, so Minister 
Schäuble, auf die mit dem Helfer­
rechtsgesetz erreichte Rechts­
grundlage, die das THW endlich 

auf ein festes Fundament stellen 
werde. 

Des weiteren konnte der Mini­
ster erfreut einer Darstellung des 
THW-Bundessprechers, Konsul 
Peter Merck, entnehmen, daß 
das THW auch ausstallungsmäßig 
und nicht zuletzt im Bereich der 
Unterkünfte der 617 Ortsverbän­
de in den letzten Jahren erheb­
lich vorangekommen sei. 

Eine wesentliche Aufgabe müs-

se es jetzt sein, so der Bundes­
ausschuß, die Mobilität und damit 
die Einsatzkraft der Ortsverbände 
und Einheiten durch Beschaffung 
geeigneter Fahrzeuge weiter zu 
verbessern . Im übrigen werde 
unter anderem eine auch der an­
gestrebten Vereinfachung der 
Verwaltungsarbeit dienende neue 
Konzeption einer bundeseinheitli­
chen EDV von allen Ortsverbän­
den benötigt und deshalb drin­
gend erwartet. 

Der Minister versicherte den 
Mitgliedern des Bundesausschus­
ses, er habe jederzeit ein offenes 
Ohr für das THW und werde sich 
dessen Problemen mit Nachdruck 
widmen. 

Unser Bild zeigt von links: 
THW-Direktor Henkel, Bundesin­
nenminister Dr. Schäuble, Mini­
sterialrat Dr. Ammermüller, 
THW-Bundessprecher Merck und 
Ministerialdirigent Beyer. 

(Foto: Hilberath) 

Bundespräsident zeichnete Betreuer von 
DDR-Flüchtlingen aus 

Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker zeichnete am 14. No­
vember 1989 in der Villa Hammer­
schmidt für besondere Hilfelei­
stung und beispielhaften Einsatz 
65 Helferinnen und Helfer mit 
dem Bundesverdienstkreuz aus. 
. lch habe hohe Achtung für das 
große Maß an offenen Herzen, 
klugen Köpfen, helfenden Händen 
und den nimmermüden Einsatz, 
mit dem Sie in den vergangenen 
Tagen und Wochen all jene Men­
schen betreut haben, die aus der 
DDR in die Bundesrepublik ge­
kommen waren", sagte Weiz­
säcker. 
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In Anwesenheit von Bundesau­
ßenminister Hans-Dietrich Gen­
scher, des Präsidenten des Deut­
schen Roten Kreuzes, Prinz Sotho 
zu Sayn-Willgenstein, und des 
Parlamentarischen Staatssekre­
tärs beim Bundesminister des In­
nern, Horst Waffenschmidt, über­
reichte Weizsäcker jedem einzel­
nen das Bundesverdienstkreuz 
am Bande mit der Bille, dieses 
Symbol des Dankes auch für jene 
entgegenzunehmen, die bei der 
Ordensverleihung nicht dabei 
waren. 

Sachbearbeiter des Bundesin­
nenministeriums, Angehörige der 



Botschaften, des Bundesgrenz­
schutzes, der Bundeswehr sowie 
Mitarbeiter des Deutschen Roten 
Kreuzes, des Malteser-Hilrsdien­
stes und weitere ehrenamtliche 
Helfer, die den Flüchtlingen und 
Übersiedle rn aus der DDR den 
Weg in die Bundesrepublik er­
leichtert haben, waren Gäste des 

Kolumbianische 
Delegation 
informierte sich über 
Katastrophenschutz 

Alarmstart - der Rotor des 
Rettungshubschraubers läuft an; 
während der Sanitäter bereits 
seinen Platz einnimmt und den 
Sicherheitsgurt anlegt, springt 
der vom nahegelegenen Kranken­
haus herbeigerurene Notarzt 
noch in die Maschine. - Der Heli­
kopter hebt ab. 

Zwischen A1armierung und 
Start sind 2 Minuten und 16 Se­
kunden vergangen. Für die Män­
ner der Rettungshubschrauber­
station in Köln-Merheim ein all­
täglicher Vorgang. Doch diesmal 
sind hochrangige Mitarbeiter des 
kolumbianischen Katastrophen­
schutzes und des dortigen Roten 
Kreuzes zu Gast. Sie sind beein­
druckt von der Schnelligkeit und 
der Routine, mit der dieser aktu­
elle Einsatz vonstatten geht. 

Noch kurz vorher hatte Thomas 
Helbig, der diensthabende Pilot 
der Station, den Kolumbianern 
einen Überblick über den Ausrü­
stungsstand und das Einsatzsy­
stem des Flugrettungsdienstes 
gegeben. 

Die kolumbianische Delegation 
unter ihrem Leiter Camilio Carde­
nas Giraldo, Direktor des NATIO­
NALEN KATASTROPHENSCHUT­
ZES Bogota, hielt sich im Rahmen 
eines Gästeprogramms in der 
Bundesrepublik Deutschland aur, 
um Kenntnisse über den deut­
schen Katastrophenschutz zu 
sammeln und diese Errahrungen 
in die eigene Arbeit umzusetzen. 

Nach dem Besuch der Hub­
schrauberstation stand an diesem 
Tag die Besichtigung des THW: 
Ortsverbandes Köln-Porz aur dem 
Programm. Hier erläuterten Orts­
beauftragter Kurt Berkenhorr und 
Geschäftsführer Hans-Joachim 
Regul die Aurgaben und techni-

Bundespräsidenten. Der Ehrung 
schloß sich ein Emprang an, bei 
dem Weizsäcker mit jedem ein­
zelnen ins Gespräch kam. 

Unser Bild zeigt einen Beam­
ten des Bundesgrenzschutzes, 
der aus der Hand des Bundesprä­
sidenten den Verdienstorden ent­
gegennimmt. 

sehen Möglichkeiten des Hilfs­
werks, wobei die Kolumbianer 
großes Interesse an den THW­
Fahrzeugen und der vielseitigen 
Ausstattung zeigten. 

Kolumbien ist ein Land, daß 
nahezu regelmäßig von schweren 
Naturkatastrophen heimgesucht 
wird. So rolgte die kolumbiani ­
sehe Delegation auch mit Aur­
merksamkeit den Vorträgen in 
der Katastrophenschutzschule 
des Bundes, in denen zum Ab­
schluß des Inrormationsbesuches 
das bundesdeutsche Ausbildungs­
system im. Katastrophenschutz 
dargestellt wurde. 

Führungsmodelle, effiziente 
Gliederung von Einsatzeinheiten 
und Akzeptanz des Katastrophen­
schutzes in der Bevölkerung -
diese Probleme standen im Mit­
telpunkt der Diskussion zwischen 
den kolumbianischen und den 
deutschen Fachleuten. Dabei 
führten auch die Errahrungen des 
Technischen Hilrswerks bei aus­
wärtigen Erdbebeneinsätzen - et­
wa in Italien und Mexiko - zu 
lebharten Nachfragen der Kolum­
bianer. 

Beide Seiten vereinbarjen wei­
terführende Kontakte, um den 
einmal begonnenen Errahrungs­
austausch zu intensivieren. 

"Seilakt" mit 
der Klapplrage 

Die BVS-Dienstvorschrift 3, 
Seite 17, Ziffer 4.42.9 sagt es ganz 
eindeutig: "Die zweimal zusam­
menlegbare Einheitskrankentrage 
darr zum Bergen aus Höhen und 
Tieren nicht verwendet werden." 
Im Widerspruch dazu stand unser 
Titelbild der Ausgabe 8/89, das 
auch prompt zahlreiche Anrure in 
der Redaktion zur Folge hatte. 
Was die Klapptrage betrar, hatten 
die aurmerksamen Beobachter 
zweirellos recht - doch auch die 
Leinen waren ins Kreuzreuer der 

Kritik geraten. Zum Abseilen 
dürften nur Fangleinen - jedoch 
keine Arbeitsleinen eingesetzt 
werden, hieß es von seiten der 
Kritiker. Das ist in der Sache zwar 
richtig - aber hier gilt es, die 
Akteure in Schutz zu nehmen: Die 
rot eingefarbte - und damit als 
Arbeitsleine erkenntliche - Bere­
stigung des "Verletzten" aur der 
umstrittenen Trage darr auch laut 
Vorschrift eine Arbeitsleine sein. 
Lediglich zum Abseilen der Trage 
müssen Fangleinen verwendet 
werden. Diese Leinen sind je­
doch aur dem Foto überhaupt 
nicht zu sehen. 

Ungarische Brand­
und Katastrophen­
schÜber zu Gast in 
der Bundesrepublik 

Unter Leitung von Dr. ISMn 
Horvath, Oberrat des Verteidi­
gungsbüros des Ministerrates der 
Republik Ungarn, besuchte eine 
fünfköpfige ungarische Delega­
tion aur Einladung des Bundesmi­
nisters des Innern die Bundesre­
publik Deutschland. Die ungari­
schen Experten des Zivil-, Brand­
und Katastrophenschutzes woll­
ten sich hier über Organisation, 
Ausrüstung und Ausbildung in die­
sem Bereich inrormieren. Der 
Besuch kam durch Vermittlung 
des Deutschen Feuerwehrverban­
des zustande, der mit den ungari­
schen Fachleuten schon seit Jah­
ren enge Kontakte unterhält. 

Am 2. Oktober wurden die Gä­
ste im Bundesministerium des ln­
nern begrüßt. Ministerialrat 
Dr. Andrews stellte in einem 
Lichtbildvortrag das deutsche Zi­
vil- und Katastrophenschutzsy­
stem sowie die nach dem Reak­
torunrall von Tschernobyl Im Bun­
desministerium des Innern erar­
beitete Krisenmanagement-~on­
zeption für großflächige Gerah­
ren lagen dar. Weitere Gesprächs­
themen waren das System der 
Luftrettung in der Bundesrepu­
blik und das Technische Hilfs­
werk. 

Am Abend hatte der Präsident 
des Deutschen Feuerwehrverban­
des, Hinrich Struve, die ungari­
sche Delegation zu einem Abend­
essen eingeladen. 

Der rolgende Tag war dem 
Thema "Vorbeugender Brand 

schutz in Gebäuden" gewidmet. 
Hierfür konnte den Ungarn kein 
geeigneterer Demonstrationsort 
geboten werden als die Anlage 
der Firma Total-Walther in Köln­
Delbrück. Die Gäste zeigten sich 
außerordentlich beeindruckt von 
dem hohen Stand der Technolo­
gie aur diesem Gebiet. 

Nachmittags war dann der ab­
wehrende Brandschutz in der Pra­
xis Gesprächsgegenstand. Die 
Feuerwache I der Berursreuer­
wehr Bonn inrormierte die Gäste 
über Organisation, Einsatzgrund­
sätze und Ausrüstung einer gro­
ßen Berursreuerwehr mit einem 
weit gefacherten Aurgabenspek­
trum. Das Programm des Tages 
endete mit einem Emprang der 
Stadt Bonn mit anschließendem 
Abendessen aur Einladung des 
Oberbürgermeisters. 

Am 4. Oktober hatte die unga­
rische Delegation dann bei einem 
ganztägigen Besuch im Bundes­
amt für Zivilschutz Gelegenheit, 
das ihr vermittelte Bild vom deut­
schen Zivil-, Brand- und Katastro­
phenschutz durch Detailerörte­
rungen zu ergänzen und zu ver­
tieren. 

Am nächsten Tag war dann 
eine Werkfeuerwehr Ziel des Be­
suchs der Gäste. Die Firma Bayer 
AG, Leverkusen, hatte die ungari­
schen Experten eingeladen, das 
werkseigene Gerahrenabwehrsy­
stem kennenzulernen. Die Gäste 
zeigten sich von der durch den 
hohen Ausbildungs- und Ausstat­
tungsstand geprägten Leistungs­
fahigkeit stark beeindruckt. 

Am 6. Oktober rand dann im 
Bundesministerium des Innern 
unter Leitung von Ministerialrat 
Dr. Andrews die Abschlußbespre­
chung statt. Eine Reihe von Fra­
gen, die sich den Gästen in der 
Vielzahl der Veranstaltungen ge­
stellt hatten und in der Terminen­
ge nicht restlos beantwortet wer­
den konnten, wurden aurgearbei­
tet. Außerdem wurde den Dele­
gationsmitgliedern aur ihren 
Wunsch umrangreiches Inrorma­
tionsmaterial über das deutsche 
Gerahrenabwehr- und Krisenma­
nagementsystem zur Verfügung 
gestellt. Die Ungarn möchten sich 
bei der Aktualisierung ihres Sy­
stems und bei der Erarbeitung 
einer neuen Konzeption, soweit 
möglich, an das deutsche Vorbild 
anlehnen. Damit wurden glei,h­
zeitig auch positive Signale und 
die Richtung für eine künftige Zu-
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sammenarbeit zwischen der Bun­
desrepublik Deutschland und der 
Republik Ungarn angedeutet. 
Dies schließt auch die Prüfung 
des etwaigen Abschlusses eines 
deutsch-ungarischen Abkommens 
über gegenseitige Hilfeleistung 
bei Katastrophen und schweren 
Unglücksfällen mit ein. 

Die deutsche Seite versäumte 
nicht, den ungarischen Gästen ih­
ren tief empfundenen Dank aus­
zusprechen für die großherzige 
Unterstützung, die Ungarn bei 
der Bewältigung des Problems 
der zahlreichen Übersiedler aus 
der DDR geleistet hat. 

Bellbrern Be.ueh in der Bunde.republlk Deutschland Inronnlcrten Ilch die 
ungari.chen Brand- und Kata.trophenlChuu-uperten über die deut.ehen 
Systeme dei lJvil-, Brand- und Katu trophenIChuue •. Unser Bild zeigt von 
linkJ: Obel'1t1eutnant Dr.Janol Blenlty (Stellvertretender Landesfeuer­
kommandant), Oberleutnant der feuerwehr .. tvAn Oavid (Facbrererent 
und Dolmetscher), OelegaUonslelter Dr. latvan Horvat (Oberrat deI Vertei­
dlgung.büro. des Minl.lerrate.), Obent Endre Sztanek (leiter des lJvil­
Kbutze.) und Dr.Andreu Barttay. 

Alkohol im 
Straßenverkehr: 
Bundesrepublik im 
MiHelfeld 

Bei Unfallen mit Personen­
schaden sind in der Bundesrepu­
blik Deutschland zehn Prozent ur­
sächlich oder mitursächlich auf 
Alkohol am Steuer zurückzufüh­
ren. Nach einer Analyse des ADAC 
ist die Unfallursache Alkohol am 
Steuer insgesamt rückläufig, sie 
hatte vor 14 Jahren noch einen 
Anteil von 14 Prozent. Im interna­
tionalen Vergleich liegt einer Sta­
tistik der Vereinten Nationen zu­
folge die Bundesrepublik im Mit­
telfeld. Spitzenreiter sind die pol­
nischen Kraftfahrer, bei denen in 
21 Prozent aller Unfalle mit Per­
sonenschaden Alkohol im Spiel 
war, gefolgt von Dänemark (20 
Prozent), Ungarn (14), Finnland 
und Jugoslawien Ge 13), CSSR 
(12) und der Schweiz (1 1 Pro­
zent). 

STILLENAUSSCHREIBUNG 

Diszipliniertere Verkehrsteil­
nehmer als in der Bundesrepublik 
weist die UN-Statistik in Oster­
reich (8), den Niederlanden (7), 
Großbritannien (5) sowie in Spa­
nien und Belgien Ge 3 Prozent) 
aus. Die DDR liegt mit zehn Pro­
zent auf gleicher Höhe wie die 
Bundesrepublik. 

Innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland schneiden Baden­
Württemberg und Hessen mit 
einem Alkohol-Anteil von jeweils 
11,7 Prozent am schlechtesten 
ab, gefolgt von Schieswig-Hol­
stein (10,7). Auch Bayern, Rhein­
land-Pfalz und das Saarland Ge 
10,2) liegen noch über dem bun­
desdeutschen Durchschnitt. Die 
weitere Reihenfolge: Niedersach­
sen (9,3), Bremen (9,1), Berlin 
(8,6), Hamburg (8,2) und Nord­
rhein-Westfalert (8,0 Prozent). 

Alkohol am Lenker 

Die Fahrer von Mofas und Mo­
peds trinken offenbar häufiger AI-

Beim Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmmetbare Körperschaft des öffentlichen Rechts (Geschattsbereich des 
Bundesministers des Innern), sind nachfolgend aufgeführte Stellen zu besetzen: 

1. F.cllgebl.t .... t .... lln 101,_, BV .. I.IInde .. t.l .. NI.d.ra",".n 
Verg . -Gr. IV a BAT - ab sofort 

2. Lalt_11n In der BVs-DI_ ..... I .. H._var 
VerQ .-Gr. IVa BAT - ab 01. 01 . 1990 

3. LaIt_11n In der BVSoDI_.t ... 11e KIIUfb._ 

Verg . -Gr. IV a BAT - ab sofort 

4. LeIt_lIn der BV ............. Hof 

Verg .-Gr. IVa BAT - ab 01. 03. 1990 

Die Bewerber sollen über umfangreiche Kenntnisse auf dem Sektor des Zivilschutzes - insbesondere des Selbstschutzes -
verfügen . 

Bis zum Abschluß der Fachausbildung erfolgt die Eingruppierung eine Vergütungsgruppe niedriger. 

Wir bieten außer einer angemessenen Vergütung die im öffentlichen Dienst üblichen SoZialleistungen. 

Bei gleicher Eignung erhalten schwerbehinderte Bewerber den Vorzug . 

Bewerbungen mit vollstandigen Unterlagen (Personalbogen m~ lichtbild, Lebenslauf, Ausblldungs- und Beflhigungsnachweisen) 
sind bis zum 15. Januar 1990 zu richten an: 

Bund •• v .... nd fOr den hlbatHhutz 

- Bundeshauptstelle -
Deutschherrenstr. 93-95 

5300 Bonn 2 

Personalbogen wird auf schriftliche Anforderung übersandt. 
Bei ha BeschMtigten des BVS genügt formlose Bewerbung auf dem Dienstweg 
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kohol als Auto- und Motorradfah­
rer. In einer Analyse der Alkohol­
Unfalle 1988 stellte der ADAC 
fest, daß bei Unfallen mit Mofas 
oder Mopeds 12,7 Prozent Geder 
achte) dieser Gruppe unter A1ko­
holeinfluß gestanden hatte. Bei 
den Unfallen von Pkw-Fahrern ist 
Trunkenheit am Steuer mit fün f 
Prozent in etwa im Mittel, wäh­
rend der geringste Wert mit 1,6 

. Prozent bei den Fernfahrern fest­
gestellt worden ist. 

Insgesamt waren bei den Un­
fallen im Jahre 1988 34 100 Betei­
ligte alkoholisiert, darunter je­
doch nur acht Prozent Frauen. 
Die Masse der Alkoholtäter ist 
relativ jung. Ein Drittel ist zwi­
schen 19 und 25 Jahre alt, weitere 
29 Prozent gehören zu den 25- bis 
34jährigen. 

Ölunfall­
bekämpfung 

Um Ölunfalle zu vermeiden 
und zu bekämpfen, haben Bund 
und Küstenländer umfangreiche 
Maßnahmen getroffen. Hierzu 
zählen z. B. das Vorhalten zahlrei­
cher Schiffe und Geräte zum Ab­
schleppen und Leichtern hava­
rierter Tanker sowie zur Eingren­
!Ung und Au fnahme freigesetzten 
Öls. Zur weiteren Bekämpfung 
werden von der Industrie chemi­
sche Produkte angeboten, die die 
Eigenschaften des Öls in be­
stimmter, gewünschter Form ver­
ändern. So läßt sich Öl mittels 
Dispergatoren im Wasser fein 
verteilen, durch Herder auf der 
Wasseroberfläche wieder zusam­
menziehen, mittels Bindern ab­
sorbieren oder einschließen und 
mit Hilfe von Kaltreinigern von 

Oberflächen abwaschen. Die Bil­
dung von Wasser-in-ÖI-Emulsion 
läßt sich durch Demulsifier ver­
hindern. Bereits vorhandene 
Emulsionen können durch diese 
Produkte wieder in ihre Phasen 
getrennt werden. 

Zur ·großflächigen Bekämpfung 
von Öl werden in vielen Ländern 
chemische Dispergatoren propa­
giert. Für den Einsatz dieser Mit­
tel werden folgende Gründe ge­
nannt: 
• Die Entfernung des Öls von 

der Wasseroberfläche bewirkt 
einen Schutz der Seevögel vor 
Verölung. 

• Dispergiertes Öl haftet nicht 
auf Oberflächen. 

• Feinverteiltes Öl ist einem 
biologischen Abbau besser zu­
gänglich. 

• Zur Verteilung dieser Chemi­
kalien lassen sich Flugzeuge 
einsetzen, so daß auch weit-

STELLENAUSSCHREIBUNG 

flächige Verschmutzungen be­
herrsch bar sind. 

In vierjähriger Tiitigkeit hat 
eine vom Umweltbundesamt ein­
gerichtete Expertengruppe mit 
Hilfe eines umfangreichen For­
schungsprogramms aus Mitteln 
des BMU Informationen zu allen 
Bereichen der Dispergatoranwen­
dung zusammengetragen und be­
wertet. Behandelt wurden die 
geographischen und meterologi­
sehen Beschränkungen, die logi­
stischen Voraussetzungen zur Be­
kämpfung, die ökologischen Kri­
terien, die chemischen, physikali­
schen und toxischen Eigenschaf­
ten von Öl und Dispergatoren. 
Fernerkundung und Austragssy­
steme wurden ebenso berück­
sichtigt wie das Ausbreitungsver­
halten eines Ölteppichs, welches 
durch Prognosemodelle simuliert 
wurde. 

Der Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmitlelbare Körperschaft des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Innern), sucht ab sofort 

ei_In S.chbe.rbelte,./1n 

(Verg .-Gr. IV a BAn 

für das Referat .Öffentlichkeitsarbeit" der BundeshauptsteIle in Bonn-Bad Godesberg. 

Der BVS setzt in seiner Öffentlichkeitsarbeit ein umfangreiches Instrumentarium m~ dem Ziel ein , über den ZiVilschutz, 
insbesondere den Selbstschutz zu informieren, Vorbehalte abzubauen und den Bürger sowie Betriebe und Behörden zum aktiven 
Selbstschutz zu motivieren. 

Das Aufgabengebiet umlaD!: 

- Erarbenung von Konzeptionen für die einzusetzenden Informationsträger, einschließlich Beschaffung, 
- Planung und Durchführung bundesweiter Sonderaktionen der Öffentlichkeitsarbeit, 
- Aktualisierung und Steigerung der Wirksamkeit audiovisueller Medien, z. B. Filme und Filmspots , ggf. Entwicklung von 

Konzeptionen für neue Medien, nach entsprechenden Vorgaben . 

We~erhin ist der/die Mitarbeiter-lin zustandig für 

- Entwicklung von Presse- und PR-Texten, 
- Erstellen von Materialien für die Durchführung von Informationsveranstaltungen, 
- Erarbeitung von Schulungsunterlagen zur internen Aus- und Fortbildung der BVS-Mitarbeiter. 

Diese Aufgaben erfordern Kenntnisse in der praktischen Öffentlichkeitsarbeit, konzeptionelles und kreatives Denken sowie die 
Fähigkeit, komplizierte SaChverhalte kurz, verständlich und in sich schlüssig darzustellen. Erfahrungen in der Verwaltung bzw. in 
der Presse und Offentlichke~sarbe~ von Behörden und Verbanden Sind erwünscht, aber nicht Bedingung. 

Wir bieten ijußer einer angemessenen Vergütung die im öffentlichen Dienst üblichen Sozialleistungen . 

Bewerbungen sind bis zum IS.Januar 1990 mit vollstandigen Unterlagen (Personalbogen m~ lichtbild, Lebenslauf, Zeugnisko­
pien sowie Ausbildungs- und Betahigungsnachweisen) an den: 

zu richten . 

__ eIeswerbend flir den Selbstschutz 

- BundeshauptsteIle -
Deutschherrenstr. 93-95 

5300 Bonn 2, Tel. : 0228/840-1 

Ein Personalbogen wird auf schriftliche Anforderung übersandt. 
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Die Beurteilung durch die Ar­
beitsgruppe läßt sich wie folgt 
zusammenfassen: 

Die physikalischen Grundlagen 
der Tröpfchenbildung (Disper­
sion) verschiedener nicht misch­
barer Medien sind wichtig für 
eine Beurteilung der Wirksam­
keitsgrenzen chemischer Disper­
gatoren und liefern eine Erklä­
rung für die oft mangelhafte Di­
spergierung von 01 unter realen 
Bedingungen. 

Neben diesen Grenzen wird 
ein wirksamer Einsatz von Disper­
gatoren eingeschränkt durch die 
Viskosität, Alterung und Menge 
des Ols sowie die hydrographi-

Toter bei Wohnhaus­
Explosion 

Bei einer Gasexplosion in 
einem Mehrfamilienhaus in der 
saarländischen Gemeinde Merch­
weiler gab es einen Toten und 
fünf Verletzte. Das Wohnhaus 
wurde völlig zerstört. Auch an 
einem direkt angrenzenden Nach­
bargebäude verursachte die Ex­
plosion erhebliche Schäden. 

Eine defekte Gasleitung war 
möglicherweise die Ursache für 
das Unglück. (Foto: dpa) 

Gasexplosion 
sprengte 
Hausfassade 

Zwei Schwer- und vier Leicht­
verletzte waren die traurige Bi­
lanz einer Gasexplosion in einem 
Wohnhaus in Königswinter-Eu­
denbach bei Bonn. Durch eine 
undichte Leitung war im Haus Gas 

sehen, biologischen und physika­
lisch-chemischen Verhältnisse im 
betroffenen Meeresgebiet und 
die dort herrschende Witterung. 
Daneben müssen die logistischen 
Voraussetzungen gegeben sein, 
um eine Bekämpfung kurzfristig 
und innerhalb einer kurzen Zeit­
dauer durchführen zu können. 

Aufgrund der unbefriedigen­
den Wirksamkeit von chemischen 
Dispergatoren und der Vielzahl 
von Beschränkungen, denen sie 
unterliegen, erscheint ihr Einsatz 
nur in wenigen fallen sinnvoll und 
gerechtfertigt. Daher hat das Vor­
halten mechanischer Mittel zur 
Beseitigung von Olverschmutzun-

ausgeströmt, das durch Funken­
nug entweder im Keller oder Par­
terre zur Explosion gebracht wur­
de. Durch die Gas-Verpuffung 
wurde nahezu die gesamte Fassa­
de des zweistöckigen Wohnhau­
ses abgesprengt. Ein 23jähriger 
Mann wurde aus dem Gebäude 
geschleudert. Umherniegende 
Glassplitter trafen eine 51 Jahre 
alte Passantin am Kopf. (Foto: 
dpa) 

Freiwillige 
Feuerwehren im 
Wettkampf 

In Celle wurde der erste nie­
dersächsische Landesentscheid 
für Freiwillige Feuerwehren aus­
getragen. 60 Gruppen - davon 30 
mit Löschfahrzeugen und 30 mit 
Tragkraftspritzen - wetteiferten 
um die höchsten Punktzahlen. 

,,Angriffst ru pp mit Hilfelei­
stungsgerät zur Menschenrettung 
über den Hof vor", lautet das 
Kommando des Gruppenführers. 
Zwölf Minuten Zeit haben die Ak-
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gen absoluten Vorrang. Eine 
durchaus mögliche Verbesserung 
der Chemikalien und der Aus­
tragssysteme sowie des Monito­
ring würde einen hohen finan­
ziellen Aufwand erfordern, ohne 
daß die prinzipiellen oder geogra­
phischen Beschränkungen da­
durch aufgehoben werden könn­
ten. Eine Förderung von Maßnah­
men zur Bekämpfung großer 01-
mengen unter Verwendung von 
Dispergatoren kann nicht emp­
fohlen werden. 

Zur Bekämpfung kleinerer 01-
mengen lassen sich Dispergato­
ren bei mittleren Wind- und See­
gangsverhältnissen einsetzen, 

teure, um alle Obungsaufgaben zu 
bewältigen. Neben der Men­
sehen rettung - Mitglieder vom 
Roten Kreuz stellten sich dafür 
als Mimen zur Verfügung - muß 
unter anderem eine Wasserver­
sorgung aufgebaut, eine Leiter 
aufgestellt und der Straßenver­
kehr geregelt werden. 

Die neuen landeseinheitlichen 
Wettbewerbsbedingungen sind 
erst in den vergangenen Jahren 

wenn sie frühzeitig in hoher Do­
sierung versprüht werden, jedoch 
ist es gerade dieser Einsatzbe­
reich, in welchem sich auch me­
chanische Maßnahmen mit gutem 
Erfolg durchführen lassen. 

Die Fakten, Ergebnisse und 
Empfehlungen wurden dem Bun­
desministerium für Umwelt, Na­
turschutz und Reaktorsicherheit, 
dem Bundesministerium für Ver­
kehr und dem Bund-Länder-Gre­
mium "Olunfalle SeelKüste" als 
Bericht vorgelegt. Dieser Bericht 
wird im Hinblick auf die daraus zu 
ziehenden Folgerungen zur Zeit 
ausgewertet. 

(Umwelt Nr. 8/1989) 

erarbeitet worden. "Sie sind den 
praktischen Einsätzen des Feuer­
wehralltags angegliedert worden 
und haben eine Ausbildungsfunk­
tion" , erläutert der Organisa­
tionsleiter der Landeswettkämp­
fe, Lüneburgs Bezirksbrandmei­
ster Bruno Rinck. 

Die Siegerehrung beginnt mit 
dem Aufmarsch der Teilnehmer 
vor der Zuschauertribüne. Be­
zirksbrandmeister Rinck macht 
bei Innen minister Stock und den 
Ehrengästen Meldung. Zum Gruß 
dreht der Feuerwehrnugdienst 
des Landesfeuerwehrverbandes 
Niedersachsen mit seinen drei 
Maschinen einige Schleifen über 
dem Festplatz. 

"Seit Beginn der 50er Jahre 
gibt es Wettkämpfe für Freiwillige 
Feuerwehren", stellt Innenmini­
ster Stock in seinem Grußwort 
fest. Sie würden dazu beitragen, 
die Ausbildung zu intensivieren. 
So hätten die Wettkämpfe denn 
heute mehr Bedeutung erlangt als 

Der VOl'lit;ende dei Landeafeuerwehrverbande., Fritz Meyer, und Nieder· 
sacblens Inoenmlnl.ter Jo.er Stock (von link.) überreichen Siegem und 
Plazlerten Plaketten und Urkunden. (Foto: Kordländer) 



je zuvor. Die Bestimmungen hät­
ten sich im Laufe der Zeit zwar 
mehrmals verändert, die Ziele 
seien aber immer die gleichen 
geblieben. )eder muß an jedem 
Platz in seiner Gruppe einsatzbe­
reit sein", betont der Minister. 

Landesfeuerwehrverbands-Vor­
sitzender Fritz Meyer dankt der 
Landesregierung für die Anerken­
nung der neuen Wettbewerbsbe­
stimmungen. Diese seien die Vor­
aussetzungen für den ersten 
Landesentscheid gewesen. Lan­
deswettbewerbe für die Freiwilli­
gen Feuerwehren soll es nach 
den Worten Meyers auch zukünf­
tig geben. 

Die Wettkampfergebnisse: In 
der Gruppe mit Löschfahrzeugen 
siegte die Freiwillige Feuerwehr 
Twistringen (Landkreis Diep­
holz}. In der Wertungsgruppe mit 
Tragkraftspritzen holte sich Na­
tein (Landkreis Uelzen) die Sie­
gerplakette. 

29 neue Fahrzeuge 
übergeben 

29 Einsatzfahrzeuge des erwei­
terten Katastrophenschutzes im 
Gesamtwert von mehr als 3,4 Mil-

lionen Mark übergab der Parla­
mentarische Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern, Carl­
Dieter Spranger, offiziell ihrer 
Bestimmung im Land Bayern. Im 
Rahmen einer Feierstunde in 
Gunzenhausen nahm Dr. Günther 

Oer Parlamentarische StaatlSekretär beim Bundesminister des Innem, 
Carl-Dleter Spranger (Mitte), überreicht gemeinJam mit seinem bayeri­
sehen Amtskollegen Dr. Günther Becksteln (recht.) die Schlüssel der 29 
neuen EInsatzfahrzeuge an Feuerwehren und Hilfsorganisationen. 

(Foto: Schwab) 
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Beckstein, Staatssekretär im 
bayerischen Innenministerium, 
die Fahrzeuge in Empfang. An­
schließend händigten Spranger 
und Beckstein gemeinsam die 
Schlüssel der Fahrzeuge an die 
Vertreter der Freiwilligen Feuer­
wehren und Sanitätsdienste aus. 

Wie Spranger mitteilte, sollen 
bis 1993 rund 1,2 Milliarden Mark 
für die Ausstattungen des erwei­
terten Katastrophenschutzes aus­
gegeben werden. Von 1980 bis 
1988 wurden allein 11 000 neue 
Bundesfahrzeuge an die Länder 
geliefert, wovon der Freistaat Bay­
ern I 185 Einsatzfahrzeuge im Ge­
samtwert von 102,8 Millionen Mark 
erhielt. Ziel sei ein flächendek­
kendes Netz an Katastrophen­
schutzeinrichtungen, so Spranger. 

Anschließend stellte der 
Staatssekretär die Bemühungen 
der Bundesregierung dar, auch 
mit den ös tlichen Nachbarn, 
DDR, CSSR und UdSSR Hilfelei­
stungsabkommen zu schließen. 

Im Geschäftsbereich des Bundesamtes für Zivilschutz, einer Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministers des 
Innem, ist bei der 

die Stelle des 

zu besetzen. 

Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 
Landesverband Berlln 

Landesbeauftragten 
Verg .-Gr. 11 allil BAT 

Das Technische Hilfswerk (THW) ist eine vom Bundesminister des Innern errichtete und getragene humanitare Organisation. Sie 
wirld im Zivilschutz mit und hat die Aufgabe, bei Katastrophen und Unglücksfällen technische HiHe zu leisten. Im THW Bertln 
arbeiten rd. 900 ehrenamtiiche Helferinnen und Helfer mit, unterstützt von 26 hauptamtlich Bediensteten. 

Oer Landesbeauftragte ist fOr die Einsatztähigke~ der Einheiten des THW in Berlin verantwortlich. Er Obt als DlenststellenlMer die 
Dienst- und Fachaufsicht in seinem landesverband aus. 

Gesucht werden Bewerberinnen und Bewerber mrt abgeschlossener Hochschulausbildung , insbesondere technischer und 
wirtschaftswissenschaftlicher Fachrichtungen, Juristinnen und Juristen mit 2. Staatsexamen, Verwaltungswlssenschaftler oder 
aber Diplom-Ingenieure Fachhochschule techniSCher Fachrichtung mit Ertahrungen auf dem Gebiet des Katastrophenschutzes. 

Von einem Landesbeauftragten werden neben der Fähigkeit zur eigenverantwortlichen Entscheidung, technischem Verstandnls 
und Geschick In der Menschenführung ein hohes Maß an persönlicher Integrrtät und die Bere~schaft erwartet, auch jenseits der 
üblichen Dienstze~en, die Belange des THW in der Organisation und nach außen zu vertreten . 

Die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk wür~e es begrüßen, wenn sich durch diese Ausschreibung auch Frauen angesprochen 
fühHen. Ihnen werden die gleichen Aufstiegschancen geboten wie Männem . 

Bewerbungen sind bis zum 31. Januar 1990 (verspätet eingehende Bewerbungen können nicht berücksichtigt werden) unter 
Angabe der Kennzahl THW 19/89 zu richten an: 

Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 

-leitung -
Deutschherrenstr. 93 

5300 Bonn 2 
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Katastrophenschutzergänzungsgesetz und THW-Helferrechtsgesetz im Bundestag 

Hilfe für den Menschen 
ist im Prinzip unumstritten 

Unterschiedliche Auffassungen jedoch über den Zivilschutz­
Die parlamentarische Beratung im Wortlaut 

Wie bereits kurz in Ausgabe 10/89 des 
"BevHlkerungsschutz-Magazln" berichtet, 
hat der Deutsche Bundestag in seiner Sit­
zung am 15. November 1989 die Gesetze 
zur Ergänzung des Katastrophenschutzge­
setzes sowie zur Regelung der Rechtsver­
hältnisse der Helfer der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk beschlossen. 

Oie ausführliche parlamentarische De­
batte - In der die gegensätzlichen Haltun­
gen von Koa lition und Opposition deutlich 
wurden - soll , wie angekündigt, nachge­
tragen werden. Die Sitzung wurde wie 
folgt protokolliert: 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ich rufe Ta­
gesordnungspunkt 4 auf: 
a) Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Ergänzung des Katastro­
phenschutzgesetzes und anderer Vor­
schriften 
(Katastrophenschutzergllnzungsgesetz 
KatSErgG) 
- Drucksache 11 /4728-
Beschlußempfehlung und Bericht des In­
nenausschusses (4 . Ausschuß) 
- Drucksache 11 /5675-
Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. NObel 
Kalisch 
Dr. Hirsch 
Such 
(Erste Beratung 151 . Sitzung) 
b) Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Regelung der Rechtsver­
hältnisse der Helfer der Bundesanstalt Tech­
nisches Hilfswerk 
(THW-Helferrechtsgesetz - THW-HelfRG) 
- Drucksachen 11 /4731 , 11 /5044-
Beschlußempfehlung und Bericht des In­
nenausschusses (4 . Ausschuß) 
- Drucksache 11 /5674-
Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. NÖbel 
Kalisch 
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Dr. Hirsch 
Such 
(Erste Beratung 151 . Sitzung) 

Zum Entwurf des Katastrophenschutzer­
gänzungsgesetzes liegt ein Entschließungs­
antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
11 /8682 vor. Nach einer interfraktionellen 
Vereinbarung sind für die gemeinsame Be­
ratung dieser Tagesordnungspunkte 45 Mi­
nuten vorgesehen . Ich sehe dazu keinen 
Widerspruch . Es ist so beschlossen . 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat 
der Abgeordnete Herr Kalisch . 

Kallsch (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Katastro­
phenschutz ist ein Thema, das allen , die 
sich für den Schutz unserer Bürger im Ver­
teidigungs- oder Katastrophenfall einsetzen, 
am Herzen liegen muß , Aber nicht nur das, 
der Schutz der Zivilbevölkerung ist Pflicht 
jeder Regierung und eine zutiefst humane 
Aufgabe. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 
Das Gesetz hat zum Ziel, unter extremen 

und unvorhersehbaren Bedingungen Men­
schenleben zu retten , Verletzte bestmöglich 
zu versorgen und die erforderliche Versor­
gung des betroffenen Gebietes sicherzu­
stellen. 

Das Erdbeben in Armenien mit seinen 
erschütternden Folgen für eine ganze So­
wjetrepublik hat gezeigt, daß wir Menschen 
vor solchen katastrophalen Naturereignis­
sen nicht sicher sind und uns dagegen 
wappnen müssen. Das bei uns bestehende 
Katastrophenschutzsystem hat es ermög­
licht, den Menschen in Armenien durch die 
Entsendung von Fachdiensten, des Techni­
schen Hilfswerks und durch die Unterstüt­
zung der deutschen Hilfsorganisationen die 
größte Not lindern zu helfen. Die in das 
Erdbebengebiet entsandten Helfer samt ih­
rem Gerät haben im Einsatz zugleich aber 
auch Erfahrungen sammeln können , deren 
Auswertung es uns ermöglicht, die Vorsor­
ge in diesem Bereich noch zu verbessern . 

Eines steht aber jetzt schon fest: Wir 
müssen im Katastrophenfall alle bei uns 

vorhandenen Ressourcen voll ausschöpfen 
können, d. h., auch der Erweiterungsteil 
des Katastrophenschutzes muß schnell und 
effektiveinsetzbar sein. Dies gelingt uns 
aber nur, wenn diese Einheiten u~d Einrich­
tungen auch regelmäßig üben und zusam­
men mit den, Katastrophenschutzbehörden 
der Länder eine nahtlose Kommunikation 
auf- und ausbauen, denn die Zeitnot ist im 
Ernstfall der größte Feind erfolgreicher 
Hilfe. 

(Such [GRÜNE] : Für den Kriegsfall , mei­
nen Sie! - Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Das 
ist so platt, Herr Kollege, darauf brauchen 
Sie nicht einzugehen!) 

Diese Konsequenz hat auch der sowjeti­
sche Staats- und Partei chef Gorbatschow 
erkannt und erklärt, er werde sich für eine 
Verbesserung der sowjetischen Katastro­
phenschufzbedingungen einsetzen . Auch 
die Schweiz hat, nachdem sie den Zivil­
schutz für ihre Bevölkerung nahezu voll­
ständig ausgebaut hat, erkannt, daß die 
Trennung von Katastrophenschutz einer­
seits, der dort Kantons- und Gemeindesa­
che ist, und Zivilschutz andererseits, der 
unter die Verantwortung der schweizeri­
schen Bundesregierung fällt , effektiver und 
zweckmäßiger sein könnte. Sie prüft zur 
Zeit eine unserem System adäquate Rege­
lung. 

Außerdem, meine Damen und Herren, 
soll die Schutzbaupflicht in der Schweiz 
noch besser gesetzlich verankert werden. 
Nicht nur im Verteidigungsfall, sondern 
auch bei Großkatastrophen kann der 
Schutzraum wirksamste Hilfe für die Men­
schen sein. Ich bedauere sehr - das ist 
schon eine Kritik - , daß das vorliegende 
Gesetz bei uns keine Verbesserung im 
Schutzbaubereich vorsieht. Ich möchte aber 
an dieser Stelle dem Schutzforum herzlich 
danken, das mit qualifizierten Gutachten 
und Stellungnahmen zum Schutzraumbau 
hervorragende Arbeit geleistet hat. 

(Zustinimung des Abg . Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU] - Such [GRÜNE] : Der Beifall 



war aber schlapp!) 
- Herr Such, jetzt sind Sie dran . 
(Such [GRÜNE) : Ich beziehe mich auf 

den Kollegen da!) 
Die von den Gegnern im Zusammenhang 

mit der Beratung und Verabschiedung des 
Katastrophenschutzergänzungsgesetzes be­
triebene emotionale Stimmungsmache ist 
völlig absurd und geht an den Problemen, 
denen wir uns zu stellen haben, total vorbei. 
Es ist vollkommen unverständlich, daß die 
IPPNW ebenso wie der DGB - von den 
GRÜNEN will ich in dem Zusammenhang 
gar nicht reden -

(Such [GRÜNE) : Aber DGB und GRÜNE 
in einem Atemzug!) 

dieses Gesetz ablehnen, weil es einmal 
durch die Bezeichnung "Katastrophen­
schutzergänzungsgesetz" ihrer ' Meinung 
nach eine Mogelpackung sei 

(Such [GRÜNE): Das ist richtig!) 
und darüber hinaus den Menschen noch 

vermitteln solle , daß ein Krieg führbar sei. 
(Such [GRÜNE) : Das ist so!) 
Bediente ich mich Ihrer Philosophie, 

dann würde das heißen: Wir wollen für den 
Schutz der Bevölkerung überhaupt nichts 
tun, dann kann auch nichts passieren . 

(Such [GRÜNE) : Dann sollten Sie etwas 
anderes tun , z. B. das Genfer Zusatzabkom­
men unterzeichnen!) 

Andererseits fordern dieselben Gruppen , 
endlich die Zusatzprotokolle zum Genfer 
Rot-Kreuz-Abkommen seitens der Bundes­
regierung zu ratifizieren . 

(Such [GRÜNE) : Tun Sie das doch!) 
In diesen Bestimmungen wird u. a. gefor­

dert, daß die Zivilbevölkerung im Verteidi­
gungsfall - sprich im Krieg - zu schützen 
sei. 

(Such [GRÜNE) : Das wollen wir auch! -
Bachmaier [SPD) : Das ist richtig!) 

Indem wir die beiden Gesetzesvorhaben 
verabschieden , kommen wir dieser Auffor­
derung nach. 

(Frau Steinhauer [SPD) und Such 
[GRÜNE) : Dann müßt ihr ratifizieren!) 

Im übrigen haben alle Fraktionen die Rati­
fizierung bei der Bundesregierung ange­
mahnt, und wir haben in diesem Haus ge­
hört, daß sie noch in diesem Jahr eingeleitet 
werden soll. 

(Such [GRÜNE) : Wann denn? - Bach­
maier [SPD): Wir haben in diesem Parla­
ment eine sehr dicke Petit ion dazu be­
schlossen!) 

- Ich verstehe gar nicht, warum Sie sich 
so aufregen. 

Den logischen Widerspruch, Herr Such, 
zwischen der Forderung nach der Ratifizie­
rung der Zusatzprotokolle und der Ableh­
nung der vorgelegten Gesetze hat die 
IPPNW in der öffentlichen Anhörung vor 
dem Innenausschuß Anfang Oktober trotz 
mehrfacher Nachfrage nicht klären können. 
Es ist auch schon bemerkenswert, daß der 
SPD-Vorsitzende Vogel ein Gespräch mit 

der IPPNW geführt hat. Nach dem Gespräch 
hat die IPPNW erklärt, daß sie von dieser 
Zusammenkunft sehr befriedigt sei und die 
SPD das Gesetz ohne Wenn und Aber ableh­
nen werde . 

(Gerster [Mainz) [CDU/CSU) : Sehr be­
merkenswert!) 

Es nimmt schon wunder, daß dann 
gleichwohl danach von der SPD eine Anhö­
rung vor dem InnenausschuB verlangt 
wird , wenn doch die Ablehnung des Geset­
zes schon vorher abgesprochen war. 
Ebenso hat sich die Fraktion DIE GRÜNEN 
bereits von Anfang an gegen das Gesetz 
gestellt, aber auch eine Anhörung gefor­
dert. 

(Such [GRÜNE) : Aber natürlich!) 
. Bei solchen Verfahren müssen sich all 

diejenigen Vertreter, die der Sache wegen 
gekommen waren , als Statisten politischer 
Öffentlichkeitsarbeit vorgekommen sein. 

(Such [GRÜNE) : Sie hatten die Möglich­
keit, sich öffentlich zu äußern! - Zurufe von 
der SPD) 

Meine Damen und Herren , uns hat das 
Ergebnis der Anhörung gezeigt, daß wir mit 
beiden Gesetzen auf dem richtigen Weg 
sind . 

(Widerspruch von der SPD) 
Das Katastrophenschutzergänzungsge-

setz trägt außerdem den richtigen Namen 
und nicht die Bezeichnung, die Sie wählen . 
Denn es ergänzt in der Tat nur Gesetze, die 
seit 20 Jahren bestehen. 

(Such [GRÜNE) : Es bietet keinen Schutz 
vor Katastrophen!) 

Die in dem Gesetz vorgesehenen Maß­
nahmen kommen dem Katastrophenschutz 
in vielen Bereichen zugute . 

(Such [GRÜNE) : Orwellsche Sprachver­
drehung!) 

Insbesondere wird die seit Jahrzehnten 
bestehende Mitarbeit der Hilfsorganisatio­
nen im Gesetz festgeschrieben . Sie haben 
einen entscheidenden Anteil am Ausbau der 
Vorsorge bei Katastrophen. 

An dieser Stelle danke ich allen Organisa­
tionen , die sich jahrelang mit positiven An­
regungen um die Verbesserung des Kata­
strophenschutzes bemüht haben 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abge­
ordneten der FDP) 

und deren Sachkenntnis und Erfahrungen 
in die Gesetzentwürfe eingeflossen sind. Ich 
danke ausdrücklich dem Deutschen Roten 
Kreuz, dem Malteser-Hilfsdienst, der Joh­
anniter-Unfall-Hilfe , dem Arbeiter-Samari­
ter-Bund , der Deutschen Lebensrettungsge­
sellschaft, dem Deutschen Feuerwehrver­
band, der Bundesärztekammer, dem Deut­
schen Städtetag , dem Verband der Helfer in 
den Regieeinheiten und Einrichtungen des 
Katastrophenschutzes in der Bundesrepu­
blik Deutschland, der THW-Helfervereini­
gung und nicht zuletzt ihrem Präsidenten, 
unserem Kollegen Johannes Gerster, 

(Beifall bei der CDU/CSU - Lachen bei der 

SPD und den GRÜNEN) 
der sich 
(Such [GRÜNE) : Sie haben den CVJM 

vergessen! Das ist eine Ungeheuerlichkeit!) 
- ich habe nur noch eine Minute; ich muß 

mich beeilen - dieses Themas immer wie­
der mit großem Nachdruck angenommen 
hat und der sich für die Verabschiedung der 
vorliegenden Gesetzentwürfe engagiert ein­
gesetzt hat. Ich danke auch den Kollegen 
aus der FDP-Fraktion, insbesondere dem 
Kollegen Dr. Hirsch. Wir haben nach dem 
Ausräumen von Bedenken sehr gut zusam­
mengearbeitet. 

(Graf [SPD) : Oh!) 
Nicht minder herzlich danke ich dem 

Bundesinnenminister. Die für diesen Be­
reich verantwortlichen Herren haben mit viel 
Einsatz und Geduld jahrelang konstruktive 
Arbeit geleistet. 

(Frau Dr . Vollmer [GRÜNE) : WO bleiben 
die Blumen?) 

Für uns sind beide Gesetzentwürfe ein 
entscheidender Schritt zum Wohl unserer 
Bevölkerung . 

(Austermann[CDU/CSU) : Sehr richtig!) 
Ich bitte Sie, diese Gesetzentwürfe heute 

zu verabschieden . 
Den Entschließungsantrag werden wir 

ablehnen . 
(Beifall bei der CDUICSU und der FDP) 
Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat 

der Abgeordnete Herr Nöbel. 
Dr. Nöbel (SPD) : Frau Präsidentin! Mei­

ne sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Kalisch, ich habe gedacht, ich habe Sie bei 
derselben Anhörung gesehen, bei der ich 
anwesend war. 

(Such [GRÜNE): Richtig! Sehr richtig!) 
Daß Sie zu ganz anderen Schlußfolgerun­

gen kommen, liegt nicht an uns. 
(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Such 

[GRÜNE) : Er ist immer draußen gewesen!) 
Nach jahrelangen Anläufen und einer 

Reihe von Referentenentwürfen, die 
schließlich alle auf Grund der großen Wider­
stände verworfen wurden, liegt der jetzige 
Entwurf n~ch langwierigen Erörterungen 
und Verhandlungen, was den Bereich der 
Hilfsorganisationen betriffl, mehr oder we­
niger zufriedenstellend auf deren Linie. 

Das begrüßen wir. Wir begrüßen das um 
so mehr, als wir Sozialdemokraten wesent­
lichen Anteil an diesen Verbesserungen 
haben. 

(Gerster [Mainz) [CDU/CSU): Also stim­
men Sie zu?) 

- Herr Präsident, warten Sie ab! 
(Lutz [SPD) : Das war der andere! - Frau 

Dr. Sonntag-Wolgast [SPD) : Der da!) 
- Das war der andere Präsident, Frau 

Präsidentin. -
(Heiterkeit) 
Oie Verbesserungen wurden seinerzeit 

von uns mit unserem zunächst Vier-Jahres­
und dann Zehn-Jahres-Förderungspro­
gramm fOr den Einsatz im friedens mäßigen 
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Katastrophenschutz eingeleitet. 
Im Anfangsstadium des jetzigen Entwurfs 

konnten wir in Verhandlungen mit dem Bun­
des innen minister und den Koalitionsfraktio­
nen weitere Unterstützung leisten. 

(Gerster [Mainz) [CDUlCSU) : Also stim­
men Sie zu?) 

Das wissen die Feuerwehren - ich schlie­
ße mich da an, Herr Kalisch-, 

(Gerster [Mainz) [CDU/CSU): Wir danken 
für die Zustimmung!) 

das Deutsche Rote Kreuz, der Arbeiter­
Samariter-Bund, der Malteser-Hilfsdienst, 
die Johanniter-Unfall-Hilfe, die Deutsche 
Lebensrettungsgesellschaft - Frau Vollmer 
- , das Technische Hilfswerk; zu den Arzten 
komme ich nachher. 

(Such [GRÜNE) : CVJM!) 
In einem kurzen Beitrag zur ersten Le­

sung habe ich dies zum Ausdruck gebracht. 
Ich wiederhole es heute ganz bewußt. 

(Frau Dr. Vollmer [GRPNE) : Sind wir hier 
in einer Danksagung?) 

Aber ich füge hinzu: Da gibt es in der 
Gesetzgebung Zusammenhänge, die diese 
Drganisationen und Verbände außen vor 
lassen. Sie interessieren sie nicht. Ich erin­
nere an die Diskussion über den Schutz­
raumbau und die Schutzraum-Baupflicht. 
Da haben die Verbände gesagt, sie hielten 
sich da heraus. 

Bevor ich zur Kritik komme - sie wird 
massiv sein - , will ich den Liberalen , insbe­
sondere dem Kollegen Dr. Hirsch, gern be­
scheinigen , daß ich ihnen anrechne, wenig­
stens den Schwachsinn der Schutzraum­
Baupflicht aus diesem Gesetzentwurf her­
auskoaliert zu haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD -
Kalisch [CDU/CSU): Das ist schlimm!) 

Dennoch, dieser Entwurf ist das - hof­
fentlich nur vorläufige - Ergebnis einer lan­
gen Leidensgeschichte. Uns tut es mehr als 
leid , daß er in dieser Form - falls es über­
haupt eine ist - Gesetz werden soll. 

Erstens. Der Zeitpunkt der Verabschie­
dung jetzt, in dem alle vorhandenen Schutz­
räume, die ja als Schutz vor einem Angriff 
des Warschauer Pakts erfunden sind, DDR­
Übersiedlern als Übergangswohnheime ge­
öffnet werden , ist nicht gerade geschmack­
voll. 

(Such [GRÜNE) : Richtig! Sehr richtig!) 
Wenn im Einzelplan 36 - Zivile Verteidi­

gung - für 1990 für den Schutzraumneubau 
wiederum Ober 100 Millionen DM etatisiert 
sind , die man jetzt in den Wohnungsbau 
hätte stecken müssen, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN -
Such [GRÜNE) : Das haben wir beantragt!) 

und wenn in diesen Zeiten der Verände­
rung und Öffnung in Mitteleuropa die Be­
wältigung des Verteidigungsfalles politisch 
forciert wird - nach altem Schema, wie 
auch die überholten Übungsschablonen von 
WINTEXlCIMEX drastisch verdeutlichen - , 
dann paßt das zu diesem Zeitpunkt wie eine 
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Faust aufs Auge . 
(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Auch ist es nicht geschmackvoll - man 

beachte meine krampfhaften Versuche, 
mich parlamentarisch angemessen auszu­
drücken -, heute Forschungsmittel für Ex­
perimente an gesunden und kranken Men­
schen zur Verfügung zu stellen, die in 
Angstzustände versetzt werden - ich erinne­
re an die Nervenklinik in München - und als 
Testpersonen für die beruhigende Wirkung 
einer AntipanikpiliB für die Menschen im 
Chaos des Verteidigungsfalles mißbraucht 
werden . 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Zweitens. Es stellt sich die Frage, ob der 

einstimmige Beschluß des Bundestages 
vom 3. Juli 1980 noch gilt oder nicht. Der 
Gesetzentwurf beantwortet diese Frage 
nicht. Die Beschlußlage von damals lautet: 
a) Vereinfachung der Gesetzgebung, b) 
Koordination der zivil-militärischen Zusam­
menarbeit, c) Vorlage eines Gesundheitssi­
cherstellungsgesetzes und d) verbesserte 
Aufklärung der Bevölkerung . 

Nun sind nicht nur mehr als neun Jahre 
ins Land gegangen, sondern auch ganz we­
sentliche Veränderungen, die ich mittlerwei­
le doch wohl als Allgemeinwissen voraus­
setzen darf. Diesen wesentlichen politi­
schen und gesellschaftlichen Veränderun­
gen wird der Gesetzentwurf ganz und gar 
nicht gerecht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Drittens. Die längst überfällige Herausar­

beitung von Rechtsklarheit im Kompetenz­
verhältnis Bundlländer wird nicht nur nicht 
geleistet, sondern einfach ignoriert. An ein 
solches Gesetz muß die Anforderung ge­
steilt werden , Versäumnisse des Gesetzge­
bers aus der Vergangenheit korrigieren zu 
wollen, zumal wir uns in diesem Falle im 
Grundgesetzbereich bewegen. 

Wenn schon das Gesetz über den erwei­
terten Katastrophenschutz von 1968 in die­
sem Punkt bedenklich war, kann man diese 
Erweiterung nicht noch einmal erweitern, 
indem man von "Ergänzung" spricht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Natürlich hat der Katastrophenschutz 

einen hohen Stellenwert im öffentlichen Be­
wußtsein; Gott sei Dank hat er ihn erlangt. 
Nach Tschernobyl und Sandoz, nach Räm­
stein, nach einer Masse von Großkatastro­
phen in der Welt, über den Fernsehschirm 
ins Haus gebracht, vom Hurrikan über Flug­
zeugabstürze, von Zugunglücken, Massen­
karambolagen bis zu Explosionen in der 
chemischen Industrie und den Erdbeben in 
Armenien - Sie haben darauf hingewiesen -
und in San Francisco, ist doch die Angst vor 
Verstrahlung des Landes bei Zerstörung 
von Atomreaktoren, vor Vergiftung der 
Luft, des Wassers und des Bodens kein 
Wunder. 

Deshalb ist doch genau dies das politi­
sche Thema, um das es eigentlich geht. 

(Such [GRÜNE): Richtig!) 
Darauf zielt unser EntSChließungsantrag -

auf den ich zurückkomme -, der Gesetzent­
wurf leider nicht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Ich bleibe bei dem Problem der Rechts­

klarheit: Der Auftrag des Bundestages zur 
Vereinfachung der Gesetzgebung wird als 
Auftrag zum weiteren Durcheinander ver­
standen. In Art.4 werden Vorschriften 
außer Kraft gesetzt, in den Artikeln 1 bis 3 
werden Gesetze und Vorschriften ergänzt, 
und zwar im wesentlichen mit für die Betrof­
fenen negativen Folgewirkungen, in zwei 
Einzelfällen, für zwei Amtspersonen, in 
positiver Weise . Das Gesetz über den Zivil­
schutz bleibt bestehen, eine Masse von Vor­
schriften ebenfalls . Im parlamentsfreien 
Raum werden zahlreiche Vorschriften im 
Exekutivbereich folgen . 

Rechtsklarheit, behaupte ich, ist nur in 
dem gegeben, was ich einleitend sagte, und 
im THW-Helferrechtsgesetz. Ansonsten 
fehlt es nicht nur an Rechtsklarheit, son­
dern ebenso an Rechtssicherheit. Der Ge­
setzestext - ich spreche vom Katastrophen­
schutzergänzungsgesetzentwurf - ist im 
Vergleich mit der großen Mehrheit der Ge­
setzentwürfe eigentlich knapp gefaßt. Das 
liegt daran, daß er wenig zu bieten hat, aber 
daß er mehr als andere in wenigen Sätzen 
zuviel kaputtmacht. Zumindest kompliziert 
er die ohnehin zu große Zersplitterung der 
Gesetzeslage um ein weiteres Gesetz. 

Bundes- und Länderzuständigkeiten , Ma­
terien des Katastrophenschutzes, des Be­
amtenrechts, der Gesundheitsversorguog, 
der Arbeitssicherstellung , des Selbstschut­
zes, der Schutz im Verteidigungsfalle einer­
seits und im Frieden andererseits sind un­
klar und ' unübersichtlich miteinander ver­
schränkt. Statt Gesetzesvereinfachungen, 
wie vom Parlament gefordert, wird noch 
mehr Zersplitterung und Komplikation an­
geboten, also das Gegenteil von Rechtsklar­
heit und Rechtssicherheit. 

Viertens . Die vorgesehene HilfeleI­
stungspflIcht, zwangsweise angeordnet, 
verstößt ganz eindeutig gegen das Grundge­
setz, das in Art. 12 Abs. 2 sagt: 

Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit 
gezwungen werden , außer im Rahmen einer 
herkömmlichen allgemeinen, für alle glei­
chen öffentlichen Dienstleistungspflicht. 

In Art. 12a des Grundgesetzes heißt es 
zum Ersatzdienst: 

Das Nähere regelt ein Gesetz, das die 
Freiheit der Gewissensentscheidung nicht 
beeinträchtigen darf , , . 
Die Anhörung vor dem InnenausschuB 

am 6. Oktober dieses Jahres ergab dazu, 
daß auch die Hilfsorganisationen diese 
Dienstleistungspflicht ablehnend sehen, al­
lein schon deshalb, weil die Betroffenen 
nicht ausreichend ausgebildet würden und 
eher ein Hindernis seien, statt effiziente 
Hilfe üben zu können . Besonders schlampig 



nenne ich die Nichtdifferenzierung hinsicht­
lich Frauen und sogar Schwerbehinderten, 
zumal es sich bei diesem Entwurf um 
grundsätzliche Regelungen handelt. Außer­
dem gilt das Beamtenrecht auch im Vertei­
digungs- und Spannungsfall, so daß es na­
heläge, die bestehenden beamtenrechtli­
chen Regelungen voll auszuschöpfen, bevor 
man wie hier Neuregelungen schafft. 

Ich könnte eine Reihe weiterer Kritik­
punkte anfügen, bis hin zur Verletzung des 
Datenschutzrechts. Selbst nach den Grund­
sätzen des Volkszählungsurteils ist die Er­
hebung, Speicherung und Verwertung per­
sönlicher Daten nur mit Zustimmung des 
Betroffenen oder durch Gesetz aus sachlich 
zwingendem Grund zulässig . Zum Beispiel 
enthalten die Arbeitsverträge des Kranken­
hauspersonals solche Voraussetzungen 
überhaupt nicht. Gegenüber Krankenhaus­
personal in privater oder kirchlicher Träger­
schaft werden um so mehr rechtswidrige 
Vorschriften erlassen. 

Fünftens. Überhaupt nicht ernst genom­
men wird die Kritik breitester Kreise der 
Ärzteschaft, die sich zunehmend verstärkt. 
Es ist nicht allein die IPPNW, d. h. die 
Internationale Vereinigung der Ärzte für die 
Verhütung des Atomkrieges, es sind u. a. -
und jedesmal fast einstimmig - die Dele­
giertenversammlungen der Ärztekammern 
Hamburg, Schleswig-Holstein und Baden­
Würftemberg und der Vorstand der Landes­
ärztekammer Berlin . 

(Gerster [Mainz[ [CDU/CSU) : Das ent­
spricht riicht den Tatsachen!) 

Weitere werden folgen . Wenn ich die 
Stellungnahme des Innenministers von Ba­
den-Würftembergan den Bundesinnenmini­
ster vom 29 . September dieses Jahres zu 
diesem Entwurf und die darin enthaltene 
Berufung auf Richtlinien der Landesärzte­
kammer lese, dann habe ich den Eindruck, 
das müssen alte Richtlinien sein , die heute 
nicht mehr durchsetzbar sind . Die Ärzte 
legen uns eine Politik nahe, die sich mit den 
realen Bedrohungen unserer Zukunft befaßt 
und sich aus dem Mißverhältnis zwischen 
Mensch und Umwelt sowie Mensch und 
Natur herleitet. Denn Ängste, Depressio­
nen, Suchten und psychosomatische 
Krankheiten bei Jugendlichen und Älteren 
erweisen sich immer häufiger, wie diese 
Ärzte sagen, als Reaktionen auf eine reali­
stisch empfundene steigende Bedrohung 
unsMer Lebenswelt. 

Auch der Deutsche Städte- und Gemein­
debund reiht sich in die Reihe der Kritiker 
ein. Er meint, durch die Bildung von drei 
Beiräten, wie sie vorgesehen sind , wäre 
eine unvermeidliche bürokratische Aufblä­
hung verbunden. 

Wir sagen, meine Damen und Herren: 
Statt gesetzliche Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, daß die KatastrophenscllUtzein­
richtungen des Bundes und der Länder ver­
bessert und damit in die Lage versetzt wer-

den, auf Großkatastrophen erfolgreich zu 
reagieren, konzentrieren sich die Bundesre­
gierung und die sie tragenden Koalitions­
fraktionen auf eine Neuregelung und Inten­
sivierung der zivilen Verteidigung , d. h. des 
Zivilschutzes. Das ist die falsche gesetzge­
berische Initiative zur falschen Zeit. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN -
Abg. Gerster [Mainz) [CDU/CSU) meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Der Gesetzentwurf ist ein Etiketten­
schwindel. Er regelt nicht Fragen des Kata­
strophenschutzes, sondern Fragen der zivi­
len Verteidigung. Die SPD - Herr Gerster, 
lassen Sie mich das noch zitieren - hat auf 
ihrem Bundesparteitag im August 1986 
zum Zivilschutz einstimmig einen weitrei­
chenden Beschluß gefaßt. Er lautet: 

Alle über den Katastrophenschutz hinaus­
gehenden Zivilschutzmaßnahmen für den 
Kriegsfall, insbesondere für den Atom­
krieg , sind einzustellen. Sie sind kein 
Beitrag zur Friedensbildung und werden 
im Ernstfall niemanden schützen. Sie er­
wecken jedoch die Illusion eines solchen 
Schutzes und die Vorstellung, ein Krieg 
in Europa sei führbar, gewinnbar und 
überlebbar. Gesetzesvorhaben, die dar­
auf abzielen, Ihnen wir ab . 
(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN -

Kalisch [CDU/CSU) : Das ist unglaublich!) 
Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abge­

ordneter Nöbel, gestatten Sie eine Zwi­
schenfrage des Abgeordneten Herr Gerster? 

Dr. Nöbel (SPD) : Selbstverständlich. 
Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Kollege 

Dr. Nöbel , wenn Sie den Schwerpunkt . in 
Richtung Katastrophenschutz legen und 
meinen, der Zivilschutz hätte zurückzuste­
hen, können Sie mir dann erklären, warum 
die SPD ausgerechnet dem THW-Gesetz zu­
stimmt - das THW war von Haus aus eine 
Zivilschutzorganisation - und das Katastro­
phenschutzergänzungsgesetz ablehnt, das' 
vor allem den privaten Organisationen hel­
fen soll, die im Katastrophenschutz unmit­
telbar tätig sind? Können Sie diesen Wider­
spruch in Ihrem Verhalten einmal deutlich 
machen? 

Dr. Nöbel (SPD): Herr Gerster, ich glau­
be, meine Schlußausführungen werden Ihre 
Frage eindeutig beantworten. Sie können 
sich ruhig setzen. Ihre Frage führt genau zu 
dem, was ich jetzt zu sagen beabsichtige. 

Wir sagen deshalb, Herr Kollege Gerster, 
in unserem Entschließungsantrag: 

Das Katastrophenschutzergänzungsge­
setz entspricht nicht den Anforderungen , 
die an ein Gesetz -
- es liegt Ihnen vor-
zur Neuregelung des Schutzes der Bevöl­
kerung in der Bundesrepublik Deutsch­
land zu stellen sind , und ist deshalb ab­
zulehnen. Die Bundesregierung 
- und das ist die Antwort auf die erste 

Frage -
wird aufgefordert, in enger Abstimmung 

mit den für den Katastrophenschutz zu­
ständigen Bundesländern eine Konzep­
tion dem Deutschen Bundestag zuzulei­
ten , die folgende Voraussetzungen er­
füllt: 
Das ist unsere Alternative. Wir sagen 

dann im Punkt 1: gemeinsame Aufgabe von 
Bund und Ländern und im Punkt 2: Zusatz­
protokolle. Sie haben darauf hingewiesen. 
Wir hören gerne, daß da in diesem Jahr 
noch etwas kommen soll, legen aber Wert 
darauf, daß sie ohne Vorbehalte und Ein­
schränkungen zu ratifizieren sind . 

(Gerster [Mainz) [CDU/CSU) : Das ist 
doch keine Alternative zu den Gesetzen 
hier!) 

Der Schutz der Bevölkerung, des Lebens, 
der Gesundheit und der freien Entfaltung 
des Menschen ist oberster Verfassungs­
grundsatz. 
So beginnt unsere Begründung. 
(Lüder [FDP) : Na also!) ' 
Die Finanzierung des Katastrophen­

schutzes im Frieden bedarf nach wie vor 
der Bundeshilfe. Der Ansatz muß die Be­
gründung einer neuen Gemeinschaftsauf­
gabe im Sinne von Art. 91 a des Grundge­
setzes und die Festlegung eines Vertei­
lungsschlüsseis sein . Wer sich an die hilf­
losen Auseinandersetzungen, meine Damen 
und Herren, um die Zuständigkeiten nach 
Tschernobyl erinnert, welß, wovon ich 
rede. 

(Wartenberg [Berlin) [SPD) : Ja!) 
Nicht einmal die Meßwerte waren unter 

einen Hut zu bringen. Jedes Land hat an­
ders gemessen, und der Bund hat sich fein 
herausgehalten, zunächst einmal. 

Also, Regelungsbedarf gibt es zur Genü­
ge, und zwar für das, was wir vor der Nase 
haben, und nicht für Dinge, die im Ernstfall 
ohnehin nicht zu regeln sind. 

Dem THW-Helferrechtsgesetz, Herr Ge­
ster, stimmen wir deshalb zu, weil es nicht 
mehr zumutbar ist, daß die Helfer in einem 
rechtlosen Zustand arbeiten. Schon 1980 
hat die Bundesregierung - Sie wissen , wer 
damals regiert hat -

(Gerster [Mainz) [CDU/CSU) : Eine fürch­
terliche Zeit!) 

diese Zusage gemacht. Und es kann ja 
wohl nicht sein , daß wir uns heute anders 
verhalten würden . Hier werden Rechts­
grundlagen geschaffen - ich habe Ihnen das 
im Innenausschuß gesagt-, denen wir voll 
zustimmen. Und wir betonen, daß die Arbeit 
des THW mittlerweile im friedens mäßigen 
Katastrophenschutz so stark angesiedelt 
worden ist, daß wir hier keine formalen 
Dinge ins Feld zu führen brauchen . 

Wir lehnen das Katastrophenschutzer­
gänzungsgesetz ab . Wir stimmen natürlich 
unserem Entschließungsantrag zu . 

Ich will nur noch sagen, daß wir die im 
Innenausschuß vereinbarte Regelung für 
den Bundesverband für den Selbstschutz 
nachdrücklich und ausdrücklich begrüßen. 
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Aber die schwerwiegenden grundsätzlichen 
Bedenken, die ich hier vorgetragen habe, 
lassen eine Zustimmung zum Katastrophen­
sChutzergänzungsgesetz für uns nicht zu . 

Schönen Dank. 
(Beifall bei der SPD - Gerster [Mainz] 

[CDU/CSU] : Der Widerspruch ist nicht auf­
gelöstl - Dr. Nöbel [SPD] [das Rednerpult 
verlassend] : Natürlich ist er aufgelöst!) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat 
der Abgeordnete Herr Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP) : Frau Präsidentin! Mei­
ne Damen und Herrenl Lieber Kollege NO­
bel, das war in der Tat eine schwache 
Antwort; denn Sie wissen ja genau , daß wir 
die Regelungen zum THW-Gesetz nur aus 
berlinrechtlichen Gründen aus dem Gesetz­
entwurf herausgenommen haben . Sonst 
wären sie ein immanenter Bestandteil gewe­
sen. Und von daher ist es ganz unverständ­
lich, daß Sie einem Teil des Gesetzes zu­
stimmen und den anderen mit großer Verve 
ablehnen. 

(Wartenberg [Berlin] [SPD] : So etwas 
kommt haufig vorl) 

Es gibt kaum ein Gesetz, das so pole­
misch und unter so vollständiger Verdre­
hung des Inhaltes angegriffen worden ist 
wie dieses. Und die meisten Kritiker sind 
ganz offenkundig Leute, die sich nur auf die 
Agitation der IPPNW verlassen und das Ge­
setz selber überhaupt nicht gelesen haben . 

(Beifall bei der FDP - Wartenberg [Berlin] 
[SPD] : Herr Hirsch, das haben Sie doch 
nicht nötig I) 

Ich bedaure besonders die Haltung der 
SPD, weil Sie, Herr Nöbel , ja mit großer 
Sorgfalt, mit großer Intensität die ganzen 
Verhandlungen mit den freiwilligen Organi­
sationen mit geführt, initiiert haben, weil 
wir der Überzeugung waren, daß das ganze 
Gesetz , der Katastrophenschutz, nur in völ­
liger Übereinstimmung mit den freiwilligen 
Organisationen funktioniert. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Dazu stehe ich auch!) 
Und wir haben diese Übereinstimmung 

erzielt. 
(Vorsitz : Vize präsident Stücklen) 
Wir haben sie auch erzielt mit der Bun­

desärztekammer. Wir haben sie auch erzielt 
mit dem Deutschen Roten Kreuz. Und nun 
steigen Sie aus Gründen, die sich jeder 
denken kann - ich sage: populistischer Art 
- , aus diesem Unternehmen aus . 

(Dr. Nöbel [SPD] : Nein , nein!) 
Und das bedauere ich sehr. 
Es ist zweifellos eine staatliche Aufgabe, 

zum Schutz der Bevölkerung vor Katastro­
phen alle notwendigen und irgend mög­
lichen Vorkehrungen zu treffen, und zwar 
unabhängig davon, ob es sich um Katastro­
phen im Frieden oder im Krieg handelt. 

Wir wissen auch, daß die Überlebens­
chancen bei einer kriegerischen Auseinan­
dersetzung in Mitteleuropa äußerst gering 
sind . Der Oberbürgermeister von Würzburg 
genießt meine volle Sympathie. Er hat sich 
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mit Recht geweigert, bei der CIMEX-Obung 
den Untergang seiner Stadt und der Bun­
desrepublik mitzuspielen. Ich wundere mich 
nur darüber, daß er der einzige Oberbürger­
meister geblieben ist, der gesagt hat: Das 
ist nicht mehr erträglich. 

Aber das alles ändert nichts daran, daß 
die möglichst gute Ausstattung des Kata­
strophenschutzes nicht Katastrophen her­
vorruft, sondern ihre Folgen begrenzen soll. 
Wer die Feuerwehr möglichst gut ausstat­
tet, wird dadurch doch nicht zum Brandstif­
ter. Wenn der Versuch , die Zivilbevölkerung 
zu schützen, die Kriegsgefahr erhöht, dann 
weiß ich nicht, warum dieselben Kritiker des 
Gesetzes gleichzeitig die möglichst schnelle 
Ratifizierung der Zusatzprotokolle zum Gen­
fer Abkommen zum Schutz der Zivilbevölke­
rung in Kriegszeiten fordern . Dann müßte 
man zurück zu den Schlachtfeldern von Sol­
ferino, und das Rote Kreuz wäre der grOßte 
Kriegsverursacher, den es je gegeben hat. 

(Such [GRÜNE]: Also, diese Schlachtfel­
der mit einem Atomkrieg zu vergleichen ist 
ungeheuerlich!) 

Das ist natürlich Unsinn. 
Die Ratifizierung der Zusatzprotokolle 

wird noch in diesem Jahr eingeleitet. Wir 
wollen den Schutz vor Katastrophen jeder 
Ursache so wirkungsvoll wir irgend möglich 
machen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Die GRÜNEN sind 
nicht nur verwirrt, sie sind geradezu bösei) 

Wir wissen, daß der Katastrophenschutz 
nur auf freiwilliger Grundlage funktioniert 
und daß die Arbeit der auf diesem Gebiet 
tätigen Organisationen - das Rote Kreuz, 
JOhanniter, Malteser, Arbeiter-Samariter­
Bund , öffentliche und freiwillige Feuerweh­
ren , DLRG, Technisches Hilfswerk - unver­
zichtbar sind. Je besser wir diese Organisa­
tionen und ihre freiwilligen Helfer personell 
und sachlich ausrüsten und ausbilden, je 
intensiver sie die Zusammenarbeit unterein­
ander und mit den Katastrophenschutzbe­
hörden üben, um so mehr werden sie in 
ihrer täglichen Arbeit bei Großveranstaltun­
gen, Volksfesten, Waldbränden, Flugkata­
strophen und Industrieunfällen dem Bürger 
helfen können . Jede Leistung, die wir für 
diese Organisationen erbringen, wirkt sich 
unmittelbar zum Schutz der Bevölkerung bei 
jedem Einsatz, bei jeder Tätigkeit dieser 
Organisationen, bei jeder Veranstaltung, bei 
jeder Katastrophe aus; und genau das wol­
len wir. 

(Such [GRÜNE] : Auch bei einer Atom­
katastrophel) 

Natürlich beinhaltet der Gesetzentwurf 
auch Regeln für den Fall eines Krieges, also 
tür den Spannungsfal l. Wir haben aber 
sorgfältig darauf geachtet, daß Maßnah­
men, die den einzelnen belasten, erst nach 
der Erklärung des Spannungsfalls durch das 
P.arlament wirksam werden können . Es ist 
geradezu eine Groteske, daß ausgerechnet 
die GRÜNEN mit einem gleichzeitig zu be-

handelnden Antrag die Mitwirkung oder die 
Entscheidung des Parlaments beim Span­
nungsfall aushebein wollen . Das ist absolut 
unverständlich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Der Bund beteiligt sich an der Ausrüstung 

und der Ausbildung der Organisationen und 
der freiwilligen Helfer. Es wird keine Ver­
pflichtung zum Schutzraumbau geben, wohl 
aber eine Bezuschussung bei freiwilligen 
Leistungen. Es gibt keine allgemeine Zivil­
schutzdienstpflicht, außer der Verpflich­
tung, im Einzelfall, im Spannungsfall, wenn 
die Hilfen nicht ausreichen, eine beschränk­
te Zeitlang herangezogen zu werden. Die 
Bevölkerung kann nicht verpflichtet werden, 
wie das heute nach geltendem Recht noch 
möglich wäre, einen Ort zu verlassen oder 
an ihm zu bleiben, außer im erklärten Span­
nungsfall nach Art . 80a des Grundgesetzes. 

Die LandesbehOrden müssen die Planung 
des Krankenhaus- und Rettungswesens si­
chern . Dabei wirken die standesärztlichen 
Organisationen und die Beiräte, die wir ge­
gründet haben, mit. Das ist der einzige 
Kritikpunkt der kommunalen Spitzenverbän­
de, die sonst mit dem Gesetzentwurf einig 
sind. 

Irgendwelche Meldepflichten müssen 
aufgehoben werden , wenn der Bundestag 
oder der Bundesrat es verlangt. 

Wer in solchen Regelungen eine Kriegs­
vorbereitung sieht, weiß nicht, wovon er 
spricht. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit den 
vielen hunderttausend ehrenamtlichen Hel­
fern in unserem Land danken, 

(Such [GRÜNE]: Jetzt kommt die Leier!) 
die sich freiwillig und ehrenamtlich für 

diese wichtigen Aufgaben zur Verfügung 
gestellt haben und die es weder verstehen 
noch verdient haben, daß man ihre Arbeit 
als eine Art Kriegsvorbereitung diffamiert. 
Ich halte das filr unglaublich. 

(Beifall bei der FDP und der CDUICSU -
Such [GRÜNE] : Das tut auch niemandl) 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit auch 
der Arztekammer und den Vertretern der 
anderen freiwilligen Katastrophenschutz­
organisationen für ihre intensive Mitarbeit 
an diesem Gesetz danken. Wir werden sie 
bei ihrer Arbeit unterstützen, die unverzicht­
bar ist. 

Ich bedanke mich ebenso bei den Kolle­
gen der Koalition, aber auch bei dem Kolle­
gen Nöbel für die intensive Mitarbeit, die 
wesentlich zum Zustandekommen des Ge­
setzes beigetragen hat. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der FDP und der CDUICSU -

Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Herr Nöbel 
würde gern zustimmen, nur darf er nicht!) 

Vlezpräsident Stücklen: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Such . 

Such (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herrenl Herr Hirsch, es ist eine 
Ungeheuerlichkeit und es zeigt eigentlich 



Ihre Verharmlosungstaktik und Ihre Un­
kenntnis, wenn Sie Schlachtfelder, auf de­
nen das Deutsche Rote Kreuz segensreich 
gewirkt hat, mit einem zukünftigen Span­
nungsfall oder vielleicht sogar mit einem 
Atomkrieg vergleichen. 

Ich hatte gedacht, die Geschichte wäre 
uns am Donnerstagabend in den Arm gefal­
len. Ich habe am Freitagmorgen in der In­
nenausschußsitzung beantragt, die Bera­
tung dieses Gesetzes von der Tagesordnung 
zu nehmen. 

(Zuruf von der CDUICSU: Das hätten Sie 
gern gehabt!) 

Das ist leider nicht geschehen. Das ist 
nicht möglich gewesen, weil die Herren von 
der Koalition dem nicht zustimmen wollten . 

Im Dsten Bewegung, im Westen nichts 
Neues - so könnte man die Rahmenbedin­
gungen dieses Gesetzesvorhabens be­
schreiben. Statt den rasanten Veränderun­
gen im Warschauer Pakt und im Ost-West­
Verhältnis Rechnung zu tragen , wird hierzu­
lande neben der militärischen auch die zivile 
Verteidigung fortgeschrieben und ausge­
baut; denn nur dieser - hören Sie bitte zu -
organisatorischen Vorbereitung von Maß­
nahmen im Krieg dient das Gesetz, schon 
weil die Bundeszuständigkeit hierauf be­
grenzt ist. Ziviler Katastrophenschutz ist 
Ländersache. 

Zur Verringerung oder Bewältigung von 
Katastrophen im Frieden trägt es trotz des 
insoweit bewußt irreführenden Titels nicht 
bei. Die langjährigen Mahnungen auch von 
seiten beteiligter Behörden und Organisatio­
nen, die Gesamtorganisation der Zivilvertei­
digung vorbehaltlos auf Effektivität und Er­
forderlichkeit hin zu überprüfen, wurden in 
den Wind geschlagen, interessanterweise 
von derselben CDU/CSU, die Ende der 70er 
Jahre nicht müde wurde, eine aktualisierte 
geschlossene Konzeption der zivilen Ge­
samtverteidigung zu fordern . 

Nichts von dem liegt vor. Statt dessen ist 
heute wieder wie schon während der zu­
rückliegenden Beratungen das Hohelied der 
selbstlosen Helferinnen und Helfer in den 
Katastrophenschutzorganisationen gesun­
gen worden . 

(Feilcke [CDU/CSU] : Zu Recht!) 
Man bezieht sich sogar selbst in diese 

Lobhudelei ein . Dem Dank für deren Einsatz 
bei Unglücken und zunehmenden Alltagsge­
fahren können wir uns nur voll anschließen. 
Das möchte ich ausdrücklich bekräftigen. 

(Feilcke) [CDU/CSU] : Und warum nennen 
Sie das Lobhudelei?) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeord­
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Gerster? 

Such (GRÜNE) : Nur wenn das nicht von 
meiner Redezeit abgezogen wird . 

Vizepräsident Stücklen: Nein, das wird 
nicht abgezogen. 

(Feilcke [CDUlCSU] : Obwohl das gut wä­
re , Herr Kollege!) 

Such (GRÜNE) : Lassen Sie mich aber 
noch den Gedanken zu Ende führen . 

Nur, diese Menschen, deren Hilfsbereit­
schaft und Engagement für eine Einplanung 
auch im Krieg ausgenutzt wird , werden sich 
nicht auf alle Zeiten für dumm verkaufen 
lassen. 

Bitte, Ihre Zwischenfrage. 
Gerster (Mainz) (CDUlCSU): Herr Kollege 

Such, ist Ihnen wirklich entgangen, daß die 
neue gesetzliche Regelung vorsieht - erst­
mals in einem Gesetz -, daß das Technische 
Hilfswerk, das ja ursprünglich eine reine 
Zivilschutzorganisation war, im Friedensfall 
bei Katastrophen , auch im Ausland , einge­
setzt wird? Wenn Ihnen das nicht entgan­
gen ist: Wie können Sie dann ernsthaft 
behaupten, hier werde im Prinzip nur Zivil­
schutz gemacht? Das Gegenteil ist der Fall. 

Such (GRÜNE) : Das ist mir natürlich 
nicht entgangen . Wir begrüßen auch grund­
sätzlich jeden Einsatz im zivilen Katastro­
phenschutz. Hören Sie mir bitte zu . Was Sie 
·aber vorhaben, ist eine Vermischung. Zivi­
ler Katastrophenschutz ist jedoch nicht Bun­
dessache, sondern Ländersache. Das soll­
ten Sie trennen. Ich werde in meinen weite­
ren Ausführungen auch dazu noch etwas 
sagen. 

Sie wollen den Eindruck erwecken, als 
wendeten sich die GRÜNEN gegen zivilen 
Katastrophenschutz. Das ist nicht der Fall. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 
Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie 

eine weitere Zwischenfrage? 
Such (GRÜNE) : Natürlich, den ganzen 

Vormittag. 
Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Kollege 

Such, würden Sie bitte folgendes noch ein­
mal zur Kenntnis nehmen - und dann auch 
Ihre Meinung überdenken -: Wenn eine 
·ursprünglich nur für den Zivilschutz vorge­
sehene Organisation jetzt eine gesetzliche 
Ermächtigung bekommt, bei zivilen Kata­
strophen tätig zu werden , dann widerspricht 
das Ihrer Behauptung, wir wollten mehr 
Zivilschutz machen . Vielmehr entspricht 
das der Tatsache, daß sogar Zivilschutzein­
heiten künftig im Rahmen des Katastro­
phenSChutzes Tätigkeiten wahrnehmen kön­
nen, d. h. sie können auf Grund gesetzlicher 
Regelung bei zivilen Katastrophen helfen . 

Such (GRÜNE): Herr Kollege, was Sie 
vortragen , ist sehr kompliziert. Genau das 
Umgekehrte ist der Fall. Hören Sie bitte 
meinen weiteren Ausführungen zu . Dann 
werden Sie feststellen , was wir darüber 
denken . 

(Feilcke [CDU/CSU] : Könnten Sie denn 
eine einfachere Frage beantworten?) 

Die Organisationen erhalten mit diesem 
Gesetz Steine statt Brot oder allenfalls Bro­
samen vom Kuchen der kriegsbezogenen 
Autwendungen vorgeworfen, deren Mitnut­
zung der Bund ihnen im Frieden wegen des 
Übungseffekts gestattet. Das ist der Punkt, 
Kollege . Mit diesem Konzept wird die Finan-

zierung der zunehmenden Aufgaben der 
Helferverbände nicht gesichert. Die ge­
WOhnten kleinlichen Streitereien um 
Kostenabgrenzungen werden nicht ver­
mieden . 

Die GRÜNEN haben darum eine bedin­
gungslose Beteiligung des Bundes an einer 
neuen Gemeinschaftsaufgabe . friedensmä­
ßiger Katastrophenschutz" gefordert. Die­
ser Vorschlag ist von der Koalitionsmehr­
heit ebenso in den Wind geschlagen worden 
wie die seit fast zezn Jahren erhobenen 
Einwände gegen zentrale Punkte dieses Ent­
wurfs und seiner Vorgänger. Abgetan wur­
den die grundsätzliche Kritik von DGB bis 
Datenschutzbeauftragten, von Ärztekam­
mern bis zu kirchlichen Organisationen. 

(Zuruf von der CDUICSU: Das stimmt 
doch alles nicht!) 

Vergessen sind bei der FDP auch einstige 
große Worte vom Aprilscherz, Kollege Lü­
ders, den man verhindern werde. Liberales 
Umfallen sind wir aber inzwischen reichlich 
gewohnt. 

Im vollen Bewußtsein, daß in diesem 
Haus regelmäßig nur noch Fraktions- bzw. 
Koalitionskonformität regiert, möchte ich 
Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, trotz­
dem ermuntern, heute in eigener Verant­
wortung abzustimmen und dabei folgende 
zentrale Einwände noch einmal zu berück­
sichtigen . 

VIzepräsident Stücklen: Herr Abgeord­
neter, können Sie zum Schluß kommen? 

Such (GRÜNE) : Ich bin laufend unterbro­
chen worden. Ich möchte Sie bitten, meine 
letzten drei Sätze noch vortragen zu 
können . 

VIzepräsident Stücklen: Herr Abgeord­
neter, ich habe Sie pflichtgemäß gefragt, ob 
Sie die Zwischenfragen zulassen . 

Such (GRÜNE) : Sie haben mir ·gesagt, 
daß das nicht von der Redezeit abgereChnet 
wird . 

VIzepräsident Stücklen: Das mache ich 
auch so . 

Such (GRÜNE) : Ich habe den Eindruck, 
daß das von der Redezeit abgerechnet 
wurde . 

VIzepräsident Stücklen: Nein, der Ein­
druck, den Sie haben, ist falsch . 

Such (GRÜNE): Lassen Sie mich dann 
bitte meinen letzten Gedanken noch zu Ende 
führen . Ich habe den Eindruck, daß meine 
Redezeit hier erheblich beschnitten worden 
ist, aber ich will Ihnen nichts unterstellen . 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, 
falls sich heute trotz alledem die Unvernunft 
durchsetzt und das Katastrophenschutzer­
gänzungsgesetz angenommen wird , kündi­
ge ich hier schon an, dessen juristisch zum 
Teil abenteuerliche Passagen per Normen­
kontrolle in Karlsruhe überprüfen zu lassen. 

Ich danke Ihnen, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zuruf von der 
CDU/CSU: Von den GRÜNEN nichts Neues!) 
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Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das 
Wort dem Parlamentarischen Staatssekretär 
Herrn Spranger. 

Spranger, ParI. Staatssekretär beim Bun­
desminister des Innern: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich freue mich, 
daß nach einem sehr schwierigen, fast acht 
Jahre anhaltenden Abstimmungsprozeß 
heute die vorliegenden Gesetze verabschie­
det werden können , und zwar, Herr Kollege 
Nöbel, im Einvernehmen mit den Hilfsorga­
nisationen, Deren Zustimmung ist ver­
ständlich; denn ihre Rechtspositionen wer­
den verbessert. 

Ich darf daran erinnern , daß ihre Mitwir­
kung in den staatlichen Hilfeleistungssyste­
men auf eine rechtlich und finanziell gesi­
cherte Grundlage gestellt und ihr Sachver­
stand in die in staatlicher Kompetenz ver­
bleibende Führung der Katastrophenbe­
kämpfung eingebunden werden . 

(Dr. Nöbel [SPD) : Da haben wir keine 
Mein ungsverschiedenheit!) 

Ich darf anmerken, daß die Organisatio­
nen nun auch ein gesetzliches Anhörungs­
recht bei der Vorbereitung allgemeiner Re­
gelungen des Bundes sowie ein Mitsprache­
recht in dem Katastrophenbeirat, der in Zu­
kunft den Bundesminister des Innern in 
Angelegenheiten des Katastrophenschutzes 
beraten soll, erhalten. 

Ich möchte im übrigen die Gelegenheit 
nutzen, diesen Organisationen gegenüber, 
die in den letzten Wochen bei der Betreuung 
der Übersiedler aus der DDR ganz Hervorra­
gendes geleistet haben , hier Dank und An­
erkennung zum Ausdruck zu bringen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Herr Kollege NÖbel, gerade deswegen be­
daure ich, daß Sie durch Ihre Ablehnung 
praktisch auch eine Verbesserung der 
Rechtsstellung nicht akzeptieren, die gerade 
nach den Erfahrungen der letzten Wochen 
doch notwendig und sinnvoll erscheint. 

(Dr. Nöbel [SPD) : Doch! Die akzeptieren 
wir! Dabei waren wir sogar immer ganz 
vorne!) 

- Man muß sich entscheiden. Ihre Ableh­
nung bedeutet eben eine Absage an diese 
Besserstellung. 

(Dr. Nöbel [SPD) : Nein, ganz und gar 
nicht !) 

Das bedauern wir. 
Ich stelle fest, daß die vorgesehenen Er­

gänzungen die Strukturen des Gesetzes un­
berührt lassen . Schwerpunkte sind zum 
einen eine dem Katastrvphenschutzrecht 
der Länder nachgebildete persönliche Hil­
feleistungspflicht. Herr Kollege NÖbel , 
wenn Sie diese als verfassungswidrig kenn­
zeichnen , sage ich Ihnen: Alle SPD-regier­
ten Länder haben gleiche Regelungen . 
Wenn Ihr Vorwurf zuträfe, müßten Sie so­
fort solche Regelungen beseitigen. Das 
zeigt, daß Ihr Argument nicht zwingend 
erscheint. 
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Eine weitere Lücke soll durch die Einbe­
ziehung des Gesundheitswesens in die Ka­
tastrophenschutzplanung geschlossen wer­
den. Hier hat vor allem das tragische Flug­
zeugunglück auf dem Flughafen in Ramstein 
gezeigt, daß eine wirksame Hilfe in Un­
glücksfällen die rechtzeitige Einbeziehung 
der stationären Einrichtungen des Gesund­
heitswesens voraussetzt. 

Ich darf daran erinnern , daß in der öffent­
lichen Anhörung des Innenausschusses am 
6. Oktober fast alle angehörten Verbände 
und Organisationen den Gesetzentwurf be­
grüßt haben und für seine baldige Verab­
schiedung eingetreten sind . Daß das so 
lange gedauert hat, lag sicherlich nicht an 
der Bundesregierung . Die dort erhobenen 
Einwände treffen nicht den Kern . 

Solange in einer Katastrophe den betrof­
fenen Menschen geholfen werden kann , ha­
ben diese Menschen einen Anspruch dar­
auf, daß der Staat die Hilfe rechtzeitig im 
Rahmen seiner Möglichkeiten organisiert. 
Niemand hat das Recht, anderen eine derar­
tige Hilfe zu verweigern . 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Das gilt auch für den hoffentlich nie ein­

tretenden Fall eines militärischen Konflikts . 
Alle zivilisierten Staaten in Ost und West 
sehen es auch für diesen Fall als ihre huma­
nitäre Aufgabe an , der Bevölkerung im Rah­
men des Möglichen Schutz und Hilfe zu 
gewähren. 

Ich freue mich, daß diese Bewertung 
auch von denjenigen geteilt wird , denen die 
Hilfeleistung obliegt, und zwar von den 
Hilfsorganisationen, der Bundesärztekam­
mer, der Deutschen Gesellschaft für Kata­
strophenschutzmedizin, dem Verband der 
niedergelassenen Ärzte, dem Verband der 
Ärzte des öffentlichen Gesundheitswesens, 
der Deutschen Krankenhausgesellschaft 
und auch den Kirchen . 

Ich verwahre mich ganz entschieden da­
gegen, daß derartige Vorsorgeptanungen -
es ist vorhin schon erwähnt worden - als 
Kriegsvorbereitung oder Störung des Ent­
spannungsprozesses diffamiert werden . 

(Dr. Nöbel [SPD) : Oas habe ich nicht 
gesagt!) 

- Sie haben es nicht gesagt, aber die 
Kreise , die das tun , sind heute schon ange­
sprochen worden . 

Derartige Vorsorgeplanungen stehen im 
Einklang mit dem humanitären Völkerrecht, 
insbesondere mit den Zusatzprotokollen zu 
den Genfer Rotkreuzabkommen. Durch der­
artige humanitäre Maßnahmen wird über­
haupt niemand bedroht. Die Zusatzproto­
kolle gehen davon aus , daß alle Vertragstaa­
ten die möglichen und erforderlichen Maß­
nahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung in 
einem Konfliktfall treffen . Wer die Ratifizie­
rung der Zusatzprotokolle fordert - wenn 
ich es richtig sehe, tun dies ja alle Fraktio­
nen dieses Hauses -, zugleich aber jede 
nationale Schutzvorkehrung ablehnt, han-

delt unglaubwürdig. 
Ich bedaure es deswegen außerordent­

lich, daß die SPD-Bundestagsfraktion das 
Katastrophenschutzergänzungsgesetz ab­
lehnt. Ich bedaure das deshalb, Herr Kolle­
ge Nöbel , weil hier im Grunde wieder ein 
StOck früherer gemeinsamer Politik aufge­
geben wird . 

(Dr. Nöbel [SPD) und Such [GRÜNE) : Die 
Zeiten haben sich geändert!) 

Im Godesberger Programm stand ja noch 
ausdrücklich, 

(Zuruf von der SPD: Da gab es auch noch 
keinen Gorbatschow!) 

daß Sie sich zum Schutz der Bevölkerung 
in einem Konfliktfall bekennen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das paßt nicht 
mehr in die Zeit!) 

Aber Sie sagen zu Recht: Die Zeiten ha­
ben sich offenbar geändert - leider. 

Das gleichfalls vorliegende THW-Heller­
rechtsgesetz soll die Bundesanstalt Techni­
sches Hilfswerk auf eine gesetzliche Grund­
lage stellen und kommt damit einer Forde­
rung der Verwaltungsgerichte nach. Das 
THW hat sich in seiner fast 40jährigen Ge­
schichte zu einer unverzichtbaren Katastro­
phenschutzorganisation entwickelt , auf die 
Länder und Gemeinden in Katastrophen­
und Unglücksfällen immer wieder zurück­
greifen, und zwar in immer stärkerem Ma­
ße . Auch im Ausland , zuletzt um die Jahres­
wende in Armenien , hat sich das THW ganz 
hervorragend bewährt und einen ausge­
zeichneten Ruf erworben . 

Durch das Gesetz soll das THW eine 
gesicherte Zukunft erhalten. 

Ich bitte Sie deshalb, beiden Gesetzen im 
tnteresse eines besseren Schutzes unserer 
Bevölkerung zuzustimmen. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Vlezpräsldent Stücklen: Das 'Wort hat 

der Herr Abgeordnete Wüppesahl. 
Wüppesahl (fraktionslos) : Herr Präsi­

dent! Meine Damen und Herren! Es wurde 
ein interessanter Widerspruch zwischen 
Herrn Such und Herrn Gerster offenbar. 
Herr Gerster hat mit sehr viel Geschick 
geglaubt, es verstehen zu können , uns 
weiszumachen , daß das THW jetzt quasi 
eine zivile Einrichtung geworden ist , weil es 
eine gesetzliche Ermächtigung erhalten hat, 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU) : Gut, daß Sie 
das gemerkt haben!) 

auch im normalen Katastrophenschutz 
eingesetzt zu werden . 

Herr Gerster, genau das ist ja unsere 
Kritik! Das THW ist ausschließlich für den 
Zivilschutz geschaffen worden . So lauten 
auch seine Tätigkeitsbeschreibung und die 
Zuständigkeitsregelung. Jetzt wird mit 
einem politischen Husarenritt das THW, 
weil Sie intern - Sie sind ja beim THW sehr 
engagiert - erhebliche Motivationsprobleme 
haben, auch für den Katastrophenschutz 
eingesetzt. Das genau ist der Kern der Kri-



tik, die hier vorhin von Herrn Such vorgetra­
gen worden ist, und die können Sie auch 
nicht zur Seite wischen, genauso wenig wie 
die Kritik des Bundesrechnungshofs am 
THW. . 

(Such [GRÜNE] : Sehr richtig!) 
Ich möchte hier meine Äußerungen aus 

der ersten Lesung nicht wiederholen. Sie 
haben sämtlich noch Bestand, auch was die 
Kritik des Bundesrechnungshofes betrifft. 

Ein wesentlicher ' Gesichtspunkt, unter 
dem das THW-Gesetz notwendigerweise ab­
zulehnen ist, ist auch die politische Begrün­
dung , die Sie , Herr NObel , für die SPD­
Fraktion zu beiden Gesetzentwürfen gege­
ben haben . Das ist der zweite hochinteres­
sante Widerspruch , den der heute aus­
nahmsweise fit auftretende Herr Gerster 
aufgetan hat. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Ich bin im­
mer fit, nicht nur heute! - Dr. Nöbel [SPD] : 
Die Helfer vom THW sind meistens Wehr­
dienstverweigerer! Vergessen Sie das 
nicht!) 

- Ich weiß das, Herr Nöbel , aber das 
ändert nichts an der Bestimmung des THW. 

Die Lösung dieses Problems - das müßte 
doch auch für Sie, für die Kollegen in der 
SPD-Fraktion, recht einfach sein - ist doch 
die Feuerwehr. Sie sprechen doch genauso 
wie ich mit Einsatzkräften , die auf lokaler 
Ebene angesiedelt sind . 

(Dr. Nöbel [SPD] : Das sind Äpfel und 
Birnen!) 

Sie hören doch ständig, das THW habe 
immer die beste Sahne an Gerät und Aus­
stattung; das sagen Ihnen alle bei der Feuer­
·wehr. Es ist überhaupt kein Problem - auch 
mit den Einsatzführern bei der Feuerwehr 
bekommen Sie schnell Konsens -, diese 
Einsatz- und Bergungszüge des THW in die 
Feuerwehr zu überführen. 

(Widerspruch bei der SPD) 
Dann haben Sie den ganzen Kladama­

datsch, den Sie so vehement politisch be­
kämpft haben, Herr Nöbel , nämlich Zivil­
schutz - wie unsinnig der ist etc . pp . - , 
weg , organisatorisch, institutionell aufge­
löst. Mit diesem Widerspruch gehen Sie als 
SPD-Fraktion in die Abstimmung. Den wer­
den Sie dann auch bei den Organisationen 
draußen vertreten müssen. 

Die historische Sehnsucht der Union­
sparteien , Herr Hirsch - und da ist die FDP 
wirklich auf die Schleimspur gekrochen - , 
nach einer Ziviischutzdienstplllcht hat das 
BMI zu einer in der Tat systematisch völlig 
verfehlten Vorschrift veranlaßt, die ange­
sichts der bereits angemeldeten grundsätz­
lichen Kritik nur mit einem politisch-juristi­
schen Husarenritt durchgesetzt werden 
konnte. Daran ändert auch nichts die Tatsa­
che , daß das Parlament feststellen soll , ob 
alle Bürger oder Teile der Bürger der Zivil­
schutzdienstpflicht unterliegen. Sie wissen 
mit Ihrer langjährigen parlamentarischen 
Erfahrung genauso oder noch besser als 

ich, wie die Verhältnisse in der Bundesrepu­
blik aussehen würden , wenn wir einen sol­
chen Spannungs- oder Kriegsfall tatsächlich 
eintreten ließen. 

(Abg. Dr. Hirsch [FDP] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Viezpräsident Stücklen: Herr Abgeord­
neter Wüppesahl, obwohl Ihre Redezeit ab­
gelaufen ist , Sie aber Herrn Hirsch unmittel­
bar angesprochen haben, lasse ich Herrn 
Hirsch noch eine Zwischenfrage stellen. -
Bitte schön . 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Kollege Wüppe­
sahl , haben Sie wirklich nicht verstanden, 
daß hier nur dieselbe Regelung wie in den 
Katastrophenschutzgesetzen aller Länder 
getroffen wird , daß nämlich dann, wenn 
Helfer nicht mehr zur Verfügung stehen, 
jemand nur in einem konkreten Einzelfall zur 
Hilfe herangezogen werden kann, daß also 
nur das geschieht, was Sie normalerweise 
auch ohne gesetzliche Regelung machen 
würden, wie ich hoffe, so daß von einer 
Zivilschutzdienstpflicht überhaupt nicht die 
Rede sein kann? Haben Sie das wirklich 
nicht verstanden? 

Wüppesahl (fraktionslos) : Ich bin ande­
rer Auffassung als Sie, Herr Hirsch. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Aber Ihre 
andere Auffassung ist falsch!) 

- Ich möchte es jetzt nicht polemisch 
zurückgeben, Herr Gerster, wer von uns 
was nicht verstanden hat, wie es dann tat­
sächlich in der Praxis aussähe. Es ist mei­
nes Erachtens so, wie ich es dargestellt 
habe. Es läuft faktisch auf eine Zivildienst­
pflicht hinaus. 

Mein Schlußsatz, Herr Stücklen . Ich 
freue mich dennoch über die Rede von 
Herrn Nöbel, weil sie im Kern ein hohes 
Maß an Zusammenarbeit in der Innen- und 
Rechtspolitik mit einer grünen Fraktion 
möglich erscheinen läßt, auch wenn Sie den 
Widerspruch zu Ihrer Zustimmung zum 
THW-Gesetz nicht auflösen konnten. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 
VIzepräsident Stücklen: Meine Damen 

und Herren, ich schließe die Aussprache . 
Zur Abgabe einer persönlichen Erklärung 

nach § 31 der Geschäftsordnung erteile ich 
das Wort dem Herrn Abgeordneten Lüder. 

Lüder (FDP) : Herr Präsident! Meine Da­
men und Herren! Herr Kollege Such, nach­
dem jetzt von seiten der Grünen, ich glaube, 
zum zweitenmal meine griffige, kritische 
Formulierung zu ersten Überlegungen zur 
Neufassung des Gesetzes gebracht worden 
ist, lege ich Wert auf die Feststellung, war­
um ich diesem Gesetz zustimme. 

Als Parlamentarier sehe ich es als meine 
Pflicht an, zu werten, abzuwägen, und habe 
die ersten Vorstellungen, die vor mehr als 
Jahr und Tag kamen, abgelehnt. Das Gesetz 
hat, wie wir heute in der Debatte erfahren 
haben, nicht zuletzt durch die Anhörung 
wesentliche Änderungen bekommen und 

-

meine Hauptkritikpunkte, die ich in der 
nachlesenswerten Erklärung gehabt habe, 
seitigt. Ich respektiere die Veränderung des 
Gesetzentwurfes und ziehe daraus die Kon­
sequenz, daß ich ihm zustimme. Nur wenn 
wir uns als Parlamentarier ernst nehmen, 
müssen wir vorneweg sagen können, woge­
gen wir sind , und müssen dann aber auch 
zustimmen, wenn diese Bedenken weg 
sind. Wir können nicht sagen: Weil wir 
einmal nein gesagt haben, müssen wir im­
mer nein sagen, auch wenn etwas Besseres 
herausgekommen ist. Deswegen stimme 
ich hier zu . 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Vizepräsident Stücklen: Meine Damen 

und Herren, wir kommen nun zur EinzeIbe­
ratung und Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
des Katastrophenschutzergänzungsge­
setzes. 

Ich rufe die Art. 1 bis 5 sowie Einleitung 
und Überschrift in der Ausschußfassung 
auf. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Keine Enthaltungen . Oie 
aufgerufenen Vorschriften sind mit Mehr­
heit angenommen. 

Wir treten in die 
dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. 

Wer dem Gesetzentwurf zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. -
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Keine Ent­
haltungen. Der Gesetzentwurf ist in der drit­
ten Beratung mit Mehrheit angenommen . 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über 
den EntSChließungsantrag der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 11/5682. Wer stimmt 
für diese Entschließung? - Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Bei einer Enthaltung aus 
der Fraktion OIE GRÜNEN und der des frak­
tionslosen Abgeordneten Wüppesahl ist die­
se Entschließung abgelehnt. 

(Dr. Nöbel [SPD] : Das ist schade, Herr 
Präsident!) 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und 
Abstimmung über den von der Bundesre­
gierung eingebrachten Entwurf eines THW­
Helferrechtsgesetzes . 

Ich rufe die §§ 1 bis 7, Einleitung und 
Überschrift in der Ausschußfassung auf. 
Wer dem zuzustimmen wünscht , den bitte 
ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Bei vier Gegenstimmen 
und ohne Enthaltungen sind diese Vor­
schriften mit großer Mehrheit ange­
nommen. 

Wir treten in die 
drifte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. 

Wer dem Gesetzentwurf zuzustimmen 
. wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. -
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Keine Ent­
haltungen. Bei vier Gegenstimmen ist dieser 
Gesetzentwurf in der dritten Beratung mit 
großer Mehrheit angenommen . 
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ADAC-Fachtagung nLuftrettung europaweit" in Garmisch-Partenkirchen 

Qualität statt 
Konkurrenz 

Bundesinnenminister Dr. WoHgang Schäuble: Ständigen 
Erfahrungsaustausch zwischen den EG-Staaten fördern 

Sundeslnnenmlnl.ter Dr. Wollgang Schl uble ertluterte vor rund SOO Luftrenung.-Elperten aus IS Nationen die geplant. Modemislerung der Reftungshub· 
Ichra uber. 

Als einen wichtigen Tell des Bevölke­
rungsschutzes bezeichnete Bundesinnen­
minister Dr. Wollgang Schäuble das tlä­
chendeckende Lullrettungsnetz in der Bun­
desrepublIk Deutschland. Im Rahmen der 
ADAC-Fachtagung nLullrettung europa­
weit" , die Antang Oktober In Garmisch­
Partenkirchen statttand, dokumentierte 
der Minister die Bedeutung der 35 Lullret­
tungsstationen anhand einer Ertolgsbi­
lanz: . 40000 Menschen in der Bundesre­
publIk Deutschland verdanken der Lullret­
tung ihr Leben", so Dr. Wollgang Schäu­
ble . Dies sei das Ergebnis von mehr als 
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400000 Einsätzen seit Beginn der Lullret­
tung . Vor rund 500 Experten aus 15 Natio­
nen sprach sich der Bundesinnenminister 
tür einen weiteren Ausbau einer grenz­
übergreitenden Lullrettung aus. Vor rund 
500 Experten aus 15 Nationen sprach sich 
der Bundesinnenminister tür einen weite­
ren Ausbau einer grenzübergrellenden 
Lullrettung aus. Von besonderer Bedeu­
tung seien in diesem Zusammenhang ent­
sprechende Verhandlungen mll den östli­
chen Nachbarstaaten DDR und Tschecho­
slowakeI. Schäuble unterstütze zwar die 
Bemühungen der EG um einen einheitli-

ehen europäischen Notrut und andere 
nützliche Ergänzungen zum Wohl aller, 
gleichzeitig warnte er jedoch vor einer 
KonkurrenzsituatIon , die bel der humani­
tären Hllte zwischen bilateraler und supra­
nationaler Ebene entstehen können. 

Eine der wichtigsten Schlußtolgerungen 
der ADAC-Tagung war denn auch, daß die 
Lullrettung in einem gemeinsamen Europa 
nicht zu einem Wettbewerb um Marktantei le 
in der Lull werden dürte. Statt dessen solle 
sie aut einem möglichst hohen qualitativen 
Standard entwickelt werden , so die einhelli-



ge Meinung der rund 500 Luftrettungs-Ex­
perten, die in Garmisch-Partenkirchen über 
Fragen der Notfallmedizin und Sicherheit in 
der Luftrettung diskutierfen. 

Zum Thema Flugsicherheit wurden bei 
der Tagung einige neue technische Möglich­
keiten auf dem Radarsektor gezeigt, mit 
deren Hilfe auch nachts die schnelle Hilfe 
aus der Luft sichergestellt werden könnte. 
Dennoch wird diese in erster Linie von Me­
dizinern gestellte Forderung nach der soge­
nannten Primärrettung bei Nacht erst in 
einigen Jahren zu realisieren sein. 

Der wirtschaftliche Erfolg der Luftrettung 
steht nach den Worten von Professor Dr. 
Baum von der Universität Essen außer Fra­
ge. Der herausragende Vorteil des Ret­
tungstransporthubschraubers (RTH) gegen­
über dem Notarztwagen sei die Schnellig­
keit, mit der ärztliche Hilfe an den Notfallort 
gebracht werden könne. Während noch vor 
einigen Jahren die Effizienz des RTH-Einsat­
zes allein danach beurteilt worden sei, ob 
der Patient erfolgreich wiederbelebt werden 
konnte, müsse man einen Schritt weiter 
gehen, so Baum. Die Kosteneinsparung , 
weil ein Patient durch schnelle Luftrettung 
das Krankenhaus früher wieder verlassen 
könne, müsse mit ins Kalkül gezogen wer­
den. Auch die Wirtschaftlichkeitsuntersu­
chungen in Österreich waren zu ähnlichen 
Ergebnissen gelangt. Danach würden für 
jede Mark, die in die Luftrettung investiert 
werde, zwei Mark in volkswirtschaftlicher 
Hinsicht eingespart. 

Der Bayerische Staatsminister des In­
nern, Dr. Edmund Stoiber, betonte im Zu­
sammenhang mit der Luftrettung auch die 
Bedeutung des neuen Rettungsassistenten­
gesetzes. Von dem Gesetz könne zwar keine 
sofortige Wirkung erwartet werden, mittel­
fristig werde es jedoch dafür sorgen, daß 
die Qualifikation des Personals mit der Wei­
terentwicklung der Rettungsmittel schritt­
halte . Privaten Aktivitäten, vor allem bei der 
Sekundärluftrettung , erteilte Stoiber eine 
klare Absage . Die öffentlich-rechtliche Or­
ganisation des Luftrettungsdienstes verbin­
de optimale medizinische Notfallversorgung 
mit vertretbarer Finanzierbarkeit. Unge­
bremste, rein gewinnorientierte Konkurrenz 
hätte nicht nur qualitative Abstriche zur Fol­
ge, sie würde auch das empfindliche Finan­
zierungssystem der Luftrettung in Unord­
nung bringen. Stoiber wörtlich : "Wir wer­
den uns diesen Pfeiler nicht nehmen lassen, 
auch wenn im Zeichen einer falsch verstan­
denen Liberalisierung versucht werden soll­
te, den Markt der Luftrettung für die Rosi­
nenpolitik privater Anbieter zu öffnen. Dere­
gulierung und Privatisierung müssen da ih­
re Grenzen haben, wo es um die Gesundheit 
und Sicherheit der Bürger geht - und zwar 
aller Bürger, überall im Land." 

Stoiber begrüßte im Namen Bayerns die 
geplante Modernisierung der Rettungshub­
schrauber durch den Bund, die Bundesin-

nenminister Dr. Wolfgang Schäuble zuvor 
erläutert hatte. Im bezug auf das Tagungs­
motto "Luftrettung europaweit", zeigte sich 
Stoiber davon überzeugt, daß die voran­
schreitende europäische Integration die rei­
bungslose Zusammenarbeit in der Notfall­
rettung über Grenzen hinweg beschleunigen 
werde. Er warnte jedOCh davor, den Stan­
dard des Rettungswesens durch zentralisti­
sche Regelungen zu gefährden. Der bayeri­
sehe Innenminister wörtlich: "Wir haben 
heute bei den eingesetzten Rettungsmitteln 
und der medizintechnischen Ausstattung 
ein sehr hohes Niveau erreicht. Dieser Stan­
dard muß auch künftig Maßstab der Notfall­
rettung bleiben. Wenn es zu europäischen 
Normen kommt, dann müssen sie sich an 
diesem Niveau orientieren. Wie auf vielen 
anderen Gebieten - vom Umwelt- und Ver­
braucherschutz bis hin zu Bildungswesen 
und Kultur - gibt es in Brüssel einen zentra­
listischen Regelungsperfektionismus, der 
eine Tendenz zum kleinsten gemeinsamen 
Nenner hat . Dagegen müssen wir uns 
wehren. " 

Bundesinnenminister Dr. Wolfgang 
Schäuble setzte sich in seiner Rede vor den 
Experten grundsätzlich mit der Luftrettung 
auseinander: 

"Mobilität kennzeichnet unsere Gesell­
schaft, und Mobilität heißt bei uns vor allem 
Motorisierung. Wir sind ein polyzentrisches 
Land , Kommunikation zwischen den Zen­
tren ist die Folge. Und auch das Mehr an 
Freizeit, das den meisten unserer Mitmen­
schen zur Verfügung steht, bedeutet ein 
Mehr an Bewegung . 

Im Durchschnitt verfügt jeder zweite Bun­
desbürger über ein Auto . Täglich fahren in 
der Bundesrepublik Deutschland rund 8 Mil­
lionen Menschen damit zur Arbeit. Sie legen 
dabei über 35 Millionen Kilometer zurück. 
An jedem Wochenende sind rund 9 Millio­
nen Menschen mit dem Kraftfahrzeug unter­
wegs und fahren über 60 Millionen Kilo­
meter. 

Diese Entwicklung, die sich vor 40 Jah­
ren kaum jemand hätte vorstellen können , 
hat ihren HÖhepunkt noch nicht erreicht. Sie 
wird andauern. Denn Mobilität ist Ausdruck 
von Freiheit, einer der elementarsten Frei­
heiten des Menschen . 

Natürlich hat Mobililtät Schattenseiten, 
über die wir nachdenken müssen. Jahr für 
Jahr sind immer noch über 400 000 Unfälle 
und über 8000 Tote im Straßenverkehr zu 
beklagen, die Einwohnerzahl einer Klein­
stadt. Das die Opferzahlen rückläufig sind, 
ist für die Betroffenen ein schwacher Trost. 
Aber umgekehrt zeigt es auch, daß etwas 
erreicht werden kann, wenn alle mitwirken. 

Der ADAC hat hier nach 1945 Hervorra­
gendes geleistet, um die Verkehrssicherheit 
auf den Straßen zu verbessern ." 

In diesem Zusammenhang würdigte der 
Minister die Verdienste des ehemaligen 
ADAC-Präsidenten Stadler, der als Konse-

quenz aus den steigenden Unfallzahlen zu 
Beginn der 60er Jahre den Aufbau der bun­
desdeutschen Luftrettung ge/ordert hatte. 
Stadler habe mit Umsicht, Ausdauer und 
der erforderlichen Hartnäckigkeit Bund, 
Länder und Kommunen , Hilfsorganisatio­
nen, Krankenhäuser und Arzte, Krankenkas­
sen und nicht zuletzt seinen eigenen Club, 
den ADAC, von der Notwendigkeit der Luft­
rettung überzeugt. Schäuble wörtlich: 

"Mit einem gecharterten Hubschrauber 
hat der ADAC 1968 angefangen. Der Druch­
bruch gelang Anfang der 70er Jahre, als der 
Bundesminister des -Innern Katastrophen­
schutz-Hubschrauber für die Luftrettung zur 
Verfügung stellte. Zu Beginn der 80er Jahre 
war der Aufbau eines bundesweiten flächen­
deckenden Luftrettungsnetzes mit 35 Sta­
tionen, zu dem 1987 noch eine Station in 
Berlin hinzukam, abgeschlossen . 18 Luft­
rettungsstationen mit 27 Katastrophen­
schutz-Hubschraubern meines Hauses, 7 
Stationen mit 10 ADAC-Hubschraubern, 6 
Stationen mit SAR-Bundeswehrhubschrau­
bern und 5 Stationen mit Hubschraubern 
der Deutschen Rettungs-Flugwacht sind das 
Ergebnis. Damit war für die Luftrettung, 
einem wichtigen Teil des Bevölkerungs­
schutzes, also des Zivil- und Katastrophen­
schutzes, ein solides Fundament ge­
schaffen. 

Seit Beginn der Luftrettung wurden fast 
400000 Einsätze geflogen, denen über 
40000 Menschen ihr Leben verdanken. 
Dies verdanken die Geretteten, dies verdan­
ken wir alle dem, was ich die bundesweite 
Hubschrauber-Crew nennen möchte. Den 
Fliegern, den Ärzten und Sanitätern sowie 
allen anderen, die bei der Rettung von Men­
schenleben Tag für Tag bei Wind und Wet­
ter das ganze Jahr im Einsatz sind , möchte 
ich meinen herzlichen Dank, meinen Re­
spekt und meine Anerkennung bekunden. 
Sie erfüllen eine humanitäre Aufgabe. 

Die geschilderten Rettungskapazitäten 
sind nicht nur für den unmittelbaren Notfall 
und nicht nur für den Notfall im Straßenver­
kehr da. Die Verkehrsverletzten sind, was 
manchen überraschen dürfte, sogar nur der 
geringere Teil der von den Rettungshub­
schraubern seit vielen Jahren Geretteten. 
Ihr Anteil an den Einsätzen beträgt rund ein 
Drittel. Internistische Transporte, Berufs­
und Freizeitunfälle sowie Sekundärtranspor­
te nehmen fast 60 % der Hubschrauber­
transport-Leistungen in Anspruch . Auch 
hier hat sich gezeigt, wie wichtig es ist, daß 
ärztliche Hilfe schnell erfolgen kann. Die 
Hubschrauber-Rettungs-Flotte wird so um­
fassend zum Wohl verletzter und kranker 
Menschen genutzt . 

20 Jahre Luftrettung bedeuten auch 20 
Jahre einer raschen technischen und wis­
senschaftlichen Entwicklung. Für die von 
meinem Hause in der Luftrettung eingesetz­
ten Katastrophenschutz-Hubschrauber be­
deutet das: Die meisten von ihnen sind für 
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die Wahrnehmung ihrer wichtigen humani­
tären Aufgabe inzwischen zu klein gewor­
den. Der Einsatz neuer, größerer Hub­
schrauber wurde erforderlich . 

Mit der inzwischen begonnenen Beschaf­
fung der neuen Hubschraubergeneration 
werden die medizinischen Bedingungen und 
die Rettungskapazität verbessert . Die Flug­
sicherheit wird erhöht. Auch in anderen 
Bereichen des Bevölkerungsschutzes kön­
nen die Aufgaben besser erfüll! werden . 

Die neuen Hubschrauber werden moder­
nes medizinisches Gerät mitführen und zwei 
lebensgefährlich Verletzte gleichzeitig trans­
portieren können . Während des Fluges wird 
eine ärztliche Versorgung erfolgen können, 
was bisher nur sehr begrenzt möglich war. 
Medizinisch bedingte Zwischenlandungen 
können kOnftig entfallen . 

Mit zwei Mann Flugbesatzung, einem Pi­
loten und zusätzlich einem Bordwart, wird 
auch die Flugsicherheit erheblich verbes­
sert. Der Pi lot kann sich kün ftig während 
der Einsätze, die in der Regel unter größtem 
Zeitdruck und oft unter schwierigen Wetter­
und Sichtbedingungen geflogen werden 
müssen, voll auf seine fliegerischen Aufga­
ben konzentrieren . Der Bordwart entlastet 
ihn von Navigation , Funkkontakt, Erkun­
dung des Unfallortes und anderen wichtigen 
Aufgaben. 

Im Bevölkerungsschutz können die neuen 
Hubschrauber darüber hinaus für den 
Transport von Spezialkräften, von Spezial­
gerät, von schwerem Material oder auch 
zum Transport von mehreren Schwerver­
letzten unter ärztlicher Betreuung sowie zu 
Führungs- und Erkundungsflügen einge­
setzt werden . 

Irsgesamt beschaffen wir für über 165 
Millionen DM 23 neue Hubschrauber ein­
schließlich einer modernen medizinischen 
Grundausstattung. Das Personal wird ver­
doppelt. Über 125 Angehörige des Bundes­
grenzschutzes, Piloten , Bordwarte und Me­
chaniker wird der Bund künftig in der Luft­
rettung einsetzen. 

Nach Abschluß der Modernisierung 1993 
werden 27 Hubschrauber des Bundes im 
Einsatz sein. Zur Deckung der laufenden 
Kosten wird der Bund jährlich 9 Millionen 
DM zur Verfügung stellen. 

Der Realisierung dieser "Runderneue­
rung" sind lange und zähe Verhandlungen 
vorausgegangen. 

Nachdem der Innenausschuß und der 
Ausschuß für Jugend, Familien , Frauen und 
Gesundheit des Deulschen Bundestages 
das Vorhaben einmütig unterstützt hatten, 
hat es im Juni diesen Jahres auch der 
Haushaltsausschuß genehmigt. 

Hierfür möchte ich den genannten Aus­
schOssen sehr herzlich danken. Mein Dank 
gilt aber auch dem Bundesminister für Ju­
gend, Familien, Frauen und Gesundheit, 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozial­
ordnung , den Ländern und nicht zuletzt 
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Herausragender Vorteil der LuHretlung: SchnellstmöglIche HilleWr den Notlallpatienten. 

dem ADAC. Ihrer aller fachlicher Rat und 
Ihre Gespräche waren sehr nützlich und 
hilfreich, um die Zustimmung des Parla­
ments zu diesem wichtigen Vorhaben zu 
erlangen . 

Katastrophenschutz ist nach unserer Ver­
fassuogsordnung Ländersache. Die Länder 
leisten auf diesem Gebiet Hervorragendes. 
Ein System der Hilfeleistung, in dem staatli­
che Stellen ebenso ihren Platz haben wie 
ehrenamtlich tätige Freiwillige in Feuerweh­
ren oder Hilfsorgnisationen, ist in Europa 
beispielgebend. Es bietet ein gutes Beispiel 
für praktizierten Föderalismus. 

Die Verantwortlichkeit des Bundes ist da­
bei eher ergänzend . Sie folgt aus seiner 
Zuständigkeit für den zivilen Bevölkerungs­
schutz. 

Zu ihr bekennt sich die Bundesregierung. 
Ein wirksamer ziviler Bevölkerungsschutz 
hat seinen Beitrag dazu geleistet, der Bun­
desrepublik Deutschland in den 40 Jahren 
ihres Bestehens den Frieden in Freiheit zu 
bewahren. Die Vorsorge für Katastrophen 
jeglicher Art, einschließlich des Verteidi­
gungsfalles, sind ein Gebot verantwor­
tungsvoller Politik. Die Bundesregierung 
wird sich dieser Verantwortung nicht ent­
ziehen . 

Aus der Zuständigkeitsverteilung in Zivil­
und Katastrophenschutz zwischen Bund 
und Ländern ergibt sich kein Nebeneinan­
der, sondern ein fruchtbares Miteinander. 
So stellt der Bund seine für den Zivilschutz 
vorgehaltenen Kapazitäten für Aufgaben der 
Länder, zum Beispiel im Brand- und Kata­
strophenschutz sowie im Rettungsdienst, 
unkompliziert und in aller Regel kostenlos 
zur Verfügung. 

So hält der Bund etwa 7500 Einheiten 
und Einrichtungen mit 150000 Helfern für 
den zivilen Bevölkerungsschutz im Verteidi-

gungsfall vor und wendet dafür jährlich 300 
Millionen DM auf. Es steht den Ländern voll 
für Katastrophenschutzzwecke in Friedens­
zeiten zur Verfügung. 

Der Bund hat für seine Aufgaben des 
Bevölkerungsschutzes ein Ausbildungssy­
stem errichtet, das allen Helfern offen steht 
und so Kenntnisse und Fertigkeiten in die 
Kreise und kreisfreien Städte transferiert. Es 
trägt so dauerhaft zu einer Verbesserung 
der Leistungsstärke des Katastrophenschut­
zes der Länder bei. 

In diesem Zusammenhang möchte ich 
nicht unerwähnt lassen, daß mein Haus 
nach der großen Waldbrandkatastrophe in 
Niedersachsen 1975 das Modell einer Kata­
strophenschutz- und technischen Einsatzlei­
tung geschaffen hat , um die seinerzeit auf­
getretenen Kompetenzprobleme zu über­
winden . Die Innenministerkonferenz hat das 
Konzept bereits 1978 in seiner Grundstruk­
tur als für den Katastrophenschutz geeignet 
übernommen. 

Katastrophenschutz bedarf nicht nur in­
nerstaatlicher Koordinierung . Katastrophen 
machen an Staatsgrenzen nicht halt, und 
auch die Hilfe im Notfall darf es nicht, zumal 
in einer Zeit , in der Europa enger zusam­
menwächst. In diesem Sinne steht auch 
dieser Kongreß unter dem Motto "Luftret­
tung europaweit" . Ich halte das für gut. 

Vor wenigen Wochen , Ende August, fand 
im Drei-Länder-Eck zwischen der Bundesre­
publik Deutschland, Belgien und den Nie­
derlanden, in Aachen , die Tagung der Bun­
des republik mit ihren Vertragspartnern über 
bilaterale Katastrophenhilfe statt. In Anwe­
senheit der EG wurde als einer der Schwer­
punkte dieser Tagung die Öffnung des Bin­
nenmarktes und die damit verbundenen Zie­
le , Inhalte und Rahmenbedingungen erör­
tert. 



Fachgespräch am Rand der Tagung: Der neue ADAC-Präsldent Flimm, der leiter der ADAC-luftrettung Kugler, der Bayerische Innenminister Dr. Stoiber, 
Bundesinnenminister Dr. Schluble und der AOAC-EhrtmprAsidenl Stadler (von links). 

Die Tagung war ein Erfplg. Die auf 
Wunsch Belgiens dort durchgeführte Kata­
strophenschutzübung brachte wichtige Er­
kenntnisse . So wurde sichtbar, daß eine 
Anpassung technischer Normen, etwa bei 
Funkgeräten, erforderlich ist. Insgesamt 
war die Übung ein Beweis für die enge und 
gute Zusammenarbeit über die Grenzen hin­
weg . Auch dies ist ein Stück reales Europa. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat in­
zwischen mit allen westlichen Nachbarstaa­
ten Abkommen über gegenseitige Hilfelei­
stung bei Katastrophen oder schweren Un­
glücksfällen abgeschlossen. Auch die 
UdSSR ist vor dem Hintergrund der Ereig­
nisse von Tschernobyl und Armenien an 
einem Hilfeleistungsabkommen mit der 
Bundesrepublik Deutschland interessiert. 
Nachdem wir dem sowjetischen Außenmini­
sterium einen Entwurf eines Katastrophen-

, schutzhilfeleistungsabkommens vor kurzem 
zugeleitet haben, sehen wir nunmehr der 
Aufnahme förmlicher Verhandlungen entge­
gen. Ich hoffe, daß eines Tages auch mit 
unseren unmittelbaren östlichen Nachbarn, 
der DDR und der CSSR ' ein solcher Ver­
tragsabschluß möglich sein wird . Die Bun­
desregierung wird Slch wejterhin darum be­
mühen, auch mit ihnen zu entsprechenden 
Vereinbarungen zu kommen . 
, Auch die anderen europäischen Staaten 
in West-, Nord- und Südeuropa haben mit 
ihren Nachbarstaaten vergleichbare bilatera­
le Hilfeleistungsabkommen abgeschlossen 
oder sind dabei , dies zu tun . Damit entsteht 
ein immer dichtes Netz von grenzüber­
schreitenden Hilfeleistungsabkommen, das 

auch politische Bedeutung hat. Es ermög­
licht nicht nur den schnellen grenzüber­
schreitenden Zugang von Katastrophen­
schutzressourcen . Europa wächst so auch 
auf diesem Weg enger zusammen . 

Kein Bedürfnis besteht meiner Ansicht 
nach für ein zusätzliches konkurrierendes 
supranationales Hilfeleistungssystem. Die 
1987 und 1988 auf den Ratstagungen der 
für den Zivilschutz zuständigen Min ister be­
schlossenen Katastrophensch utzmaßnah­
men sind in das bilaterale Hilfeleistungsab­
kommen sinnvoll und effektiv einzuordnen. 

Maßnahmen der EG auf diesem Gebiet, 
zum Beispiel der einheitliche europäische 
Notruf und vieles andere, stellen nützliche 
Ergänzungen dar. Sie sollten unter diesem 
Gesichtspunkt gesehen und zum Wohle al­
ler eingeführt werden . Fatal wäre es, wenn 
ausgerechnet bei der humanitären Hilfe zwi­
schen bilateraler und supranationaler Ebene 
Konkurrenz entstünde. 

Hilfreich wäre jedoch die Förderung eines 
ständigen Erfahrungs- und Informations­
austauschs zwischen den in der EG vertrete­
nen Staaten. Dadurch könnte eine Harmoni­
sierung , das heißt die Einführung gleicher 
oder vergleichbarer Maßstäbe und Stan­
dards in der Ausbildung , der Ausstattung, 
der Organisation und Führung in vielen Be­
reichen des Bevölkerungsschutzes eher und 
leichter erreicht werden . 

Diese Überlegungen und Grundsätze gei­
ten auch für die Luftrettung als einem Teil 
des Bevölkerungsschutzes. Gute Bedingun­
gen für eine enge Zusammenarbeit in der 
Luftrettung bestehen bereits zwischen der 

Bundesrepublik Deutschland, den Nieder­
landen, Belgien, Luxemburg und Frankeich 
aber auch der Schweiz und Österreich, 
wenn ich zum Beispiel an die Luftrettungs­
stationen Christoph 9, 10, 16 oder 17 den­
ke . Auch auf diesem Gebiet sollten gegen­
seitige Hilfeleistungsabkommen abge­
schlossen werden . 

Mit der Öffnung des Binnenmarktes nach 
1992 werden innerhalb der EG wichtige Ver­
änderungen einhergehen . Die Beseitigung 
der vielfältigen direkten und indirekten Han­
dels- und Wettbewerbsschranken zwischen 
den Staaten wird davon nur eine , wenn 
auch sehr wichtige sein . Die Öffnung wird 
alle Lebensbereiche mehr oder weniger be­
rühren . Auch der Rettungsdienst wird da­
von nicht ausgespart bleiben . Ich bin si­
cher, daß dieser wichtige politische Meilen­
stein auf dem Wege zu einem vereinten 
Europa eine ganz erhebliche Schubkraft für 
den Fortschritt in den Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft auslösen wird . Der damit ein­
hergehende Harmonisierungseffekt wird 
noch bestehende Entwicklungsunterschiede 
abbauen helfen. Es kommt darauf an , dies 
stetig und harmonisch zu erreichen . 

Öffnung bedeutet zum Teil aber auch, auf 
überholte Regelungen und Strukturen zu 
verzichten . Es ist nicht möglich, nur die 
vielfältigen Vorteile der Öffnung des Binnen­
marktes zu genießen und gleichzeitig den 
dadurch bedingten schärferen Wettbewerb 
abzulehnen. 

Wir müssen uns dieser Herausforderung 
stellen, um nicht eine große Zukunftschan­
ce zu verspielen ." 
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Hochspezialisierter 
Sachverstand .im Dienste 

der Sicherheit 
Schutzkommission beim Bundesminister des Innem mit 

geänderter Geschäftsordnung 

Am 1. November 1989 ist eine geänderte 
Geschäftsordnung der Schutzkommission 
(SK) beim Bundesminister des Innern in 
Kraft getreten. Dies gibt Veranlassung, 
die Arbe it der SK und deren Bedeutung für 
den Bevölkerungsschutz sowie die Ände­
rungen der Geschäftsordnung darzu­
stellen. 

Entstehung, Ziele und 
Arbeitsweise 

Oie Schutzkommission wurde im Jahre 
1953 gegründet. Die NObelpreisträger Prof. 
Heisenberg und Hahn hatten der Bundesre­
gierung aus politischer und staatsbürgerli­
cher Verantwortung angeboten, sie unent­
geltlich darüber zu beraten, wie die Bevölke­
rung gegen die Wirkungen von KernwaHen 
geschützt werden könne . Zu dieser Idee 
gewannen sie die ebenfalls hochangesehe­
nen Professoren Haxel , Gentner, Rajewski, 
LangendorH und Rietzler. Die Mitglieder der 
Schutzkommission stellen seitdem ihren 
Sachverstand, ihre Arbeitszeit und ihre In­
itiative unentgeltlich zur Verfügung. Nur so­
weit ihnen bei Forschungsvorhaben durch 
zusätzliches Gerät und Fremdpersonal 
Kosten entstehen, werden diese vom Bund 
getragen. Daran . hat sich bis heute nichts 
geändert. Wohl aber hat sich der Aufgaben­
bereich ausgeweitet. Während in den 50er 
Jahren, veranlaßt durch die Atombomben­
abwürfe von Hiroshima und Nagasaki die 
Auswirkungen von KernwaHen im Mittel­
punkt der Beratung standen, befaßt sich die 
Schutzkommission heute mit Katastrophen 
aller Art, seien sie durch Technologie oder 
auch durch WaHeneinwirkungen verur­
sacht. 

Die Aufgabenfelder der SK betreHen die 
Bereiche Physik, Chemie, Medizin, Pharma­
kologie, Bauingenieurwesen und Soziolo-
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gie . Das sind zwar klassische Ausbildungs­
fächer an den Universitäten. Die sich auf 
diesen Feldern stellenden Probleme des Be­
völkerungsschutzes werden jedoch sonst 
nirgends bearbeitet. 

Die Vorgehensweise der SK ist eine Dop­
pelte . 

Einerseits stellt die Bundesregierung der 
Schutzkommission Fragen, wie etwa: "Ist 
es möglich, ein dem vorhandenen Strahlen­
meßrietz vergleichbares Meßnetz für chemi­
sche Gefahren zu erstellen?" 

Andererseits weist die Schutzkommis­
sion den BMI auf konkrete Probleme hin, 
die untersucht werden sollten. Dies ist er­
forderlich , weil und solange der BMI über 
einschlägigen wissenschaftlichen Sachver­
stand nicht verfügt und drohende Gefahren 
daher nicht immer erkennen kann . 

Durch die jahrzehntelange Beschäftigung 
auf dem Spezialfeld Bevölkerungsschutz be­
sitzt die SK "vorgehaltenen Sachverstand" . 
Damit entfallen' Einarbeitungszeiten bei der 
Bearbeitung von Einzelprojekten , Das wie­
derum erhöht die EHizienz gegenüber der 
Arbeitsweise außenstehender Dritter , 

Forschungsvorhaben 

Forschungsvorhaben werden von den je­
weiligen Fachausschüssen entsprechend 
dem bewährten Verfahren der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft begutachtet. Der 
BMI beschließt auf dieser Basis nach Ab­
stimmung mit dem Inneren Ausschuß , der 
aus dem Vorsitzenden der SK und den Vor­
sitzenden der einzelnen Fachausschüsse -
zur Zeit acht an der Zahl - über die Durch­
führung . Die Mittelbewilligung und die 
haushaltsmäßige Betreuung der Schutz­
kommission erfolgt durch das Bundesamt 
für Zivilschutz (BZS) . Die Erteilung eines 
Antrags bedingt, daß der Forscher eine Rei-

he von Voraussetzungen erfüllt. Zum einen 
muß er über die erforderliche Grundausstat­
tung für die Durchführung von (größtenteils 
experimentellen) Arbeiten auf den Spezial­
gebieten des Zivil- und Katastrophenschut­
zes verfügen . Hierzu gehören: ein entspre­
chender Gerätepark, Spezialwerkstätten, 
Spezialliteratur sowie eine solide Grundaus­
stattung der , Infrastruktur. Zum anderen 
sind Kenntnisse der speziellen Bedürfnisse 
des Bevölkerungsschutzes erforderlich. 

Die Umsetzung von 
Forschungsergebnissen 

Die Umsetzung wissenschaftlicher Er­
kenntnisse in praktisches Handeln erfolgt 
zunächst durch Beratung 
1. aus der allgemeinen Kenntnis des ein­

schlägigen Fachgebiets und 
2. aufgrund von Erkenntnissen aus aktiver 

Forschungstätig keit. 
Die zuständigen Behörden setzen diese 

Erkenntnisse sodann in konkrete Maßnah­
men um, 

Einige ausgeWählte Beispiele für die Bera­
tungsergebnisse zu 1. aus jüngster Zeit 
sind: 
1.1 Die Erstellung eines Konzepts zur Be­
wältigung großflächiger radioaktiver Konta­
minationssituationen . Dieses bereits im Ju­
ni 1986 vorgelegte Konzept wurde ohne 
wesentliche Änderung im Strahlenschutz­
vorsorgegesetz realisiert. Es überträgt dem 
Warndienst umfangreiche friedensmäßige 
Aufgaben hinsichtlich der Erkennung radio­
aktiver Gefahren und entsprechender War- ­
nung der Bevölkerung . 
1.2 Arbeiten an einem Konzept zur meß­
technischen Bewältigung von Chemiekata­
strophen. 
1.3 Überlegungen für eine Neukonzeption 
von Schutzräumen, die der Verbesserung 



des unzureichenden Angebots von Schutz­
räumen durch Nutzung vorhandener Bau­
substanz dienen. Hier hat der BMBau auf­
grund dieser Arbeiten neue bautechnische 
Grundsätze für den Bau von Schutzräumen 
in Ein- Zweifamilienhäusern erlassen. 
1.4 Erarbeitung von Merkblättern über 
Seuchen und zu Fragen der Hygiene in Kata­
strophen situationen . 

Im Hinblick auf die Beratung bei der Of­
fentlichkeitsarbeit sind die fachliche Unter­
stützung der Schutzkommission bei der Er­
arbeitung der Broschüre und des Lehrfilms 
des Bundesverbandes für den Selbstschutz 
mit dem Thema .Strahlenschutz im Selbst­
schutz" ebenso zu nennen, wie die Mitwir­
kung bei der inhaltlichen Gestaltung des 
Bevölkerungsschutzmagazins "Mitdenken -
Mitmachen" . 

Während sich diese Aktivitäten auf die 
Information der breiten Offentlichkeit kon­
zentrieren , zielen andere Aktivitäten auf die 
Information von speziellen Zielgruppen der 
Bevölkerung ab. Hier ist der überarbeitete 
Leitfaden für Katastrophenmedizin , der der 
Fachinformation von Medizinern und von 
einschlägig tätigen Hilfsorganisationen 
dient, zu nennen. 

Aus der Zahl der in den letzten Jahren 
bearbeiteten Forschungsthemen seien eini­
ge beispielhaft herausgehoben: 
2.1 Entwicklung und Optimierung von 
Meßverfahren, speziell der Gammaspektro­
metrie, die inzwischen beim Warndienst 
eingesetzt werden. 
2.2 Technische Ausgestaltung von Kompo­
nenten einer neuen Generation von Schutz­
räumen (kompakte Lüftungsanlagen, nach­
trägliche Ertüchtigung der vorhandenen 
Bausubstanz) . 
2.3 Strahlenschutz und Hygiene in Schutz­
räumen . 
2.4 Dosisbegrenzung für Einsatzkräfte 
beim Auftreten erhöhter Strahlung (Dosis­
richtwerte gemäß Feuerwehrdienstvor­
schrift) . 
2.5 Grenzwerte radioaktiver und chemi­
scher Verunreinigung von Nahrungsmitteln 
und von Trinkwasser und der Dekontamina­
tion von Trinkwasser unter Katastrophenbe­
dingungen. 
2.6 Chemisches Risiko der Jodpraphylaxe 
gegen die Aufnahme von Radiojod in den 
Körper (Jodtabletten) . 
2.7 Analgesie , Anästhesie und klinische 
Be han d lu ng Schwe rstve rl etzte r /-g eschäd ig­
ter unter Katastrophenbedingungen. 

Bedeutung der 
Schutzkommission für den 
Bevölkerungsschutz " 

Die Bedrohung der Bevölkerung ergibt 
sich heutzutage in erster Linie aus der 

Hochtechnologie, die wir in den letzten 
Jahrzehnten als Grundlage unseres Wohl­
standes und unserer Sicherheit aufgebaut 
haben, die aber auch Risiken in sich birgt. 
Diese .Risiken sollen durch immer bessere 
Vorbeugungsmaßnahmen minimiert wer-

Prof. Dr. Werner Heisenberg. 

Prol. Dr. DUo Hahn. 

den; total ausschließen lassen sie sich 
nicht. Für diesen Fall stellt der Staat ein 
System von Hilfeleistungsmaßnahmen zur 
Verfügung , das aber der Gefahr nur ange­
messen begegnen kann , wenn es die Me­
chanismen der Hochtechnologie und die 
Folgen von Unfällen und Katastrophen bis 
hin zu Waffenwirkungen kennt und sachge­
recht reagieren kann . Dazu ist hochspeziali­
sierter SaChverstand erforderlich, der in der 
öffentlichen Verwaltung nur bedingt vorhan­
den ist. Bei ' den hier behandelten Sachver-

halten sind wissenschaftliche Kenntnisse 
von Nöten , die den Herausforderungen der 
Hochtechnologie gewachsen sind. Dazu sei 
nochmals auf die Gründung der Schutzkom­
mission durch Prof. Hahn und Heisenberg 
verwiesen . Gleichzeitig sei aber auch er­
wähnt, daß die Gefahren durch Atomkraft , 
nicht mehr allein die Bevölkerung bedrohen , 
sondern Gefahren auf dem Gebiet der Che­
mie die Menschen in vielfältiger Weise be­
drohen. Die Schutzkommission hat daher 
ihre Beratungstätigkeit im Laufe ihres Be­
stehens entsprechend dem Beratungsbedarf 
der Verwaltung ausgedehnt. 

Der Bundesminister des Innern ist der 
Schutzkommission dankbar, daß sie ihren 
Sachverstand auch für die neuen Gefahren 
zur Verfügung gestellt hat. 

Erwähnt sei schließlich , daß die Schutz­
kommission ihre Beratung auch auf Natur­
katastrophen ausgedehnt hat. Zwar sind ge­
fährliche Erdbeben bei uns äußerst selten . 
Die Bundesregierung beteiligt sich jedoch 
an einem Programm der UNO, die die 90er 
Jahre zur Dekade zur Bekämpfung von Na­
turkatastrophen, insbesondere Erdbeben 
und Hurrikans, erklärt hat. Die Schutzkom­
mission wirkt auch an diesem Vorhaben 
mit. 

Änderung der 
'Geschäftsordnung 

Die überarbeitete Geschäftsordnung sieht 
befristete Mitgliedschaft in der Schutzkom­
mission vor. Während die Mitgliedschaft 
bisher unbefristet war, ist nunmehr ihre 
Begrenzung auf 6 Jahre mit der Möglichkeit 
der Verlängerung vorgesehen . Sinn dieser 
Anderung ist es, jungen Wissenschaftlern 
Zugang zur Schutzkommission zu ver­
schaffen. 

Eine weitere Anderung ist die Einbezie­
hung des Bundesministers für Raumord­
nung , Bauwesen und Städtebau in die Ge­
schäftsordnung . Dies geht auf die Tatsache 
zurück, daß jeder Minister in seinem Ge­
schäftsbereich für den BevOlkerungsschutz 
zuständig ist. Auch für den Verteidigungs­
fall ändert sich hieran nichts . Der BMBau ist 
daher zuständig für Forschungen auf dem 
Gebiet des Schutzraumbaus. Die Haushalts­
mittel für diese Forschung werden demzu­
folge .durch den BMBau verwaltet. Das stellt 
die Geschäftsordnung klar. 

Die Geschäftsordnung verweist ferner 
hinsichtlich der Forschungsmittel auf die 
vergaberechtlichen Vorschriften . Damit be­
rücksichtigt sie eine Forderung des Rech­
nungsprüfungsausschusses, durch Aus­
schreibung von Vorhaben Wissenschaftlern 
außerhalb der SChutzkommission die Mitar­
beit auf dem Gebiet des Bevölkerungsschut­
zes zu ermöglichen und Zugang zu For­
schungsmitteln zu erlangen. 
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Erste Katastrophenschutzübung der Europäischen Gemeinschaft 
unter dem Titet "Europa 1989" in Le Perthus (Südfrankreich) 

Der Beginn einer neuen 
Zusammenarbeit 

Rund 150 Übungsbeobachter aus den EG-Ländern und fünf 
EFfA-Staaten - Verbesserung des Katastrophenschutzes in der 

Gemeinschaft angestrebt 

Wertet man den Erfolg der Katastro­
phenschutzübung "Europa 1989" vom 17_ 
bis 19_ Oktober in Le Perthus, Südtrank­
reich , auch am regen Informationsaus­
tausch der internationalen Obungsbeob­
achter, so kann ein wichtiges Ziel der 
Obung, die Kommunikation der Katastro­
phenschutzexperten untereinander zu ver­
bessern, schon als erreicht betrachtet 
werden_ Die Obung gab viel Gelegenheit, 
sich kennenzulernen und wurde Intensiv 
genutzt zum Gedankenaustausch und zu 
Diskussionen über den Katastrophen­
schutz im nationalen und Internationalen 
Bereich _ 

Rund 150 Fachleute des Katastrophen­
schutzes aus den EG-Ländern und lünf 
EFTA-Staaten sind der Einladung der Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaft -
Generaldirektion Umwelt, nukleare Sicher­
heit und Katastrophenschutz - gefolgt. Sie 
reisen in das nur einen Steinwurf von der 
spanischen Grenze entfernte , am Fuß der 
Ostpyrenäen gelegene Oorf Le Perthus, um 
den - aus EG-Sicht - Beginn einer neuen 
Zusammenarbeit zwischen der Kommission 
und den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
für einen besseren Schutz der 320 Millionen 
europäischen Bürger zu erleben. 

Solidarität weiterentwickeln 

Hintergrund der internationalen Veran­
staltung ist der Wunsch der EG-Kommis-
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sion , den Grundsatz und die Idee einer 
Solidarität der Bürger Europas durch die 
Zusammenarbeit der Gemeinschaft im Be­
reich des Katastrophenschutzes weiterzu­
entwickeln, um Katastrophen unterschied­
lichster Art besser begegnen zu können . Die 
Kommission hat deshalb den Katastrophen­
schutz in den Rang einer dem Umwelt­
schutz und der nuklearen Sicherheit gleich­
gestellten Gemeinschaftspolitik erhoben . 

Um diese Politik wirkungsvoll zu gestal­
ten, will die Kommission 
• die bereits vorhandenen Katastrophen­

schutzsysteme verbessern, anstatt neue 
Parallelstrukturen zu schaffen, 

• wichtige Fragen , die nach einer gemein­
schaftlichen Antwort verlangen, heraus­
arbeiten und klären , 

• konkrete Lösungen für Einzelprobleme 
erarbeiten und insbesondere für be­
stimmte Risiken Interventionsmittel der 
EG bereitstellen 

• sowie die politischen Entscheidungsträ­
ger und die für den Katastrophenschutz 
verantwortlichen Führungskräfte zusam­
menbringen, um die Effektivität und den 

• Einsatzwert der vorhandenen Systeme 
objektiv zu bewerten und die Ausbil­
dungsinhalte und Ausstattungen anzu­
gleichen .. 



*** 
* * 
* * 
* * *** 

Der erste Anlaulpunkt für die internationalen Obungsbeobachter: die Milche Einsatuenlrale. 

Prälekt Roger Gros (2. v. rechts) leitet in der Einsatuentrale die Maßnahmen des "Plan Rouge". 

In Zelten Ist der .. Vorposten für die medizinische Versorgung" untergebracht. 

Erste Übung der 
Gemeinschaft 

Die EG-Kommission betraute das franzö­
sische Innenministerium mit der Organisa­
tion der ersten Katastrophenschutzübung 
der Gemeinschaft unter dem Titel "Europa 
1989". Innenminister Pierre Joxe delegierte 
die Aufgabe an den Präfekten des Departe­
ments Pyr~n~es-Orientals , der diese kom­
plexe Übung mit seinen Mitarbeitern in Sze­
ne setzte. 

Am Nachmittag des 17. Oktobers treffen 
sich die Übungsbeobachter im Fort de Belie­
garde, einer alten Festungsanlage oberhalb 
des Dorfes Le Perthus gelegen. Unter ihnen 
eine neunköpfige Delegation aus der Bun­
desrepublik Deutschland, geleitet von Mini­
sterialrat Eckehard Moesle, Bundesministe­
rium des Innern . 

Präfekt Roger Gros begrüßt die Gäste 
und stellt die an der Übung beteiligten fran­
zösischen sowie spanischen Dienststellen 
und Hilfsdienste vor. Anschließend führt er 
in die Übung ein , der folgendes Szenario zu 
Grunde liegt: 

"Ein Mittelstreckenflugzeug mit 170 Pas­
sagieren und fünf Besatzungsmitgliedern an 
Bord gerät auf dem Flug von Paris-Orly 
nach Spanien in Schwierigkeiten und muß 
notlanden. Der Ort der Landung ist unbe­
kanrit, die Funkverbindung abgebrochen . 
Die BezirkskontrOllsteIle von Aix-en-Pro­
vence alarmiert daraufhin den Such- und 
Rettungsdienst in LyonlMont-Verdun, der 
die luftfahrttechnischen Nachforschungen 
in die Wege leitet. " 

Pläne für den Notfall 

Für die Hilfsmaßnahmen nach einem 
Flugzeugabsturz auf eigenem Territorium 
wurden in Frankreich zwei Soforthilfepläne 
ausgearbeitet. Der "Plan Sater" umfaßt alle 
Suchmaßnahmen, aufgegliedert in drei Pha­
sen , der "Plan Rouge" beinhaltet die erfor­
derlichen Rettungs- und Bergungsmaß­
nahmen . 

In der Phase "Sater 1" richtet der Such­
und Rettungsdienst ein Nachforschungser­
suchen an die Gendarmerieverbände der 
von dem Alarm betroffenen Gebiete und 
bittet um Angaben aufgrund eventueller Be­
obachtungen über den tatsächlichen oder 
wahrscheinlichen Verlauf der Flugroute der 
vermißten Maschine. Suchmannschaften 
werden nicht a!armiert oder eingesetzt. 
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Ist das Absturzgebiet in etwa einzugren­
zen , setzt die Phase "Sater 2" ein. Für die 
Suche stehen luftgestützte Einsatzmittel wie 
Flugzeuge und Hubschrauber der Streitkräf­
te, Hubschrauber der Gendarmerie und des 
Katastrophenschutzes sowie, falls ertorder­
lieh, private Luftfahrzeuge zur Vertügung. 
Hinzu kommen land gestützte Einsatzmittel, 
also Suchtrupps der Gendarmerie, Polizei, 
Feuerwehr, des Zolls sowie der Nationalen 
ForstbehOrde und mit Peilgeräten ausge­
stattete Funkamateure des Katastrophen­
schutzes. 

In der Phase "Sater 3" konzentriert sich 
die Suche mit allen. an "Sater 2" beteiligten 
Kräften gezielt auf die vermutete Absturz­
steIle. 

Ist das Flugzeug gefunden, gehen die 
Suchmaßnahmen in Rettungsmaßnahmen 
über: Der "Plan Rouge" tritt in Kraft. In ihm 
sind alle Rettungs- und Bergungsmaßnah­
men bei einem Massenanfall von Verletzten 
zusammengefaßt. 

Live dabei 

Wie "Sater 1 und 2" nach dem angenom­
menen Flugzeugabsturz der übung "Europa 
1989" ablief, können die Gäste anhand 
eines Videofilms vertolgen. Live dabei sind 
die Beobachter dann, als "Sater 3" anläuft. 
Eine Kamera , auf einem Hubschrauber in­
stalliert, schickt Bilder in den Konferenz­
saal, die zeigen , wie sChwierig die Suche 
nach einem vermißten Flugzeug in bergi­
gem, bewaldetem Gelände ist. Zwischen­
durch eingeblendete Szenen aus dem im 
Fort de Bellegarde installierten Lagezentrum 

*** 
* * 
* * 
* * *** 

Auf einer Trage schleppen Heller einen " Vertetzten" zur Sammelstelle. 

zeigen den Katastrophenschutzstab bei der Ein gellndeglngiges Speziallahrzeug bringl "Schwerverletzte" ,on der AbsturzsteIle zum Vorposten. 
Arbeit. 

Nach knapp einer Stunde ist das Wrack 
gefunden. Der erste Teil der Übung ist da­
mit beendet, sie wird hier abgebrochen. 
Wie nun "Plan Rouge" abläuft, soll der 
morgige Tag im Übungsgelände zeigen . 

Abgerundet wird das Programm des er­
sten Tages durch Vorträge zweier Mitglieder 
der britischen Delegation. Sie dokumentie­
ren anhand eindrucksvoller Diapositive und 
Videofilme den Ablauf der Bergungs- und 
Rettungsmaßnahmen nach den Flugzeugab­
stürzen in Lockerbie (21 . 12. 1988) und 
Nottingham (8. 1. 1989) . 

Das Übungsgeschehen 

Treffpunkt ist am nächsten Morgen das 
Übungsgelände in den Pyrenäen. Aufgeteilt Im HInger des fahrzeugs können ,ier Personen liegend transportiert werden. 
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Das gute Zusammenspiel zwischen Arzten und 
Sanitätspersonal bringt schnelle Hilfe. 

in zwei Gruppen besichtigen die internatio­
nalen Beobachter die eingerichteten Statio­
nen sowie Schadensstellen und können sich 
somit vor Ort über die Maßnahmen des 
"Plan Rouge" informieren. 

Erster Anlaufpunkt ist die örtliche Ein­
satzzentrale , die bei dieser Übung zu De­
monstrationszwecken zusätzl ich zum Lage­
zentrum im Fort de Bellegarde eingerichtet 
wurde . Der Aufbau der Zentrale in einem 
Zelt dauert mit dem Einrichten der notwen­
digen Fernmeldeanlagen rund sechs Stun­
den, so daß sie meist nur bei mehrtägigen, 
großen Einsätzen installiert wird . Im Realfall 
meldet die als erstes am Unfallbrt eingetrof­
fene Rettungsmannschaft dem Präfekten 
den Schadensumfang . Er entscheidet dann, 
ob die Einsatzzentrale in der Präfektur 
bleibt, in einer Schule oder einem Bürger­
meisteramt in der Nähe der Schadenssteile 
eingerichtet oder ob eine bewegliche Zen­
trale aufgebaut wird , von der aus der Prä­
fekt mit seinem Stab den Einsatz führt. 

Das Interesse der Gäste an der techni­
schen Ausstattung und dem Ablauf der von 
hier gesteuerten Maßnahmen ist groß. Die 
Dolmetscher der EG bemühen sich redlich , 
die vielen Fragen zu übersetzen und _die 
Antworten der französischen Experten zu 
formulieren . Es gelingt nicht immer, zu 
komplex sind die Strukturen . Vieles geht im 
allgemeinen Trubel unter, kommt verstüm­
melt an . Schon hier zeigt sich , wie auch 
später an den weiteren Anlaufpunkten , daß 
eine ausführliche schriftliche Information in 
der jeweiligen Landessprache der Gäste 
über die Aufgaben und Ausstattung sowie 
Einsatzstärke der an den Stationen einge-

* * * * * 
* * 
* * * * * 

Eine wichtige Formalie: Die .. Betroffenen" werden registriert . 

Wa rten auf den Abtransport. Die "Verletzten" stehen in der Sammelstelle stets unter ämlicher Kontrolle. 

Von einer Anhöhe aus beobachten die Gäste, wie ein Vorposten aufgebaut wi rd . 
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*** * * 
* * 
* * *** 

Mittagessen im Freien: Oie Obungsbeobachter si nd dankbar für die kurze Pau se. 

setzten Dienste für ein besseres Verständnis 
hilfreich gewesen wäre . So bleibt vieles an 
der Dberfläche, kann nicht mit dem Kata­
strophenschutzsystem im eigenen Land 
verglichen werden . 

Gekonntes Zusammenspiel 
der Hilfsdienste 

P.M.A. - Poste Medical Avance (Vorpo­
sten für medizinische Versorgung) nennt 
sich die nächste Station . Hier wird das 
Ausmaß der "Katastrophe" sichtbar. Alles 
1st in Bewegung. Ununterbrochen fahren 
Krankentransportwagen vor, bringen "Ver- Rund 15 Minulen dauert es, dann slehl die Zelleinheit 

letzte" von der AbsturzsteIle . Helfer der be­
teiligten Dienste schleppen zusätzlich auf 
Tragen einzelne "Opfer" zur Sammelstelle . 

Es wird eng in den großen , aneinander­
gefügten Zelten . Die Ärzte bemühen sich 
um die "Verletzten ", informieren sich an­
hand der Verletztenanhänger über die erste 
ärztliche Diagnose und Hilfe an der Absturz­
steIle , behandeln weiter. Aufgabe des 
P.M.A. ist es vordringlich, die "verletzten " 
Passagiere transportfähig zu machen. Sie 
werden von hier aus zur "Medizinischen 
Zentralstelle für den Abtransport der Ver­
letzten" gefahren. 

tensammelstelle aufgebaut ist. Das abgelas­
sene Zelt wird von den Helfern aufgenom­
men und an einem vorbereiteten Platz aus­
gebreitet. In kurzer Zeit sind die einzelnen 
Stützholme des Zeltes mit Hilfe eines Kom­
pressors mit Luft gefüllt. Nur fünf Minuten 
dauert es , bis das erste halbrunde Zelt 
steht. Zwei weitere kommen hinzu, werden 
zu einer Einheit zusammengefügt. Alles 
geht Hand in Hand , die Gäste sind beein­
druckt von der Schnelligkeit und dem ge­
konnten Zusammenspiel der eingesetzten 
Kräfte . . 

Das erste Zelt dient der Registrierung und 
Triage der "Verletzten". Hier ist am rück­
wärtigen Teil ein offener Container ange­
schlossen: die Ausgabestelle für die medizi­
nischen Geräte, Verbandmaterialien und 
Medikamente. Das zweite Zelt nimmt die 
Schwerverletzten auf, im dritten werden 
Leichtverletzte versorgt . 

Ober dem nächsten Anlaufpunkt schwebt 
lärmend ein Hubschrauber. An einem Seil 
hange.n die Zelte für einen weiteren P.M.A. 
Die Gastgeber demonstrieren, wie schnell 
auch im schwierigen Gelände eine Verletz- Nur kurze Zei! benöligen die Heller, um die einzelnen Zelle elnzurichlen. 
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Für die medizinische Betreuung stehen 
fünf Ärzte sowie 20 Hilfskräfte bereit. Rund 
50 Verletzte können in einer Stunde erst­
versorgt, d. h. transportfähig gemacht wer­
den . Zur Ausstattung des P.M.A. gehören 
u. a. je drei EKG-Geräte und Defibrillatoren, 
sechs Beatmungsbeutel sowie rund 400 In­
fusionen unterschiedlicher Kategorien . 

An der AbsturzsteIle 

Das Flugzeug ist beim Aufprall in zwei 
Teile zerbrochen. Das Heck liegt auf einer 
kleinen Lichtung. An ihm demonstrieren die 
französischen Einsatzkräfte , wie mit Hilfe 
hydraulischer Scheren und Spreizer die 
Außenhaut des Wracks aufgeschnitten wird. 
Es gibt Schwierigkeiten, das Gerät wird ·ge­
wechselt, aber bald klafft ein Loch im Sei­
tenteil des Hecks. 

Jetzt wird's eng. Ausnahmsweise stehen 
sich hier nicht die Gäste auf den Füßen, 
sondern die zahlreichen Fotografen. Es ist 
wie bei einer realen Katastrophe - da wird 
gedrückt, gestoßen, gestritten, jeder will 
der sich anbahnenden Bergung eines Opfers 
am nächsten sein . Nur mit Mühe kann die 
Trage zugetUhrt werden . Dann ist es soweit: 
Das Drängeln verstärkt sich, die Kameraver­
schlüsse klicken , vorsichtig wird ein "Ver­
letzter" durch die scharfkantige Öffnung 
bugsiert, die Trage nimmt ihn auf, schon 
steht eine Notärztin bereit. 

Kein Zweifel , die Aktion ist gelungen, es 
kommt Applaus auf. 

Nächste Station ist das an einem Wald­
rand liegende Vorderteil des Flugzeugs. 
Kleine Nummernschilder markieren die im 
Gelände verstreuten Wrackteile und einzelne 
"Opfer". Demonstriert wird hier die Arbeit 
der gerichtlichen Untersuchungskommis­
sion, die die Absturzursache klären soll. 
Vorgestellt werden alle an den Ermittlungen 
beteiligten Stellen und die hierfür benötigte 
umfangreiche Ausrüstung für die Untersu­
chungen an Ort und Stelle. 

Letzter Übungsort ist das "Ärztliche Zen­
trum für den Abtransport der Verletzten". 
Hier schließt sich der Kreis der Hilfsmaß­
nahmen am Schadensort. In den Zelten 
erfolgt eine zweite Triage und die weitere 
Versorgung der "Opfer", wird die Dringlich­
keit und Art des Transports (Hubschrauber, 
Rettungswagen) in die Kliniken festgelegt . 

Wie dies abläuft, demo.nstriert ,,EUS", 
eine französische Feuerwehr-Spezialeinheit. 
Sie wurde gebildet, um nach einer Katastro­
phe mit einem Massenanfall von Verletzten 

*** 
* * 
* * 
* * *** 

Mit Hilfe einer hydraulischen Schere wird das Heck des Flugzeugs autgeschniHen. 

schnelle medizinische Hilfe im In- und Aus­
land zu leisten . Zur Einheit gehören acht 
Ärzte sowie medizinische und technische 
Spezialisten. Die Truppe ist innerhalb von 
drei Stunden einsatzbereit und kann sich 
selbst versorgen. Eingesetzt wurde ,,EUS" 
bereits 1985 in Mexiko sowie 1986/87/88 in 
Zaire . 

Vertiefende Informationen 

Am späten Nachmittag treffen sich die 
Obungsbeobachter wieder im Konferenzsaal 

des Forts . Einzelne Vorträge von Experten 
geben einen detaillierten Einblick in die 
technischen und gerichtlichen Untersu­
chungsmethoden, die zur Klärung der Un­
fallursache notwendig sind. Inzwischen 
steht auch die Zahl der "Opfer" fest. Die 
"Katastrophe" hat 50 Tote gefordert, 90 · 
Passagiere sind zum Teil schwerverletzt, 
fünf Personen werden noch vermißt. 

Ein interessanter Vortrag erwartet die in­
ternationalen Gäste dann am Abend . Pro­
fessor Chevalier erläutert Organisation und 
Aufgaben der Katastrophenmedizin in 
Frankreich und berichtet über die Schwie-
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Mit einem Hubschrauber wird ein . Verletzter" Ins nlchslgelegene Krankenhaus genogen. 

rigkelten und Erfahrungen der französi­
schen Einsatzkräfte nach Erdbeben und 
Großschadensereignissen im Ausland . Er 
geht hierbei u. a. ein auf die BergungsarbeI­
ten, die medizinische Versorgung der Op­
fer, zeigt verschiedene Transportmöglich­
keiten der Verletzten auf und berichtet über 
die flankierenden Maßnahmen bei Katastro­
phen wie Unterbringung der Helfer und Be­
troffenen, Trinkwasser- und Lebensmittel­
versorgung , Hygiene usw. Die Aufgaben 
und die Ausbildung der rund 3000 französi­
schen Katastrophenschutzärzte sind die ab­
schließenden Themen des Referats . 

Der letzte Tag 

Der Vormittag des letzten Veranstal­
tungstages ist einer Bilanz der Übung "Eu­
ropa 1989" vorbehalten , zu der auch der 
französische Innenminister Pierre Joxe aus 

Paris angereist ist. In einem ersten Resü­
mee hebt Präfekt Roger Gros die gute Zu­
sammenarbeit der an der Übung beteiligten 
rund 700 Kräfte hervor, insbesondere lobt 
er das ausgezeichnete Zusammenspiel mit 
den spanischen Dienststellen und Hilfsdien­
sten , das auf der Grundlage der spanisch­
französischen Konvention über gegenseitige 
Katastrophenhilfe vom 14. Juli 1959 steht. 

Anschließend erläutern die Verantwortl i­
chen für die einzelnen Einsätze ("Plan Sa­
ter"; "Plan Rouge"; Justiz, Polizei und Gen­
darmerie; Logistik sowie Nachrichtenüber­
mittlung und Kommunikation) den Ablauf 
der Übung in ihrem Zuständigkeitsbereich. 

Hilfe ist eine moralische 
Verpflichtung 

"Die Übung ist zu Ende, nun beginnt die 
Arbeit", meint Verwaltungsrat Troigros von 

der Europäischen Gemeinschaft, Direktion 
Umwelt, nukleare Sicherheit und Katastro­
phenschutz, der anschließend zu den Gä­
sten spricht. Der Ablauf sei nun zu bewer­
ten, um Schlüsse zu ziehen für eine eventu­
elle Verbesserung des Katastrophenschut­
zes in der Zukunft . Die EG bemühe sich um 
den Bereich Katastrophenschutz , obwohl im 
Vertrag von Rom der Gemeinschaft keine 
Kompetenz für den Sektor Katastrophen­
schutz eingeraumt worden sei. Es bestehe 
aber eine moralische Verpflichtung, so der 
EG-Vertreter. Rund 320 Millionen Bürger 
der Gemeinschaft hätten Anspruch auf Hilfe 
bei Katastrophen aller Art. "Ich glaube, daß 
in unserer immer technologischer werden­
den Gesellschaft noch schwere Zeiten auf 
uns zukommen", sagt Troigros . 

Die Kommission wolle weder das Rad 
neu erfinden, noch neue Strukturen aufbau­
en . Auch wolle man sich nicht einmischen 
in die Verantwortung der Mitgliedstaaten, 

Immer wieder werden "Verletzte" gefunden. Im Hintergrund das "Vorderteil" Ein Tell der umfangreichen Ausrüstung für die gerichtlichen Untersuchungen 
deI Flugzeugs. an Ort und Stelle. 

~~~~----------------------
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Abschlu8besprechung im Fort de Bellegarde (von rechts): EG·Vertreter Verwallungsrat Troigros, der 
. französische Innenminister, Pierre Joxe, und Präfekt Roger Gros. 

sondern Animator sein für eine künftige 
effektive Zusammenarbeit im Notfall. Er ap­
pelliert an die Gäste , im Bereich .des Kata­
strophenschutzes enger zusammenzuarbei­
ten, Erfahrungen auszutauschen, die Aus­
bildungsinhalte und Ausrüstungen anzuglei­
chen , um bei großen Schadensereignissen 
einander helfen zu können . 

Zum Abschluß seiner Rede stellt Troigros 
den Entwurf einer EG-Richtlinie vor. Das 
Arbeitspapier beinhaltet die Grundsätze für 
die gegenseitige Hilfe , die die Mitgliedstaa­
ten bei der Vorbereitung und Durchführung 
von Such- und Rettungsmaßnahmen nach 
einem Flugzeugabsturz gewähren sollen. 
Mit dieser Gemeinschaftsvorschrift sollen 
die in den einzelnen Ländern vorhandenen 
Bestimmungen für Such- und Rettungsein­
sätze sinnvoll ergänzt werden, um eine 
möglichst umfassende Abstimmung und 
Zusammenarbeit der Mitgli~dstaaten bei 
Unfällen mit Luftfahrzeugen zu erreichen . 

Fortschritte erwartet 

Als letzter Redner ergreift Innenminister 
Pierre Joxe das Wort. Er verweist darauf, 
daß die Arbeit des Katastrophenschutzes 
nicht nur bei gemeinsamen Übungen, son­
dern oft auch in der Realität internationalen 
Charakter trüge. Ein großes Schadensereig­
nis fordere den Einsatz von zahlreichen 
Hilfskräften und Materialien unter manch­
mal sehr schwierigen Bedingungen . Nie­
mand könne von sich behaupten, er verfüge 

Viel Gelegenheil zum Gesprlch gibt der Stehemplang in einem Seitenhol des Forts. zu jedem Zeitpunkt und an jedem Ort über 
all diese Mittel, um einer solchen Katastro­
phe entgegentreten zu können. Deshalb ha­
be die grenzüberschreitende, konzertierte 
Katastrophenhilfe auf europäischer Ebene 
eine besondere Bedeutung. 

Im weiteren Verlauf seiner Rede geht der 
Innenminister. u. a. auch auf mögliche und 
geplante Verbesserungen im Bereich des 
französischen Katastrophenschutzes ein 
und schließt mit den Worten: "Die Erfahrun­
gen der Übung ,Europa 1989' werden uns 
getrennt und gemeinsam Fortschritte brin­
gen . Ich habe hier einen Willen zur Zusam­
menarbeit festgestellt , der über die Grenzen 
hinausgeht und der sicher in der Zukunft 
einen entscheidenden Antrieb liefern wird 
für eine Verbesserung des Katastrophen­
schutzes in der Europäischen Gemein­
schaft . " 

Der Leiter der Delegation aus der Bundesrepublik Deutschland, Ministerialrat Eckehard Moesle (links), -güse-
im Gespräch mit dem Vertreter der EG, Verwaltungsral Troigros. EG-Oolmetscher Harald Freudenstein 
(Bildmitle) hilft, die Sprachhürde zu überwinden. (Fotos: 5.") 
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Tms: Gefahrenabwehr 
mindert Risiko 

Das Hilfeleistungssystem der chemischen Industrie 
hat sicb bewährt 

Schauplatz Autobahnkreuz Moers: Ein 
Tanklastzug ist in einen Auffahrunfall ver­
wickelt. Das Fahrzeug wird dabei so stark 
beschädigt , daß es nicht mehr fahrbereit 
ist. Der Aulliegertank ist zwar stark defor­
miert , bleibt aber dicht. Ein alltäglicher Un­
fall? Nicht, wenn es sich beim Inhalt des 
Tanks um fast 24 Tonnen Phenol handelt, 
eine hochgiftige, brennbare und ätzende 
Substanz. Die herbeigerufene Feuerwehr 
sieht hier mit dem Auffangen ausgelaufenen 
Dieselkraftstoffes schnell die Grenzen ihrer 
Möglichkeiten erreicht. 

Weil das Fahrzeug in beladenem Zustand 
nicht fortgeschaffl werden kann , stellt sich 
nun die Frage , wie das Entleeren des Tanks 
bewerkslelligt werden kann . Erschwerend 
kommt hinzu, daß der geladene Stoff in 
erhitztem Zustand als Schmelze transpor­
tiert wird , die bereits bei etwa 40 · Celsius 
erstarrt. Guter Rat ist teuer . 

Die Feuerwehr am Unfallort macht nun 
genau das, was in einem solch brenzligen 
Fall schnelle und wirkungsvolle Hilfe ver­
spricht: Sie wendet sich an TUIS. Und tat­
sächlich gelingt es dadurch , eine Lösung zu 
finden . Der vom Werk Dormagen der Bayer 
AG entsandle "Hilfszug Chemie" übernimmt 
das Phenol in den bordeigenen beheizbaren 
Tank und übergibt es anschließend in den 
Tank eines Ersatz-Tanklastzuges. Nach zehn 
Stunden Einsatz ist der Fall gelöst. 

"TUIS" - eine 
Zauberformel? 

Die als " Verkehrsunfall auf der BAB 2" im 
Einsatzbericht dokumentierte Hilfeleistung 
ist nur einer von hunderten von Fällen , in 
denen TUIS nach Transportunfällen helfend 
tätig wurde . Was aber ist TUIS, was ver­
birgt sich dahinter? 

TUIS sieht als Kürzel für "Transport-Un­
fall-Informations- und Hilfeleistungs-Sy­
stem", eine Einrichtung , die 1982 vom Ver­
band der Chemischen Industrie ins Leben 
gerufen wurde. Das Konzept weist TUIS als 
ein freiwilliges Hilfeleistungssystem für die 
Gefahrbeseitigung nach Transportunfällen 
mit chemischen Produkten auf allen Ver­
kehrswegen aus. 

Die annähernd 200 im TUIS zusammen­
geschlossenen Unternehmen bieten ihre 
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Hilfe aus der Erfahrung an, daß Sachkunde 
die effektivste Voraussetzung für eine Hilfe­
leistung ist. Bei der unübersehbaren Vielfalt 
von gefährlichen Stoffen und Gütern kann 
diese Sachkunde bei den Einsatzkräften von 
Feuerwehr und Hilfsorganisationen aber nur 
begrenzt erwartet werden . Hier will die che­
mische Industrie kraft Ausbildung und fach­
licher Kompetenz mit Rat und Hilfe zur 
Verfügung stehen. 

Im Klartext heißt das: Ereignet sich auf 
öffentlichen Transportwegen ein Unfall, an 
dem Fahrzeuge mit Gefahrgut beteiligt sind, 
lind die Einsatzkräfte benötigen nach Aus­
schöpfung aller regulären Möglichkeiten 
dringend fachliche Hilfe zur Begrenzung der 
Unfallfolgen, dann steht TUIS zur Verfü­
gung. Und das rund um die Uhr und überre­
gional. 

Den TUIS-Rahmenbedingungen gemäß 
erfolgt die Hilfeleistung ausschließlich auf 
Anforderung dazu autorisiQrter Behörden 
wie Regierungspräsident , Polizei , Feuer­
wehr oder Katastrophenschutz sowie Deut­
scher Bundesbahn und Wasser- und Schiff­
fahrtsverwaltung . Damit soll sichergestellt 
werden , daß Zuständigkeit und Verantwort­
lichkeit der öffentlichen Dienste in vollem 
Umfang gewahrt bleiben. 

Hilfe in drei Kategorien 

Was passiert nun, wenn etwas passiert? 
Kommt eine Kontaktaufnahme zu Hersteller, 
Versender oder Empfänger des von dem 
Schaden betroffenen Gefahrgules nicht zu­
stande, wendet sich die einsatzleitende Stei­
le an die nächstgelegene TUIS-Mitgliedsfir­
ma. Sie erhält von dort entweder direkt Hilfe 
oder wird zu einem für die Hilfe geeigneten 
TUIS-Unternehmen vermittelt. 

Je nach Dringlichkeit, Art des Unfalls und 
den möglichen Gefahren erfolgt die Hilfelei­
stung in drei Kategorien : als telefonische 
Beratung, Beratung vor Ort oder als techni­
sche Hilfe an der UnfallsteIle. 

"Soforthilfe" per Telefon 

Die telefonische Beratung als Hilfelei­
stung der erslen Kategorie stellt eine "So­
forthilfe" im Schadenfall dar. Hierbei wer­
den produktspezifische Auskünfte von den-

jenigen TUIS-Mitgliedsfirmen gegeben, die 
über Kenntnisse der betreffenden Produkte 
oder Produktgruppen verfügen und die der 
UnfallsteIle am nächsten sind. 

Dies war beispielsweise der Fall, als eine 
TUIS-Mitgliedsfirma über Funkalarmgeber 
gebeten wurde, sich sofort mit der Einsatz­
zentrale der Berufsfeuerwehr Hamburg in 
Verbindung zu setzen: Aus einem undichten 
T<lnk mußte Säure umgepumpt werden . 
Hier half der telefonische Hinweis auf ein 
Unternehmen, das über eine entsprechende 
Spezialpumpe verfügte. 

Fachwissen an den Ort 
gebracht 

Als Hilfeleistung der zweiten Kategorie 
steht die Beratung am Unfall ort. Sie wird in 
der Regel von einer in Unfallnähe gelegenen 
TUIS-Mitgliedsfirma übernommen. Hierbei 
tritt ein Vertreter der Werkfeuerwehr oder 
eine andere Firmen-Fachkraft dem Einsatz­
leiter mit Ratschlägen und Empfehlungen 

. zur Seite, ohne in seine Kompetenzen oder 
Verantwortlichkeiten einzugreifen. 

Ein Fall der Beratung am Unfallort war der 
Unfall eines Tanklastzuges, der mit 19 Ton­
nen Lösemittel von der Fahrbahn abgekom­
men und auf dem unbefestigten Randstrei­
fen umgestürzt war. Ein Vertreter der Werk­
feuerwehr der alarmierten TUIS-Mitglieds­
firma gab Hinweise zur Entleerung des 
Tanks und stand dem Einsatzleiter beim 
Überwachen der Umpumparbeiten zur 
Seite. 

Praktische Hilfe 0" 
unentbehrlich 

Die Hilfeleistung der dritten Kategorie, 
die technische Hilfe am Unfallort, erfolgt 
durch die Werkfeuerwehr einer TUIS-Mit­
gliedsfirma und - soweit die Unfallumstän­
de es erforderlich machen - zusätzlich 
durch andere Firmen-Fachkräfte. Der Leiter 
der werkeigenen Einsatzkräfte berät und un­
terstützt den Einsatzleiter aufgrund seiner 
Sachkenntnis. Dafür zieht er im Rahmen 
seines Ermessens die werkeigene Mann­
schaft und Ausrüstung heran. 
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So geschehen - wie eingangs als Beispiel 
geschildert - mit dem Einsatz des "Hilfs­
zugs Chemie" beim Tanklastzug-Unfall am 
Autobahnkreuz Moers, 

TUIS setzt auf modernste 
Technik 

Bei der Hilfe der dritten Kategorie kann im 
Rahmen von TUIS auf das enorme techni­
sche Potential der dafür bereitstehenden 
Werkfeuerwehren zurückgegriffen werden , 
Speziell für die unterschiedliche Gefahren­
abwehr der einzelnen Unternehmen konzi­
piert, stehen hier eine Vielzahl von Sonder­
fahrzeugen und speziellen Geräten zur Ver­
fügung, die es teilweise bei den öffentlichen 
Feuerwehren überhaupt nicht gibt. Einen 
besonders hohen Einsatzwert hat dabei der 
erwähnte "Hilfszug Chemie", 

Seit 1981 zählt die nicht zu übersehende 
Fahrzeugkombination zum 36 Einheiten um­
fassenden Feuerwehr-Fahrzeugpark des 
Werkes Oormagen der Bayer AG , Mit der 
weltweit einmaligen Kombination , beste­
hend aus Zugfahrzeug und Anhänger, las­
sen sich pumpfähige Produkte sowohl aus 
Behältern als auch vom Boden aufnehmen , 
Wesentlicher Bestandteil ist der Auffangbe­
hälter auf dem Anhänger, dessen Fassungs­
vermögen mit 21 Kubikmetern dem Inhalt 
eines üblichen Kesselwagens entspricht. 
Gezogen wird der Anhänger von einem 
Rüstwagen , der die Stromerzeugung sowie 
die komplette Meß- und Regeltechnik des 
Zuges an Bord hat. 

Auf die Einsatzstatistik des Hilfszugs an­
gesprochen, vermerkt Brandingenieur 
Schneider, Leiter der Werkfeuerwehr: "Ob­
wohl er ursprünglich für die Aufgaben der 
innerbetrieblichen Gefahrenabwehr und des 
Umweltschutzes konzipiert wurde, wird der 
Hilfszug inzwischen vermehrt im Rahmen 
von TUIS außerhalb des Werkes einge­
setzt ." 

Zur Beratung nach Polen 

Brandingenieur Schneider kann selbst auf 
eine längere Erfahrung bei TUIS-Einsätzen 
zurückblicken, Seine bisher weiteste Ein­
satztahrt führte nach Polen , wo er bei einem 
Transportunfall beratend tätig war. Für 
Schneider steht die Bereitschaft zur Hilfelei­
stung stets im Vordergrund, wenn er be­
tont: "Sobald beispielsweise eine Feuerwehr 
nach einem Transportunfall mit gefährlichen 
Stoffen nicht mehr weiter weiß und sich 
über TUIS an uns wendet, lassen wir nicht 
locker, bis wir erreicht haben, daß geholfen 
werden kann , Dabei können Fragen der Ent, 
fernung oder vielleicht entstehende Kosten 
nicht entscheidend sein , wenn es gilt, un­
verzügliche Hilfe zu leisten." 
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Unfallort 

Polizei 
und/oder öffentliche Feuerwehr 

UI~i-Mitaliedsfi rma 
nach Firmenverzeichnis 

• sofern vom Unfallgeschehen 
betroffen 

• oder in Unfallnähe gelegen 

Stufet 

Tektfonlsehe 
Beratung 

Fachk.undlge Stute 111 

eInsatz 
der Werk­
feuerwehr 

Nachts 
Wochenende 
Feiertag . 

Vermittlungs-Hilferuf 

national 
international 

, ;' 
/, ': ~) , 

(,. ~) Stulell , , , , 

Stufe 111 
Fachkundige 
Beratung am 

'Einsatz Un'allort 

der Werk-
feuerwehr 

International 

SlUtet 

Telefonische 
Beratung 

Das UnlaU-Nolrul-Schema von TUIS weiS! die verschiedenen Slulen der Hilleieistung .ul. 

Und daß die Hilfe der Dormagener Fach­
leute häufig gefragt ist, belegt die Zahl von 
189 TUIS-Hilfeersuchen, die allein in den 
letzten drei Jahren dort eingingen und bei 
denen in den drei TUIS-Kategorien zur Pro­
blemlösung beigetragen werden konnte , 

Das Risiko wächst 

Es darf nicht übersehen werden , daß 
jährlich weltweit über 600 neue chemische 
Produkte auf den Markt kommen und die 
ChemieprOduktion weiterhin rasant an­
steigt. Die aus dieser wachsenden Produk­
tion resultierende höhere Transportrate auf 
unseren Verkehrswegen birgt auch ein 
wachsendes Risiko des Gefahrgutunfalls , 

Die Notwendigkeit eines Hilfeleistungssy­
stems wie TUIS wird also auch mit Blick auf 
die Zukunft unverziehtbar bleiben, Mehr 
noch: Trotz erweiterter Kenntnisse und ver­
besserter Technik werden die öffentlichen 
Dienste bei Gefahrgutunfällen verstärkt auf 
Hilfe von fachlicher Seite zurückgreifen 
müssen, 

Es ist deshalb' ein Gebot der Zeit, das 
bewährte System weiter auszubauen und zu 
optimieren , Damit auch zukünftig ein Ein­
satzleiter, ratlos vor 24 Tonnen Phenol ste­
hend, noch als "letzte Rettung " weiß: "Jetzt 
muß TUIS ran!" -cl-

Noch besser gerüstet 

Der in unserem Artikel vorgestellte 
"Hilfszug Chemie" hat Verstärkung be­
kommen: In diesen Tagen nahm die 
Werkfeuerwehr des Dormagener 
Bayerwerkes den "Hilfszug Wasser" 
(Foto) in ihren Fahrzeugpark auf, Wir 
werden die völlig neu konzipierte Fahr­
zeugkombination und ihre vielfältigen 
Einsatzmöglichkeiten in einer unserer 
nächsten Ausgaben vorstellen , 



Bunclesverbanclliir den SelbslschlUl 

BVS-Direktor Helmut Schuch: 

Selbstschutz bleibt zeitgemäß 
"Wachwechsel" bei der BVS-Landesstelle Hamburg: Joachim Kaufner ging in den Ruhestand -

Helmut Nitschke als Nachfolger eingeführt 

Die lange Gästeliste - angeführt 
von Senatsdirektor Klaus-Dietrich 
Kuhrau, Behörde für Inneres -
darf sicherlich auch als Beweis 
dafür gewertet werden, daß sich 
Joachim Kaufner in seiner rund 
drei Jahre währenden Dienstzeit 
als Leiter der BVS-Landesstelle 
Hamburg ehrliche Anerkennung 
erworben hat. So verabschiede­
ten sich auch die Chefs der Be­
rufsfeuerwehr, Oberbranddirek­
tor Manfred Gebhardt und Ltd. 
Branddirektor Maximilian Puch­
ner, Wilhelm Stahlbuhk und Win­
fried Reichelt als Landes- und 
Direktionsbereichsführer der 
Freiwilligen Feuerwehren, wie 
auch der Landesbeauftragte des 
THW, Günter Trautvetter, die 
Landesgeschäftsführer bzw. Vor­
sitzenden von ASB, DRK, JUH und 
MHD, die Repräsentanten der 
verschiedenen Behörden und Or­
ganisationen von ihrem "Kolle­
gen" Kaufner, der nach über drei­
ßig Jahren im Dienste des BVS 
nunmehr das Kommando abgab. 

Der Frieden ist der Emstfall 

Der Direktor des BVS, Helmllt 
Schuch, würdigte die Verdienste 
des Scheidenden und nutzte auch 
die Gelegenheit, an diesem 
30. Oktober 1989 im Hinblick auf 
die anstehende . Schlußberatung 
des Katastrophenschutzergän­
zungsgesetzes die speziellen Be­
lange des Selbstschutzes aus der 
Sicht des Verbandes noch einmal 
zu beleuchten. Schuch erklärte 
unter anderem: 

"Von dem verstorbenen Bun­
despräsidenten Heinemann 
stammt das Wort, daß der Frieden 
der Ernstfall ist, in dem wir uns zu 
bewähren haben. Und die Frage, 

Verabschiedung in .Hamburg: BVS-Direktor Schuch (links) dankt Joachlm 
Kaufner für seinen langjährigen Einsatz. 

ob sich der Bevölkerungsschutz 
angesichts der Ereignisse in und 
nach Tschernobyl damals bewährt 
hat, ist - zumindest was die Infor­
mation der Bevölkerung anbetrifft 
- äußerst kritisch zu beantworten. 
Die Folgen sind Insidern bekannt: 
Überlegungen und konkrete 
Schritte zum Aufbau eines Krisen­
managements und zur Verbesse­
rung der Öffentlichkeitsarbeit ge­
rade für den Fall großnächiger 
Gefahrenlagen. 

Was bedeutet diese Entwick­
lung für den BVS und seine Arbeit 
vor Ort? Uns wurde drastisch vor 
Augen geführt - und Perestroika 
verstärkt diese Erkenntnisse er-

heblieh - daß der über zwanzig 
Jahre alte Auftrag .des BVS zu 
einseitig auf einen immer un­
wahrscheinlicher werdenden Ver­
teidigungsfall ausgerichtet war. 
Es bestand die Gefahr, daß die 
Mitarbeiter des BVS mit einem 
nicht mehr zeitgemäßen Auftrag 
nicht nur unglaubwürdig, sondern 
als die letzten Unbelehrbaren er­
scheinen mußten. 

Die BUrger handlungsbereit 
machen 

Wer die Arbeit des BVS miter­
lebt hat, kann heute beruhigt . 
feststellen, daß der BVS das zi­
tierte Wort von Gustav Heine-

mann beherzigt hat, sei es in der 
Öffentlichkeitsarbeit, sei es in 
der Selbstschutzausbildung. Wir 
sind alle auch sehr froh, daß sich 
der Selbstschutz aller Voraussicht 
nach in der nächsten Zukunft 
nicht in einer kriegerischen Aus­
einandersetzung bewähren muß, 
sondern daß vielmehr die alltäg­
lichen Unfalle, Unglücke, aber· 
auch die technischen und Natur­
katastrophen die Bewährungspro­
ben darstellen, für die wir die 
Bürger handlungs- und hilfsbereit 
machen wollen. 

Ich will hier an dieser Stelle 
nicht die einzelnen konzeptionel­
len und materiellen Maßnahmen 
aufzählen, die wir unseren Mitar­
beitern an die Hand gegeben ha­
ben, damit sie den neu gewichte­
ten Auftrag erfolgreich umsetzen 
können. Besonders dankbar sind 
wir aber, daß der in erster Le­
sung im Deutschen Bundestag be­
reits behandelte Entwurf eines 
Gesetzes zur Ergänzung des Ka­
tastrophenschutzgesetzes diese 
.zwangsläufige und richtige Ent­
wicklung des Selbstschutzes auch 
fest~chreibt. 

Ich darf hier feststellen: Die 
Staatsaufgabe fnformation der 
Öffentlichkeit über Gefahren und 
Schutzmöglichkeiten und die Un­
terstützung der Bürger, Betriebe 
und Behörden bei Planung und 
Verwirklichung des persönlichen 
wie betrieblichen Selbstschutzes 
ist und bleibt zeitgemäß im Hin­
blick auf die ralle, in denen der 
Bürger helfen kann und soll ... " 

Denk filr 32jihrige Mitarlleit 

An den nunmehr in den Ruhe­
stand Gehenden gewandt, sagte 
Schuch: 
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"Herr Kaufner, Sie haben in 
den Jahren Ihrer Tätigkeit in und 
für Hamburg guten Konta~t zu 
allen Behörden und Organisatio­
nen gehabt, die für den BVS und 
seine Arbeit wichtig und förder­
lich sind. Ich möchte Ihnen heute 
dafür danken, daß Sie mit unge­
brochener Energie diesen letzten 
Abschnitt Ihres Berufslebens für 

Nt/cllr/cllten t/US 
'remen 

Bremen 

Die BVS-Landesstelle war mit 
dabei: Drei Tage lang präsentier­
ten ehren- und hauptamtliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
auf einem Stand der "BreNor '89" 
das Angebot des BVS. Die dreitä­
gige Gewerbe- und Familienschau 
fand Mitte Oktober im nordbre­
mischen Stadtteil Blumenthai 
statt. Auf dem rund 14000 Qua­
dratmeter großen Ausstellungs­
gelände stellten sich etwa 60 Aus­
steller aus Industrie, Handwerk 
und Handel sowie 20 Vereine, 
Verbände und Institutionen vor. 
Ideeller Träger war der Wirt­
schaftsrat Bremen-Nord. Eröffnet 
wurde die "BreNor '89" von Bre­
mens Innensenator Peter Sakuth, 
der sich auch auf dem BVS-Stand 
umsah. 

Interessierte Besucher konn­
ten sich beim BVS ausführlich 
über die verschiedenen Aspekte 
des Selbstschutzes informieren. 
Dabei erfuhren sie aufschlußrei­
che Einzelheiten, die durch ein­
drucksvolle Vorführungen im 
Freigelände ergänzt wurden. Hier 
ging es bei großem Besucheran­
drang im wahrsten Sinne des 
Wortes hautnah zu. 

"Wir haben verschiedene Tei le 
aus dem Selbstschutz-Grundlehr­
gang vorgeführt", erläutert BVS­
Landesstellenleiter Diethelm Sin­
ger. Wie groß das Interesse an 
den BVS-Vorführungen tatsächlich 
war, zeigt die Zahl von rund 1800 
Ausstellungsbesuchern, die sich 
die einzelnen Vorführungen im 
Freigelände ansehen konnten. 
Darüber hinaus besuchten etwa 
2000 interessierte Bürger den 
BVS-Stand im Ausstellungszelt. 

den Verband erfolgreich gestaltet 
haben. Aber dieser Dank soll ins­
gesamt für eine über 32jährige 
Mitarbeit ausgesprochen werden, 
in der Sie eine Reihe wichtiger 
Positionen in hervorragender 
Weise ausgefüllt haben, ob bei 
der Landesstelle Nordrhein­
Westfalen - dabei lange Jahre als 
Fachgebietsleiter - ob als Refe-

rent im Ausbildungsreferat der 
BundeshauptsteIle oder letztend­
lich hier in der Führungsposition 
in Hamburg, wo sich für Sie als 
gebürtigem Hambur~er der Kreis 
des Arbeitslebens glücklich 
schließt." 

Anschließend führte BVS-Di­
rektor Schuch als Nachfolger Hel­
mut Nitschke in sein neues Amt 

Senator Peter Sakuth (Mitte) läßt sich von den BVS-Mitarbeitem Teile aus 
dem Selbstschutz-GrundJehrgang zeigen. 

Nachrufe 

Nach langer schwerer Krank­
heit ist der Fachgebietsleiter 
der BVS-Landesstelle Bremen 

. Siegfried Golde 

verstorben. 25 Jahre hat er 
sich für die gemeinsame Ar­
beit uneigennützig und uner­
müdlich engagiert . 

. Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter trauern um einen 
freundlichen und aufge­
schlossenen Kollegen. 
Im Alter von 63 Jahren ver­
starb der -ehrenamtliche 
Helfer 

Heinz Hadeler 

Die Mitarbeiter der BVS­
Dienststelle Bremen trauern 
um einen langjährigen Weg­
begleiter, der sich trotz Be­
hinderung durch seinen un­
ermüdlichen Einsatz verdient 
gemacht hat. 
Im Jahre 1962 trat er bereits in 
die Reihen des BVS ein und 
wurde 1974 mit der BVS­
Ehrennadel ausgezeichnet. 

auer durcll 
N/ederst/cllsen 

Wilhelmshaven 

60 Jahre alt wurde kürzlich das 
Rathaus der Stadt Wilhelmshaven. 
Anlaß genug für die Stadt, einen 
"Tag der offenen Tür" zu veran­
stalten. 10 000 Wilhelmshavener 
nahmen die Gelegenheit wahr 
und erlebten ihre Stadtverwaltung 
hautnah. 

An den Aktivitäten rund ums 
Rathaus beteiligte sich neben vie­
len Vereinen und Institutionen 
auch der BVS mit einem Infostand 
und - in Zusammenarbeit mit den 
ortsansässigen Katastrophen­
sChutz-Organisationen - mit ei­
nem Sicherheitswettbewerb. Die 
Teilnehmer mußten an insgesamt 
acht Stationen ihr Wissen und 
Können aus dem Bereich der Le­
bensrettenden Sofortmaßnahmen 
unter Beweis stellen. 

Besonders umlagert war dabei 
die Station der Rettungshunde­
stalfel aus Wilhelmshaven, die 
sich, wie auch der ABC- und Fern­
melde-Zug, erstmalig an dieser 
Aktion beteiligten. Als Aufgabe 
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ein. Er wünschte dem bisherigen 
Geschäftsführer der Gesellschaft 
für den Zivilschutz in Berlin eine 
ähnlich glückliche Hand bei der 
Bewältigung der Aufgaben und 
sprach die Hoffnung aus, daß 
Nitschke im Sinne des Vorgängers 
das "BVS-Schifr' auf dem einge­
schlagenen guten Kurs halten 
werde. 

mußte eine Behelfstrage herge­
stellt werden, um einen vom Ret­
tungshund aufgespürten Verletz­
ten zu transportieren. Die weite­
ren Stationen wurden von der 
Johanniter-Unfall-Hilfe und der 
Feuerwehr betreut, die aucll eine 
umfangreiche Geräteschau aufge­
baut hatte. 

Hildesheim 

Einen "Tag der offenen Tür" 
veranstaltete die BVS-Dienststelle 
Hildesheim auf ihrem Übungsge­
lände. Bei der Veranstaltung unter 
der Schirmherrschaft von Ober­
stadtdirektor Dr. Buerstedde wirk­
ten die Katastrophenschutz-Orga­
nisationen ASB, DLRG, DRK, Feu­
erwehr, JUH und THW mit. 

Neben einer umfangreichen 
Fahrzeug- und Geräteschau fan' 
den auch Vorführungen statt. Bei 
sonnigem Herbstwetter nutzte 
eine Vielzahl von Bürgern die Ge­
legenheit, um das Obungsgelände 
zu besuchen und sich umfassend 
über Fragen des Zivil- .und Kata­
strophenschutzes zu informieren. 

81/cltpunld 
NortIrile/n-Westt.'en 

Hagen 

Als Auftakt der Märkischen Ver­
kehrssicherheitswoche fand ein 
Verkehrssicherheitstag in Nach­
rodt-Wilbingwerde statt. Dieser 
Tag wurde von der BVS-Dienststel­
le Hagen genutzt, um der Bevölke­
rung den Selbstschutzgedanken 
näherzubringen. Neben Informa­
tionsständen und Au ss tellungen 
konnte ein Sicherheitswettbewerb 
unter der Schirmherrschaft von 
Bürgermeister Rudolf Draheim 
durchgeführt werden. 



Anläßlich der Siegerehrung be­
dankte sich Bürgermeister Dra­
heim bei den Initiatoren, den 
Helfern der mitwirkenden Organi­
sationen und den Teilnehmern. 
Er gab der Hoffnung Ausdruck, 
daß auch bei einer realen Unfall­
situation genauso schnell und be­
herzt geholfen wird, wie es bei 
den simulierten Verletzungen der 
Fall war. 

Bochum 

Die Ennepetaler Frauenwoche, 
vor einem Jahr als Experiment 
begonnen, war auch diesmal wie­
der ein großartiger Erfolg. Dies 
nicht zuletzt dank der Teilnahme 
der BVS-Dienststelle Bochumö die 
damit einer Einladung der Gleich­
stellungsbeauftragten, Frau Vel­
ten-Franke, folgte. 

Die von Frauenfachbearbeite­
rin Petra Kattner, der ehrenamtli­
chen BVS-Mitarbeiterin Frau 
Theilen und Fachgebietsleiterin 
für Frauenarbeit, Karin Rösler, 
organisierte Ausstellung "Frauen 
im Selbstschutz" konnte sich in 
der Tat sehen lassen. Sie war 
informativ, übersichtlich und be­
stens dazu angetan, Kontakte zu 
Frauenverbänden und ähnlichen 
Organisationen zu vermitteln. 

Herford 

Der "Basar", drei Tage lang 
Volksfest in Preußisch-Olden­
dorf, das war für den BVS eine 
gute Gelegenheit zur Selbstdar­
stellung. So hatte die Bevölke­
rung die Möglichkeit, neben an­
deren Angeboten auch Aufgaben 
und Ziele des BVS kennenzu­
lernen. 

In Zusammenarbeit mit der 
Stadt Preußisch-Oldendorf und 
dem Gewerbeverein wurde von 
der BVS-Dienststelle in einem 
Wirtschaftszelt eine Selbstschutz­
Ausstellung präsentiert, die im 
Laufe der Veranstaltung von meh­
reren tausend Int~ressenten be­
sucht wurde. Dabei kam es zu 
zahlreichen Einzelgesprächen und 
individuellen Beratungen auf dem 
Gebiet des Selbstschutzes. 

Die Werbung für einen Sicher­
heitswettbewerb - mehr als I 000 
Handzettel wurden verteilt - zeig­
te Wirkung: Großer Andrang bei 
dieser Veranstaltung, für die Bür­
germeister Wilhelm Bettenbrock 
die Schirmherrschaft übernom-

BVS-Dienststellenleiter Hlonah im 
Gespräch mit Stadtdirektor 8eer­
mann (links) auf dem Partoun des 
SIcherheitswettbewerbs. 

men hatte. An der Siegerehrung 
wirkte auch Landrat Heinrich Bor­
cherding mit, der sich ebenso wie 
Stadtdirektor Manfred Beermann 
und einige Ratsmitglieder zufrie­
den über die Arbeit des BVS äu­
ßerte. 

Nachruf 

Die Dienststelle Dortmund 
trauert um ihren ehrenamtli­
chen Mitarbeiter und Helfer­
vertreter 

Alfred Michalski 

der unerwartet nach kurzer 
-schwerer Krankheit im Alter 
von 53 Jahren gestorben ist. 

Mit Michalski, seit 1970 
Helfer in Dortmund, hat die 
Dienststelle einen äußerst 
pflichtbewußten Mitarbeiter 
verloren . Der Verstorbene 
war wegen seiner Hilfsbereit­
schaft, Freundlichkeit und 
seines großen Fachwissens 
nicht nur bei seinen Kolle­
gen , sondern auch bei Be­
hörden, Verwaltungen und 
anderen Institutionen ge­
achtet. 

Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Dienststelle 
Dortmund werden Alfred Mi­
chalski ein ehrendes Anden­
ken bewahren. 

DürenlKalf 

Selbstschutzwochen sind auch 
in kleineren Gemeinden von gro-

ßem Nutzen, wie sich jetzt wieder 
am Beispiel Kali zeigte, einem in 
der Nordeifel gelegenen Ort. Der 
BVS konnte hier schon bei den 
Vorbereitungen auf die volle Un­
terstützung von Gemeindedirek­
tor Friedrich-Josef Laux und Be­
rufsschulleiter Dietmar Katzy zäh­
len. Beide sorgten dafür, daß 
auch ein attraktives Rahmenpro­
gramm zustande kam. 

Insgesamt besuchten etwa 
I 000 Bürger die Ausstellung "Zi­
vilschutz mit dem Bürger - für 
den Bürger", 30 Schulklassen 
wurden hier gezählt. 38 Veranstal­
tungen der Öffentlichkeitsarbeit 
bildeten neben der Eröffnung das 
Rahmenprogramm, darunter fünf 
Informationsveranstaltungen für 
ausgewählte Zielgruppen und ein 
Sicherheitswettbewerb. 

Bürgermeister Werner Schu­
macher, der die Schirmherrschaft 
übernommen hatte, ermöglichte 
schließlich gemeinsam mit Ge­
meindedirektor Laux eine Vor­
tragsveranstaltung für mehr als 90 
Mitglieder der Landfrauenvereini­
gung. Mehr als 2000 Besucher 
wurden bei dieser Selbstschutz­
woche mit Selbsthilfemaßnahmen 
bekanntgemacht. 

Zur Erfolgsbilanz gehören auch 
zahlreiche Einzelberatungen über 
Selbstschutz und Schutzraumbau 
sowie allein rund 600 Anfragen 
von Bürgern zu verschiedenen 
Themen. 

Gelsenkirchen 

Das Thema "Betriebssicher­
heit" stand im Mittelpunkt einer 
Informationstagung, zu der die 
BVS-Dienststelle Gelsenkirchen 
in Zusammenarbeit mit der Bar­
mer Ersatzkasse eingeladen hat­
te. 39 Teilnehmer, überwiegend 
Sicherheitsingenieure und Si­
cherheitsbeauftagte von mittel­
ständischen Betrieben, infor­
mierten sich über Möglichkeiten 
des Selbstschutzes in Arbeits­
stätten. 

Durch Vorführungen von prak­
tischen Teilen aus den Selbst­
schutz-Grund- und Fachlehrgän­
gen hatten die Teilnehmer Gele­
genheit, Auszüge aus dem Ausbil­
dungsinhalt kennenzulernen. 

Die für die Betriebssicherheit 
zuständigen Mitarbeiter waren 
sich bei der Abschlußbespre­
chung einig, daß die Senkung der 
Unfallbilanz in den Betrieben 
nicht nur durch eine umfassende 

Informaion aller Betriebsangehö; 
rigen über Gefahrenschwerpunk­
te zu erreichen ist, sondern auch 
eine gründliche praktische Ausbil­
dung erforderlich ist. 

Heuensple,el 

Friedberg 

Auf dem Stadtkirchenplatz in 
Friedberg fand ein Sicherheits­
wettbewerb der BVS-Dienststelle 
Friedberg unter dem Motto "Da· 
mit Hilfe keine Zufall bleibt" 
statt. Dabei wirkten Polizei, Feu­
erwehr, DLRG, . ASB, THW, JUH 
und MHD mit. 

Schirmherr der Veranstaltung 
war Bürgermeister Dr. Fuhr. In 
seiner Vertretung eröffnete I. 
Stadtrat Mosbach die Veranstal­
tung. Nach der Eröffnung des Si­
cherheitswettbewerbs war das In­
teresse groß. Neun Stationen 
mußte jeder Teilnehmer durch­
laufen. Die Bürger hatten dabei 
die Möglichkeit, ihr Können und 
Wissen auf dem Gebiet des 
Selbstschutzes zu überprüfen. 

Die anschließende Siegereh­
rung nahmen Schirmherr Bürger­
meister Dr. Fuhr und BVS-Mitar­
beiter Freundl vor. Die erfolg­
reichsten Teilnehmer erhielten 
wertvolle Ehren- und Sachpreise, 
die von der Stadt und dem BVS 
gestiftet wurden. 

Königstein 

Bürgermeister Weber eröffne­
te als Schirmherr die Ausstellung 
"Bevölkerungsschutz" im Kurhaus 
von Königstein. Vor zahlreichen 
Gästen stellte er die Notwendig­
keit der Information und Ausbil­
dung zur Selbsthilfe in der heuti­
gen Zeit hervor. 

Bürgermeister W~ber gab der 
Hoffnung Ausdruck, daß viele 
Bürger die Ausstellung besuchen 
werden. BVS-Mitarbeiter Freundl 
erklärte den Sinn der Ausstellung 
und die Bedeutung der Tafeln. In 
diesem Zusammenhang wurde 
auch das Lehrgangsangebot des 
BVS vorgestellt. 

Langen 

Am Abend des 24. 10. 1989 wur­
de in der Kreissparkasse in Lan-
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Staatllekretär Demke (Mitte) Im Gespräch mit Sparkassendirektor Paes­
lack (recht.) und BVS-Landelltellenlellt:r Hachen. 

gen die Fahrbare Zivilschutzaus­
stellung der BVS-Landesstelle 
Hessen eröffnet. Unter den in 
großer Anzahl erschienenen Gä­
sten befanden sich auch der 
Staatssekretär im Hessischen Mi­
nisterium für Finanzen, Claus 
Demke, sowie der Erste Stadtrat 
der Stadt Langen, Dieter Pitthan. 

In der Eröffnungsansprache 
äußerte sich der Hausherr, Spar­
kassendirektor Dieter Paeslack, 
beeindruckt von den umfassen­
den Maßnahmen im Rahmen des 
Bevölkerungsschutzes. Staatsse­
kretär Demke begrüßte beson­
ders den Ort der Ausstellung, wo 
sich der Bürger normalerweise 
zur Beratung in Angelegenheiten 
der finanziellen Sicherheit aufhal­
te. Jetzt erhalte der Bürger durch 
die Ausstellung zusätzlich Infor­
mationen zur eigenen Vorsorge 
für Notsituationen. 

Am Samstag, dem 28. 10. 1989, 
fand ein Aktionstag des Bevolke­
rungsschutzes statt. 

An dieser Veranstaltung betei­
ligten sich unter der Organisation 
des BVS alle im Kreis Offenbach 

Versucht e. selbst: frau Pitthan, die 
Gattin des Schlrmherm, belm Ab­
löschen brennender Kleidung. 

(Fotos: Hennlg) 

vorhandenen Organisationen des 
Katastrophenschutzes wie ASB, 
DLRG, DRK, Feuerwehr, JUH, 
MHD und THW. Darüber hinaus 
war auch die Rettungswache Ber­
gen-Enkheim beteiligt. Der BVS 
war mit zwei Info-Ständen vertre­
ten und demonstrierte das Ablö­
schen in Brand geratener Beklei­
dung an Personen. 

Trotz des insgesamt schlech­
ten Wetters ließ es sich Dieter 
Pitthan, Erster Stadtrat der Stadt 
Langen, als Schirmherr der Ver­
anstaltung nicht nehmen, zusam­
men mit BVS-Landesstellenleiter 
Werner Hachen einen ausführli­
chen Rundgang zu machen. Dabei 
überzeugte er sich von dem ho­
hen Ausbildungs- und Leistungs­
stand des Bevölkerungsschutzes. 

IIltluelles flUS 
'"elnlflnd-Pftllz 

Koblenz 

Die BVS-Dienststelle Koblenz 
beteiligte sich in der Zeit vom 
26. 08.-03.09. 1989 an der IHAGA 
in Neuwied. 

Schon bei den letzten Ausstel­
lungen hatte sich immer wieder 
herausgestellt, daß viele Bundes­
bürger nicht wissen, wie bei Not­
fällen für schnelle Hilfe gesorgt 
werden kann. Immer wieder gibt 
es Situationen, in denen der oder 
die Betroffenen auf sich selbst 
angewiesen sind. Deshalb soll 
und muß jeder wissen, wie er in 
Notfallen wirksam helfen kann. 

Um ' das Informationsdefizit 
beim Abgeben eines Notrufes zu 
verringern, hatte die BVS-Dienst­
stelle Notrufsysteme für die IHA 
GA beschafft: . 

Die Autobahnmeisterei Monta­
baur baute eine Original-Auto-
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Oie aurgebauten Notrureinrichtungen waren stindig umlagert. 

bahnrufsäule auf. Beim Anheben 
der Klappe erhielt jeder Besu­
cher wichtige Informationen über 
die Bedeutung dieSer Säule. 

Die Bezirksregierung Koblenz 
stellte eine einsatzbereite Poli­
zeirufsäule zur Verfügung. Daß 
mit dieser Rufsäule Hilfe und 
Auskunft geholt werden kann, war 
vielen Besuchern völlig unbe­
kannt. 

Das Notruftelefon der Björn­
Steiger-Stiftung ist normalerwei­
se an Unfallschwerpunkten auf 
Bundes- und Landstraßen zu fin­
den. In der Ausstellung erregte 
das Telefon großes Aufsehen, es 
war ein ständiger Anziehungs­
punkt. 

Der münzfreie Fernsprecher 
der Deutschen Bundespost wurde 
sehr stark beachtet. Viele Besu­
cher hatten schon von der Bedie­
nung des münzfreien Notrufes 
gehört, aber kaum jemand hatte 
dieses Gerät schon einmal be­
nutzt. 

Daß auf der Ausstellung alle 
Notrufsysteme gleichzeitig aufge­
baut waren und auch bedient wer­
den konnten, fand allerseits nur 
Zustimmung. 

Zweibrücken 

Die Stadt Zweibrücken war an 
den BVS herangetreten, im Rah­
men der Brandschutzwoche im 
September eine größere Veran­
staltung durchzuführen. Insbe­

(Foto: Neuland) 

der Feuerwehr vom BVS Selbst­
schutztage organisiert und durch­
geführt. 

Zu Beginn der Brandschutzwo­
che fand auf dem Schloßplatz in 
Zweibrücken ein "Tag des Hel­
fers" unter der Schirmherrschaft 
des Oberbürgermeisters statt. 
Eine große Anzahl von Bürgern 
hatte hierbei die Möglichkeit, 
nicht nur theoretische Kenntnis­
se über die Arbeit der Katastro­
phenSChutz-Organisationen zu ge­
winnen, sondern sich auch aktiv 
bei den beiden Sicherheitswett­
bewerben unter dem Motto "Kön­
nen Sie helfen?" zu betätigen. 
Fast 80 Teilnehmer durchliefen 
dabei den gesamten Parcours er­
folgreich. 

Den Abschluß der Selbst­
schutztage bildete der "Tag der 
Offenen Tür" bei der Feuerwache 
Zweibrücken. Auch hier war der 
BVS mit Informationsständen und 
Straßenaktionen beteiligt. Gleich­
zeitig fand die Abschlußveranstal­
tung für die vorausgegangenen Si­
cherheitswettbewerbe statt, wo­
bei unter großer Anteilnahme vie­
ler Zuschauer die Siegerehrung 
durch Oberbürgermeister von 
Blon vorgenommen wurde. 

'flyern IIeule 

Landshut 

sondere war es der Wunsch Eine Reihe von Persönlichkei­
Oberbürgermeisters von Blon, ten aus dem politischen Leben 
unter der Regie des BVS alle in . konnte BVS-Dienststellenleiter 
Zweibrücken tätigen Katastro- Georg Seemann kürzlich bei der 
phenschutz-Organisationen mit BVS-Schutzraumbau-Ausstellung 
einzubeziehen, um der Bevölke- - im Rahmen der Niederbayern­
rung die Notwendigkeit von Kata- schau in Landshut begrüßen. So 
strophen- und Zivilschutz näher- trugen sich unter anderem die 
zubringen. So .wurden unter Mit- CSU-Landtagsabgeordnete und 
wirkung des THW, DRK, ASB und Stellvertretende Vorsitzende der 



Prauenunion Bayern, Inge Pon­
gratz, sowie der CSU-Landtagsab­
geordnete und Vorsitzende des 
Ausschusses für Landesentwick­
lung und Umweltfragen, Dr. Her­
bert Huber, in das Gästebuch des 
BVS ein. 

Rund 300 Besucher ließen sich 
während der einwöchigen Veran­
staltung in Pragen der Planung 
und Pinanzierung eingehend bera­
ten. Besonderes Interesse fand 
die individuelle Berechnung der 
Notbevorratung per Computer. 
Die haupt- und ehrenamtlichen 
Schutzraumbau-Berater verzeich­
neten einen deutlichen Trend 
zum Schutz vor zivilen Katastro­
phen durch einen geeigneten 
Schutzraum. Gerade im Preistaat 

- ........... - ,.. ... ~ - ­- .-

Bayern wächst, bedingt durch im­
mer wieder auftretende Naturka­
tastrophen wie Überschwemmun­
gen und Schneebruchgefahren, 
das Bedürfnis, Pamilienangehöri­
ge und Nachbarn durch eine ver­
nünftige Vorsorge bestmöglich 
schützen zu können. 

Allein in Landshut und Umge­
bung sind laut Statistik für rund 
70000 Einwohner zur Zeit 8500 
Schutzplätze in Schutzräumen 
mittlerer Größe vorhanden. Nicht 
mitgerechnet sind hier die priva­
ten, eigenfinanzierten Schutzräu­
me. Landshut liegt so mit einer 
über zehnprozentigen Versor­
gungsdichte an Schutzplätzen weit 
über dem Bundesdurchschnitt 
von 3,5 Prozent. 

Von besonderem Interesse: Berechnung der individuellen Notbevorratung 
per Computer. (Foto: MatulZak) 

Mallersdorf·Pfaffenberg 

Eine Woche lang hatten die 
Bewohner der Marktgemeinde 
Mallersdorf-Pfarrenberg und des 
Landeskreises Straubing-Bogen 
die Möglichkeit, sich über den 
Zivilschutz zu informieren. Im 
Rahmen einer Selbstschutzwoche 
gaben die Mitarbeiter der BVS­
Dienststelle Deggendorf Auf­
schluß über die Möglichkeiten 
der persönlichen Vorsorge und 

. zeigten auf, wie sich persönliches 
Engagement und staatliche Pla­
nung sinnvoll ergänzen. 

BVS-Dienststellenleiter RudolC ' 
Hackl leitete .die Abschlußveran­
staltung der Selbstschutzwoche 
ein. Bürgermeister Hans Daffner, 
Schirmherr der Selbstschutzwo­
che, war es vorbehalten, den in 
großer Zahl angetretenen HelCern 
der Peuerwehr, des DRK und des 

THW für die Veranstaltung Dank 
zu sagen. 

Landrat Ingo Weiß freute sich 
über das Engagement des BVS und 
über den Einsatzwillen der Kata­
strophe nsch u tz -Organisatione n. 
Besondere Bedeutung widmete 
der Landkreischef dem Selbst­
schutz der Bevölkerung. Mehr als 
120 Selbstschutzberater sind be­
reits im Landkreis Straubing Bogen 
tätig. 

BVS-Landesstellenleiter Günt­
her Kopsieker verwies zunächst 
auf die in Gang gekommenen Ge­
setzesänderungen auf Bundes­
ebene und stellte fest, daß der 
Bund seine verfassungsmäßige 
Pflicht, der Bevölkerung in Notla­
gen durch organisierte Hilfe bei­
zustehen, sehr ernst nehme. 

Nach einer Einführung durch 
BVS-Dienststellenleiter Hackl wur­
den die im großen Rund des Volks­
festplatzes aufgestellten Katastro-

phenschutzeinheiten besichtigt. 
Die einzelnen Einheitsführer steil­
ten ihre Einheiten vor. 

Danach erfolgte der Start für 
den Sicherheitswettbewerb im 
Marktbereich, an dem sich zahl­
reiche Bürger beteiligten. Sechs 
Stationen mußten die Teilnehmer 
durchlaufen, um ihre Kenntnisse 
und fähigkeiten zu testen. Nach 
Auswertung der Einzelergebnisse 
traf man sich zur Preisverteilung 
im Pestzelt, wo wertvolle Sach­
spenden die Sieger erwarteten. 

Aschaffenburg 

"Darauf hätte man eigentlich 
auch selbst kommen können", 
meinte der junge Mann aus Nord­
deutschland einigermaßen ver­
blürrt. Ort des Geschehens: Der 
Campingplatz im unterfränkischen 
Kar1stein (Lkrs. Aschaffenburg). 
Hier und in zwei weiteren Ge­
meinden an der bayerisch-hessi­
sehen Landesgrenze führte die 
BVS-Dienststelle Aschaffenburg 
während der Sommermonate ihre 
Aktion "Sicherer Campingplatz" 
durch. 

Reaktionen wie die des zitier­
ten Urlaubers waren im Laufe der 
sechs Veranstaltungstage .häufig 
zu vernehmen. Ein Großteil der 
wißbegierigen Camper reagierte 
mit Erstaunen auf die Demonstra­
tion der meist einfachen Hilfsmit­
tel und Handgrirre. 

So verfolgten die Teilnehmer 
der Campingplatz-Aktionen das 
schnelle Ersticken von Plammen 
am menschlichen Körper. Mit ge­
spannter Aufmerksamkeit fotgten 
die I'reunde des Urlaubs in freier 
Natur auch den Anleitungen zum 
Löschen einer brennenden Brat­
pfanne. Das schnelle Aunegen 
des Deckels sorgte in den Reihen 

der Teilnehmer für so manches 
,ja klar, ist doch ganz einfach". 

Bevor der richtige Umgang mit 
dem Peuerlöscher ins Blickfeld 
des Interesses gerückt wurde, 
erneuerte Dienststellenleiter Ri­
gobert Hagel die BVS-Porderung, 
wonach die Ausstattung von Zei­
ten und Wohnwagen mit einem 
Handlöschgerät zur Vorschrift er­
hoben werden müßte. 

pei der Aktion "Sicherer Cam­
pingplatz", die in dieser Porm 
erstmals in Bayern durchgeführt 
wurde, war bei den rund 530 Teil­
nehmern ein starkes Interesse an 
den jeweils 30 Minuten dauern­
den Informationsveranstaltungen 
ebenso festzustellen wie die Be­
reitschaft, das erworbene Wissen 
zu speichern und somit im Notfall 
"griffbereit" zu haben. 

München 

Die BVS-Dienststelle München 
führte einen Sicherheitswettbe­
werb auf dem Parkplatz eines 
Groß marktes durch. In den Ge­
schäftsräumen der Firma wurde 
der Notvorrat, den vier Personen 
in 14 Tagen benötigen, ausge­
stellt. 

Außerdem . wurde die Kund­
schaft in Durchsagen auf den Si­
cherheitswettbewerb hingewie­
sen. Um die Kunden auf den Si­
cherheitswettbewerb aufmerk­
sam zu machen, setzte die BVS­
Dienststelle München an vier Ta­
gen den Info-Stand mit Pilmwagen 
ein. 

Diese Bemühungen führten da­
zu, daß der Sicherheitswettbe­
werb, gegliedert in sechs Statio­
nen, von den Kunden sehr gut 
angenommen wurde. 11 weibliche 
und 44 männliche Besucher nah­
men an dem Wettbewerb teil. 
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Technisches Hilfswerk ~ I 
Historische Stunden an der Grenze 

Gemeinsame Arbeit von Ost und West beseitigt Grenzsperren ­
Augenzeugen berichten über das denkwürdige Ereignis 

Jahrzehntelang lag die alte Stra­
ßenbrücke über die Ecker im Dorn­
röschenschlaf. Einstmals ver­
bindendes Element auf der vielbe­
fahrenen Reichsstraße 6 zwischen 
den Harzorten Eckertal und Stapel­
burg, bildete ihre Mille nun die 
Grenze zwischen der DDR und der 
Bundesrepublik Deutschland. 
Außerdem war sie so baufallig ge­
worden, daß ihr Betreten verboten 
wurde. Am Nachmittag des I I. N()­
vember 1989, einem Samstag, 
stand sie plötzlich im Mittelpunkt 
vielfaltiger Aktivitäten. 

Um die bestehenden Grenz­
übergänge zu entlasten, sollte bei 
Stapelburg ein weiterer Übergang 
geschaffen werden. Mit schwe­
rem Gerät waren auf östlicher 
Seite Arbeiter des Kreisbaube­
triebes Wernigerode angerückt 
und hallen einen Weg durch die 
tiefgesta ffelten Grenzsperren ge­
bahnt. Als die Mauer nur einen 
Spalt weit geöffnet war, drängten 
die Menschen aus der DDR in 
Richtung Bad Harzburg/Eckertal, 
wateten teilweise durch die na­
ehe Ecker und gelangten mehr 
schlecht als recht über einen er­
sten provisorischen Übergang in 
den Westen. . 

In dieser dramatischen Situa­
tion erreichte um 16.50 Uhr -
deckungsgleich mit ersten Aktivi­
täten des THW-Ortsverbandes 
Goslar - ein Erkundungsaurtrag 
des Niedersächsischen Ministe­
riums für Bundes- und Europa­
angelegenhei ten über die Be­
zirksregierung Hannover die 
THW -Landesbeau rtragte n -Di enst -
steile. Es galt, den personellen 
und materiellen Aufwand zur Her­
richtung des neuen Grenzüber­
gangs EckertaVStapelburg für den 
Kfz-Verkehr zu prüfen. 

Vor Ort wu rde der zwischen­
zeitlich alarmierte THW-Ortsver­
band Goslar von den SGS-Beam­
ten gebeten, Ausleuchtungsarbei­
ten vorzunehmen und Fußgänger­
überwege für die nun schon in 

großen Scharen heranströmen­
den DDR-Bürger zu bauen. Zu­
sammen mit der Feuerwehr wur­
de der neue Grenzübergang aus­
geleuchtet und zwei behelfsmäßi­
ge Übergänge aus Holz gebaut. 
DRK-Helfer übernahmen die Be­
treuung der Besucher. 

Parallel zu diesen Arbeiten 
rückten DDR-Soldaten dem Me­
tallgillerzaun mit Äxten zu Leibe, 
um weitere Breschen in das Boll­
werk zu schlagen. Hier konnten 
THW-HeUer mit ihren Trenn­
schleifern wirksame Hilfe leisten 
und die eiserne Barriere auf­
trennen. 

In diesem Moment erschien 
Ministerpräsident A1brecht an der 
Grenze und dankte den Helfern 
für ihren Einsatz. Anschließend 
besuchte er zu Fuß das DDR­
Örtchen Stapelburg. 

Nachdem vom Technischen 
Zug des BGS mit THW-Unterslüt­
zung als weiterer Übergang ein 
rahrenoberbau verlegt worden 
war, begannen nach Millernacht 
die eigentlichen Arbeiten an der 
alten Straßenbrücke. In Zusam­
menarbeit mit einer ortsansässi­
gen Tiefbaufirma setzen Goslarer 
HeUer und Helfer der Hamelner 
Pontongruppe vier Betonklötze 
ins Wasser der Ecker, schoben 
unter Einsatz der Hydroheber 
zwei Stahlträger darüber und 
schufen somit einen stabilen Un­
terbau für die Brücke. 

Erstmals DDR-Gebiet befuhr 
ab dem frühen Morgen ein THW­
Bergungsräumgerät mit HeUern 
des OV Northeim. Zusammen mit 
einem zweiten Radlader einer 
Tiefbaufirma durchbrachen sie 
die restlichen Barrieren aus Erd­
reich und Betonstücken und eb­
neten das unwegsame Gelände 
auf einer Länge von 100 m ein. 

Am Sonntag gegen 14.30 Uhr 
schließlich trafen sich Landrat 
Klaus Homann und Oberkreisdi­
rektor Erhardt Müller an der 
Grenzlinie auf der Brücke mit 
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Ein THW-Bergun,sräumlerit Im ..grenzübenchreltendeo" Einsatz. 

zwei DDR-Offizieren und dem 
Vors itzenden des Rates des Krei­
ses Halberstadt, um nach einem 
kurzen freundlichen Wortwechsel 
die Straße für den Verkehr zu 
übergeben. Bis Sonntagnacht hat­
ten mehr als 50000 DDR-Bürger 

ich möchte hinter Zäune schauen 
und über hohe Mauern gehen." 

Diese Zeilen eines Gedichtes, 
welches ich in einem Informa­
tionszentrum an der innerdeut­
schen Grenze zwischen Eckertal 
und Stapelburg (DDR) gelesen 

In gemeinsamer Arbeit werden die Stahlträger unter die Brücke geJCboben. 

die Grenze passiert und die über 
100 THW-HeUer in ihrem vielstün­
digen Einsatz ein Stück deutsch-
deutscher Geschichte mitge-
schrieben. Reiner Bormann 

* 
"Ich möchte gerne Brücken 

bauen, 
wo tiefe Gräben nur zu sehen; 

habe, kommen mir in dieser ster­
nenklaren, frostigen Nacht nahe 
bei dem kleinen DDR-Grenzort 
Ecklingerode wieder in den Sinn. 
Und was für den unbekannten 
Dichter einst angesichts von Mau­
ern und Todesstreifen ein uner­
reichbares Wunschbild war, das 
liegt plötzlich zum Greifen nahe -
hier beim südniedersächsischen 
Städtchen Duderstadt, wo noch in 



dieser Nacht zum 18. 11. 1989 die 
Mauern fallen sollen. 

Bereits am Nachmittag haben 
DDR-Grenzer damit begonnen, 
die Sperranlagen abzubrechen 
und ein westdeutsches Bauunter­
nehmen hat bis in den späten 
Abend hinein einen provisori­
schen Weg zwischen Ost und 
West hergestellt - unterstützl von 
Helfern des THW, die die Bau­
stelle bis weit in die DDR hinein 
ausleuchten und überall mit Hand 
anlegen. 

Als ich am späten Abend mit 
. THW-Oeschäftsführer Klaus Rit­

ter, dem Koordinator dieses über 
50 Stunden dauernden THW-Ein­
satzes, eintreffe, ist es noch 
recht ruhig. Hier und da haben 
sich Grüppchen von THW-Hel­
fern, Beamten des Zolls und des 
Bundesgrenzschutzes, Schaulusti­
gen und DDR-Grenzern gebildet, 
die den Fortgang der Arbeiten 
beobachten und diskutieren - ih­
re Gespräche untermalt vom mo­
notonen Brummen des THW-Ag­
gregats. 

Schnell haben auch wir uns 
einer Gruppe um einen Offizier 
der DDR-Grenztruppen ange­
schlossen. Es herrscht eine ganz 
eigenartige Stimmung. Ist es 
denn möglich, daß wir hier mit 
Menschen sprechen und scher­
zen, die noch vor wenigen Wo­
chen "drüben" und damit uner­
reichbar waren? Ganz ungezwun­
gen, fast kameradschaftlich, 
sprechen wir über Eindrücke, die 
uns in diesen Tagen bewegen. Auf 
meine Frage nach seinen Gefüh­
len antwortet mir der DDR-Offi­
zier: "Ich kann das alles auch 
noch nicht begreifen, aber ich 
finde das einfach toll." 

Auch ihm scheint es gut zu tun, 
nach seinem jahrelang auferleg­
ten Schweigen endlich einmal 
über seine Gefühle sprechen zu 
können. In unser Gespräch mi­
schen sich auch immer wieder 
neugierige Fragen nach unserer 
Organisation und Ausrüstung. 
Schnell laufe ich zum Einsatzwa­
gen zurück und hole die Fotos, 
die ich von der Grenzöffnung in 
Eckertal eine Woche zuvor ge­
schossen habe und die die Uni­
formierten der DDR mit großem 
Interesse betrachten. 

Samstagmorgen, 5.30 Uhr: 
Nach drei Stunden ln Northeim 
treffe ich wieder am Grenzüber­
gang ein. Noch 30 Minuten bis zu 
seiner Öffnung, das Bild hat sich 

Die Menschen passieren den neugeschaffenen und vom THW ausgeleuch­
teten Grenzübergang. 

gewandelt. Dort, wo wir in der 
Nacht standen, markiert jetzt 
Trassierband die Grenze. Neben 
politischer Prominenz haben sich 
trotz der frühen Stunde auch 
zahlreiche Duderstädter Bürger 
mit Fackeln und Transparenten 
versammelt. 

Jenseits der Grenzen können 
wir, von unseren Scheinwerfern 
noch angestrahlt, ebenfalls Hun­
derte von DDR-Bürgern mit Fak­
kein und Kerzen erkennen. Auch 
unsere "alten Bekannten" ma­
chen noch Dienst an der Grenze. 
Wir haben einen THW-Wimpel 
mitgebracht, den der THW-Ge­
schäftsführer den östlichen Gren­
zern als Andenken an diesen 
denkwürdigen Tag überreicht. 

Als um 6.00 Uhr das Trassier­
band entfernt wird, marschieren 
die Fackelzüge aufeinaniler zu 
und treffen sich im ehemaligen 
Todesstreifen, der nun alle 

Schrecken verloren hat. Von dort 
aus setzt sich die Prozession 
langsam in Richtung Duderstadt 
in Bewegung. 

Eine Posaunengruppe spielt 
und die Menschen singen "Lobet 
den Herrn". Rührende Szenen 
spielen sich ab: Wahrend viele 
Menschen weinen, fallen sich an­
dere lachend um den Hals. Ich 
stehe in diesem bewegenden Au­
genblick auf dem Dach eines 
BGS-Jeeps und versuche, mit 
meiner Videokamera diese Erleb­
nisse in Bild und Ton festzu­
halten. 

Und als die Menschen singend 
an mir vorüberziehen, da kom­
men auch mir die Tränen - Trä­
nen, derer ich mich nicht schä­
me. "Ich möchte hinter Zäune 
schauen und über hohe Mauern 
gehen" - diese Zeilen haben sich 
in diesem Augenblick für mich mit 
Sinn erfüllt. 

TIIW-Geschiftsführer Ritter überreicht DDR-Offizieren den llIW-Wimpel. 
(Fotos: Aue) 

Szenenwechsel: In der Kfz­
Werkstatt der Berufsbildenden 
Schulen in Duderstadt sowie in 
einer Außenstelle am Grenzüber­
gang Gerblingerode wirken THW­
Helfer aus Northeim, Göttingen, 
Einbeck, Gieboldehausen und 
Hann.-Münden, um die zahlrei­
chen liegengebliebenen Trabis, 
Wartburgs und Ladas wieder nott­
zumachen. Oft sind es Schäden 
an Zündkerzen, Vergasern und 
dem elektrischen System, die der 
langersehnten Reise in die Frei­
heit ein jähes, vorzeitiges Ende 
bereiten. 

Zeitweise ist die geräumige 
Werkstatthalle überfüllt von Fahr­
zeugen aus der DDR, welche die 
unaufhörlich patroullierenden 
Streifen des THW herange­
schleppt haben. Mit Begeisterung 
und technischem Know-how ar­
beiten die THW-Helfer teils stun­

. denlang, bis die Besitzer, ge­
stärkt durch Essen und warme 
Getränke, mit ihren knatternden 
Gefahrten den Werkstatthof wie­
der verlassen können. 

Auch hier werden schnell Kon­
takte geschlossen und Adressen 
ausgetauscht, und in die große 
Freude über die neue Reisefrei­
heit mischen sich auch immer 
wieder zweifelnde Töne über die 
weitere Zukunft. 

Gleich nebenan steht die fahr­
bare Einsatzleitzentrale des land­
kreises Göttingen, die alle Einsät­
ze der THW-Ortsverbände koordi­
niert. Der Northeimer Ortsbeauf­
tragte, Klaus Harrigfeld, hat es 
sich nicht nehmen lassen, selbst 
für drei Nächte die Gesamtleitung 
zu übernehmen. 

Als ich mich gerade mit ihm 
unterhalte, klingelt das Telefon 
und ein Katlenburger Bürger bie­
tet der TEL kostenlose Obernach­
tungsmöglichkeit für DDR-Bürger 
an. Hier spüre ich die grenzenlcr 
se Hilfsbereitschaft vieler Mitbür­
ger, die gemeinsam mit Feuer­
wehr, Sanitätsorganisationen, 
DLRG, THW und vielen anderen 
Ehrenamtlichen eine große Ge­
meinschaft bilden. 

Alle hatten tagelang nur das 
eine Ziel vor Augen: Menschen zu 
helfen! Dieses Ziel haben wir alle 
- jeder auf seine Weise - er­
reicht. Wir sollten alle für die 
Zukunft daraus gelernt haben! 

Michael Aue 
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Gerster Präsident der 
THW -Helfervereinigung 

Die 7. Bundesversammlung der 
THW-Helfervereinigung hat am 
7. Oktober 1989 den Mainzer Bun­
destagsabgeordneten Johannes 
Gerster, innenpolitischer Spre­
cher der CDUlCSU-Bundestags­
fraktion, zu ihrem neuen Präsi­
denten gewählt. Gerster, bisher 
Vizepräsident der Vereinigung, lö­
ste den bisherigen Präsidenten 
Hans-Joachim Wiegand ab, der 
für diese Funktion nicht mehr 
kandidiert hatte. 

Du neue Prilldlum der THW-HeUerverelnlgung (v.lln.kJ): Roll Trodler, 
Paul.JoJef Wilme., Hans.Joaehim Wlegand , Johannes Genter MdB, Peter 
Weiler, Hont Frentrup und OUo Retchke MdB. (foto: Schumm) 

sorge für Katastrophen treffe, 
vernachlässige den Bürgerschutz, 

In einem Grundsatzreferat hat­
te Bundesinnenminister Dr. 
Schäuble der Bundesversamm­
lung seine Perspektiven zum Zivil-

und Katastrophenschutz entwik­
kelt. Dabei sagte er der THW­
Helfervereinigung seine volle Un­
terstützung zu. Der Bundesinnen­
minister kündigte an, daß sich an 
das laufende Konsolidierungspr<r 
gramm für das THW ein weiteres 
Programm anschließen werde, 
das u. a. zur Aufstellung von Ber­
gungs- und Instandsetzungszügen 
in den sogenannten weißen Krei­
sen führen werde. Dr. Schäuble 
dankte auf der Bundesversamm­
lung den Helfern des l'HW für 
ihren Einsatz, nicht zuletzt auch 
bei der Aufnahme der übersied­
ler aus der DDR. 

Ein weiteres Anliegen ist es, 
die unmittelbare Gemeinnützig­
keit für die einzelnen Ortsvereine 
der THW-Helfervereinigung durch 
eine Ergänzung der Anlage zum ' 
Einkommensteuergesetz zu errei-

Die THW-Helfervereinigung ver­
tritt die Interessen der 56 000 akti­
ven ehrenamtlichen Helfer, die 
sich mit der Mitarbeit im THW zum 
Dienst im Zivi l- und Katastrophen­
schutz verpflichtet haben. Darüber 
hinaus fördert die Vereinigung das 
THW ideell und materiell. Die ge­
meinnützigen und selbständigen 
Ortsvereine haben sich, entspre­
chend den Bundesländern, zu Lan­
desvereinigungen zusammenge­
schlossen. Diese sind auf Bun­
desebene Mitglied der THW-Hel­
fervereinigung. 

Beim anschließenden Tagungs­
block bewegte die Teilnehmer vor 
allem der aktuelle Stand des Ge­
setzgebungsverfahrens um das 
THW. Die Bundesversammlung 
beschloß, alles zu tun, damit das 
Katastrophe nsch u tz -E rgänzu ngs­
gesetz und das THW-Helfer­
rechtsgesetz noch in diesem Jahr 
durch den Bundestag verabschie­
det wird. Der Innenausschuß des 
Bundestages hatte am 6. Oktober 
1989 dazu eine öffentliche Anhö­
rung durchgeführt. Vizepräsident 
Frentrup hat dort die Auffassung 
der THW-Helfervereinigung über­
zeugend vorgetragen. Die 2. und 
3. Lesung und die Verabschiedung 
im Bundesrat soll noch im De­
zember 1989 erfolgen. 

Grulwort des TIIW-BlUldesspredaen 
Peter MerdI. 

Die 7. Bundesversammlung, 
die ursprünglich in die Katastro­
phenschutzschule des Bundes 
nach Bad Neuenahr-Ahrweiler 
eingeladen war, mußte nach der 
dort kurzfristig angeordneten Un­
terbringung von DDR-Übersied­
lern ebenso kurzfristig nach We­
sei verlegt werden. Alle Delegier­
ten und Gäste nahmen diese zu­
sätzliche Belastung gerne in Kauf. 

Die 64 stimmberechtigten De­
legierten der Landesvereinigun­
gen wählten satzungsgemäß nach 
Ablauf der Amtszeit ein neues 
Präsidium der THW-Helfervereini­
gung: 

Die Bundesversammlung for­
derte die Fraktionen des Bundes­
tages auf, den Zivil- und Katastro­
phenschutz besser zu unterstüt­
zen und die vorliegenden Gesetz­
entwürfe zu verabschieden. Nach 
Tschernobyl müßten nun endlich 
gesetzgeberische Konsequenzen 
gezogen. werden. Wer nicht Vor-

Präsident: 
Vizepräsident: 

Schatzmeister: 

Johannes Gerster, MdB 
Horst Frentrup 
Hans-Joachim Wiegand 
Peter Weiler 

Beigeordnete: 

Bundesjugendleiter: 
Beratende Mitglieder: 

Otto Reschke, MdB 
Dieter Pfefferkorn 
Rolf l'rodler 
Heinz Köllisch 
Paul-Josef Wilmes 
Peter Merck, THW-Bundeshelfersprecher 
Gerd-Jürgen Henkel, Direktor l'HW 
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Ein nicht nur für das Techni­
sche Hilfswerk ereigmsreiches 
Jahr neigt Sich seinem Ende. 
Das Jahr 1989 findet Sicherlich 
aufgrond semer gesellschaftli­
chen und politischen mignisse 
bei unseren Nachbam ü, der 
DDR Eingang In die Geschichts­
büchl!f. 

Auch die Helferinnen und 
Helfer des THW haben "ie/fl/lti­
ee Hilfe für die Flüchtlinge und 
Obersied/er aus dl!f DDR gelei­
stet. Ob bei groß angelegten 
Verpf/egungsmaßnahmen, beim 
Transport und Aufbau von Bet­
ten für die Natunterkilnfte, bei 
der Emrichtung von Spielplätzen 
in den Aufnahme/agern adl!f 
durch umfangreiche Kleider­
somme/aktlOnen - die ehrol­
amtlichen Komerodinnen und 
Kameroden des THW u.romr 
hierfür unzl/h/ige Stunden im 
Einsatz. 

Für die Bundesanstalt Tech­
nisches Hilfsu-erll ist das Jalu 
/989 ebenfalls von großer Be­
deutung. Am 15. Nouembl!f hat 
der Deutsche Bundestag das 
THW-Helferrechtsgesetz verob-

schiedet uM damit den Grund­
stein für eine recJulich geslchl!f­
te Basis des 7'HW gelegt. Durch 
das neJJ1! Gesetz, das noch der 
Zustimmung des Bundesrates 
bftiorf, werden nun das 7'HW 
und das Recht dl!f Helferinnen 
und Helfl!f auf die /ongersehnte 
gesetzliche Basis gestellt. 

Das bevorstehende Weih­
nachtsfest und den Ja/ueswech­
se/ nehme ich zum Anlaß, mich 
bei allen THW-Ange/IIirigen, den 
e1uMamtlichen Helferinnen und 
Helkm sowie den hauptamtli­
chen Mitarl1eiterinnen und Mit­
arlJeilern für die im ablaufen­
den Jahr 1989 geleistete ArlJeit 
ganz herz/ich zu bedanken. Sie 
haben mit Ihrem Engagement 
und Ihrer Tatkraft wesentlich 
dtwJ beigell!lgen, das Ansehen 
des 7'HW im Bewußtsein der 
Bürger zu festigen. 

Ich UJlJnsche Ihnen und Ihren 
Angehörigen ein gesegnetes und 
friedoo/les Weihnachtsfest und 
für das kommende Jalu Gtuck, 
~dheit und weiterhin Erfolg 
bei der ErfiJIlung Ihrer gemein­
nützigen Aufgaben im THW. 



ehen. Bundesinnenminister Dr. 
Schäuble sagte auch dazu seine 
Unterstützung zu. 

Den vom Besuch des Bundes­
innenministers gekrönten Nach­
mittag beendete Präsident Ger-

Hamburg 

~ 
Gemeinsamkeit 

macht stark 

Hamburg. Unter diesem Mot­
to veranstaltete die THW-Jugend 
Harburg zusammen mit dem Ju­
gendrotkreuz A1tona eine Wo­
chenend-Ausbildung. Dazu traf 
dann noch die Ponton-Gruppe des 
THW-OV Harburg ein, mit der am 
nächsten Tag eine gemeinsame 
Bootstour auf dem Programm 
stand. 

Am nächsten Morgen brach 
man zur Bootstour auf der Ume­
nau auf. Bei dieser Tour konnten 
die Jugendlichen die Erfahrung 
machen, wie schwer es ist, ein 
Ponton zu steuern. 

Nach dem Mittagessen wurden 
mehrere Ausbildungsstationen 
aufgebaut. Im Verlauf einer 
Übung sollte eine verletzte Per­
son von einem Aussichtsturm ge­
rettet, versorgt und abtranspor­
tiert werden. Ein Verbandplatz 
mußte eingerichtet und betrieben 
sowie ein Verletzter vom jenseiti­
gen Elbufer mittels Paddelboot 
übergesetzt werden. O. H. 

ster mit einem herzlichen Dank 
an alle, die kurzfristig bei Bewir­
tung und Unterbringung der Bun­
desversammlung einsprangen und 
so die erfolgreiche Veranstaltung 
erst ermöglichten. 

THW·Jugend feierte 
mit 

Hamburg. Ein Schulfest aus 
Anlaß des 10jährigen Bestehens 
der Gesamtschule Hamburg-Har­
burg nutzte die THW-Jugend Har­
burg, um sich der Öffentlichkeit 
zu präsentieren und neue Jung­
helfer zu gewinnen. Bei strahlen­
dem Sonnenschein errichteten 
die Junghelfer eine Seilbahn und 
einen Chinasteg. 

Am Ende des Festes war auch 
die Jugendgruppe gewachsen. 
Aber nicht nur die SchUler waren 
an dem THW interessiert, son­
dern auch die Lehrer informier­
ten sich. O. H. 

Hohe Auszeichnung 

Hamburg. Der stellvertreten­
de Landesbereichsführer der 
Freiwilligen Feuerwehr Hamburg, 
Peter Voß, vollendete 25 Jahre 
ehrenamtliche Tätigkeit bei der 
Feuerwehr. Anläßlich eines Emp­
fanges überreichte ihm THW-Lan­
desbeauftragter Dipl.-Ing. Günter 
Trautvetter das THW-Ehrenzei­
ehen in Silber. 

In seiner Laudatio überbrachte 
der Landesbeauftragte die Grüße 

Volle Kraft voraus: Die Jugendlicben mit dem Ponton auf der Eibe. 

Landesbeauftragter Trautvetter verHe.1 die Urkunde zum THW·Ebreozei· 
ehen in Silber für Peter Voß. (Foto: Krüger) 

aller im Katastrophenschutz der 
Freien und Hansestadt Hamburg 

. mitwirkenden Organisationen und 
dankte Voß für die gemeinsame 
Unterstützung des THW in den 
vergangenen Jahren, insbesonde­
re für sein vermittelndes Wirken. 

P.C. 

Bremen 

Bremer THW "stach 
in See" 

Bremen. Zu einer Informa­
tionsfahrt startete jüngst eines 

Oie Information.fahrt auf der We­
ser war für alle Beteiligten ein Er­
lebnt.. (Foto: Siemers) 

der beiden neuen Boote der 
THW-Helfervereinigung Bremen­
Neustadt e. V. Der Bremer THW­
Landesbeauftragte, Günther Hil­
debrandt, konnte unter anderem 
Innensenator Peter Sakuth, den 
VOJsitzenden der SPD-Bürger­
schaftsfraktion, Claus Dittbren­
ner, dessen Stellvertreter Rein­
hard Barsuhn und die beiden 
Ortsamtsleiter Klaus Rosebrock 
und Horst Lutzebäck an Bord be­
grüßen. 

Landesbeauftragter Hilde-
brandt und weitere Führungskräf­
te nutzten die Fahrt auf der We-

ser dazu , den Gästen einen um­
fassenden Einblick in die Mög­
lichkeiten des THW zu geben. Die 
Teilnehmer der Fahrt zeigten sich 
sowohl von der Idee dieser Ver­
anstaltung als auch von dem Boot 
selbst begeistert. 

P. L. 

"Herbststurm" über 
Bremen 

Bremen. "Sturmtief bringt 
Hochwasser mit Orkanböen 
(Windstärke 12) für das Stadtge­
biet Bremen mit anhaltenden Re­
genfallen". Mit dieser angenom­
menen Lage begann das "Dreh­
buch" der am 14. Oktober in Bre­
men durchgeführten Einsatz­
übung "Herbststurm 89". 

Etwa 900 Helfer der Feuer­
wehr, des THW, von DRK, ASB, 
JUH, MHD, DLRG, des Wasser­
wirtschaftsamtes Bremen und der 
beiden bremischen Deichverbän­
de kämpften gegen die Unwetter­
lage. 

Eines der angenommenen 
Schadensereignisse war bei­
spielsweise die durch Orkanböen 
erfolgte Abdeckung eines Daches. 
Teile des Daches waren ins Ge­
bäude gestürzt und machten da­
mit die Treppenräume zum Teil 
unbegehbar. Die eingesetzten 
Rettungsmannschaften hatten 
hier ca. 100 "Verletzte" zu bergen 
und zu betreuen. 

Danach ereignete sich ein Aus­
fluß von Treibstoff in die Weser. 
Zur Bekämpfung der sich anbah­
nenden Umweltkatastrophe 
brachten THW-Helfer Ölsperren 
aus. 

Des weiteren mußten an ande­
ren Orten Deiche gesichert, eine 
entgleiste DieseUok wieder auf­
gegleist, ein Deich geschlossen 
und zur Aufrechterhaltung der 
Entwässerung in einem Schöpf-
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IOßtnmlnl.ter Stock, Krelnat Grimsel und Ort.beauftngter Gronemeyer 
THW-Helfer brin,en eine ÖlJperre aUI. (Foto: Lobmann) .tarten zur Fahrt auf dem Mlltellandkanal. (Foto: Bormann) 
------~~--~------------~~----~ 

werk leistungsfiihige Pumpen ein­
gesetzt werden. 

Nach Beendigung der Übung 
dankte Egon Otting von der In­
nenbehörde im Namen des Sena­
tors für Inneres der Freien Han­
sestadt Bremen, Peter Sakuth, 
den Helfern für die gute Lei-
~tung. 

P. L. 

Prüfung bestanden 

Bremen, Insgesamt 36 Helfer 
aus den THW-OV Bremen-West, 
Bremen-Hastedt und Bremerha­
ven bestanden jetzt mit Erfolg 
ihre Grundausbildungsprüfung. 
Die auf dem Gelände des THW­
Ortsverbandes Bremerhaven 
durchgeführte Prüfung umfaßte 
einen theoretischen und einen 
praktischen Teil. 

Auch am Beleuchtung.geräl mül­
.en die Prilninge Ihr Könntn zei­
len. (Foto: Lohmann) 

Burkhard Lepach, Prüfer und 
Manfred Paletta, Ausbildungs­
sachbearbeiter beim THW-Lan­
desbeauftragten für Bremen, 
freut sich über das klare Prü­
fungsergebnis und gaben den 
Helfern mit au f den Weg, "die 
technischen Kenntnisse ständig 
auf dem neu esten Stand zu 
halten". 

P. L. 

Niedersachsen 

~ 
Innenminister Stock 

besuchtTHW 

WitUage. Zu seinem ersten 
offiziellen Besuch beim THW hat­
te sich der niedersächsische In­
nenminister Josel Stock ange­
sagt, der zusammen mit Kreisrat 
Bernhard Grimsel und vielen wei­
teren Gästen auf dem Unter­
kunftsgelände begrüßt wu rde. 

Innenminister Stock betonte in 
seiner Ansprache, daß der Kata­
strophenschutz ohne THW nicht 
denkbar sei und die Länder auch 
weiterhin größten Wert auf die 
Mitwirkung des THW legten. So 
hätten sie mit brei ter Mehrheit 
den beiden Gesetzesentwürfen, 
die dem THW eine gesetzliche 
Grundlage geben sollen, zuge­
stimmt. 

Daß das THW auch für interna­
tionale Herausforderungen ge­
wappnet sei, habe der Einsatz in 
Armenien gezeigt, wo das THW 
hervorragendes professionelles 
Können bewiesen habe. Zum 
Schluß seiner Rede bat er die 
Ka tastroph ensch u tz -Organisa tio­
nen, sich vom gegenseitigen Re­
spekt an der gemeinsamen Aufga­
be tragen zu lassen, um dem 
Bürger Sicherhei t und Vertrauen 
in den Katastrophenschutz zu 
geben. 

Neben Kreisrat Bernhard 
Grimsel und Erstem Stellvertre­
tendem Bürgermeister Erich 
Dierkers bekam auch THW-Lan­
desbeauftragter Eckhard Leiser 
Gelegenheit zu einigen Anmer­
kungen, bei denen er die gute 
Verbindung des THW zur nieder­
sächsischen Feuerwehrverbands­
spitze hervorhob. Anschließend 
ehrte er Ortsbeauftragten Eck­
hard Grönemeyer und Zugführer 
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Friedel Brand für zwanzigjährige 
ehrenamtliche Tätigkeit im THW 
durch Übergabe der Ehrenur­
kunden. 

Um das Unterkunftsgelände 
herum bis hin zum Mitteilandka­
nal präsentierten sich die Osna­
brücker Landkreis-Ortsverbände 
mit den Fachdiensten Bergung 
und Fernmeldewesen zu Lande 
und auf dem Wasser. Innenmini­
ster Stock und die übrigen Gäste 
konnten somit einen umlassen­
den Überblick über die Ausstat­
tung und Arbeit des THW gewin­
nen, wobei sich auch die Jugend­
gruppe Quakenbrück vorstellte. 

Wieder 75 
Ortsverbände 

R. B. 

Eize. Seit kurzem verfügt der 
THW-Landesverband Niedersach­
sen wieder über die runde Zahl 
von 7S Ortsverbänden. In einer 
Feierstunde am 9. Oktober 1989 
erhielt der frühere Stützpunkt EI­
ze offiziell den Status eines Orts­
verbandes. Dies wurde durch 
Übergabe des OV-Außenschildes 
durch THW-Landesbeauftragten 
Eckhard Leiser symbolisiert. 

Für Ortsbeaultragten Roll 
PIeiffer und seine Kameraden be­
deutete der Festakt im Oktober 
das glückliche Ende eines langen 
Kampfes um die vollwertige Aner­
kennung des Stützpunktes Elze 
als Ortsverband. 

Nordrheln-Weslfa len 

Gasexplosion in 
Eudenbach 

R.B. 

SiegburgIHonnef. Erheb-
lichen Sachschaden verursachte 

eine Explosion an einem zwei­
stöckigen Haus in Eudenbach im 
Siebengebirge. Dabei wurden 
zwei Menschen schwer, vier 
leicht verletzt. 

Die Alarmgruppen der THW­
Ortsverbände Siegburg und Hon­
nef erhielten den Auftrag, das 
angeschlagene Gebäude abzustüt­
zen. Dazu mußten in einem nahen 
Waldstück zunächst Rundhölzer 
geschlagen werden. Später be­
währte sich der Einsatz von Bau­
stützen. Mit einer Drehleiter wur-

Rundhölzer solleD du ange.chlage­
Re Hau. vor dem völligen Einsturz 
bewahren. (Foto: Schumm) 

den überhängende Trümmerteile 
der Dachkonstruktion entlernt. 

Die Dunkelheit erschwerte den 
Hellern lrotz Ausleuchtung er­
heblich die Arbeit. Bis in die Irü­
hen Morgenstunden des nächsten 
Tages waren die Bergungsgrup­
pen aus Siegburg und Honnef in 
zweistündigem Wechsel im Ein­
satz. S. S. 

Traditioneller 
"Einsatz" des THW 
Datteln. Wie in jedem Jahr 

land auch im ersten Seplember­
Wochenende 1989 das Kanalfesli-



Die fertige Fähre wird für den NachtbetrIeb mit Beleuchtung versehen. 
(Foto: Michatak) 

val in Datteln nicht nur bei den 
Bewohnern aus dem Kreis Reck­
linghausen reges Interesse, son­
dern auch bei Besuchern aus wei­
ter entfernteren Regionen. 

Unter Mitwirkung der Jugend­
gruppen aus den THW-Ortsver­
bänden Kleve, Castrop-Rauxel, 
Recklinghausen und Dorsten er­
bauten die Alt- und Junghelfer 
aus Datteln eine Fähre, die wäh­
rend des gesamten Kanalfestes in 
Betrieb blieb. Diese Fährverbin­
dung nutzten auch die Besucher, 
um dem THW während mehrerer 
Übungen zuzuschauen. G. M. 

Baden-Württemberg 

;J 
Blitz schlug in 

Gotteshaus 

Crailsheim. Das schwere Un­
wetter war fast vorüber, da 
schreckte ein ohrenbetäubender 
Donnerschlag die Leute in 
Spaichbühl (Gemeinde Franken­
hardt) auf, ein greller Blitz zuckte 
aus dem wolkenverhangenen 
Himmel und schlug in die 800 
Jahre alte Kapelle St. Dionysius 
ein. Es war halb fünf - an der 
stehengebliebenen Uhr abzu­
lesen. 

Der Dachstuhl des Glocken­
turms wurde vollständig abge­
deckt. Der Blitz lief durch das 
ganze Gebäude, zerstörte sämtli­
che elektrische Leitungen und 
ließ Teile des Fachwerks zerber­
steno 

Um den Schaden an der unter 
Denkmalschutz stehenden Kirche 
nicht noch größer werden zu las­
sen, wurde neben der Freiwilli­
gen Feuerwehr Frankenhardt der 

THW-Ortsverband Crailsheim zum 
Einsatz gerufen. 

Die Arbeiten am Glockenturm 
wurden dann mit Hilfe der Dreh­
leiter der Feuerwehr durchge­
führt. Gemeinsam mit der Feuer­
wehr konnte der Glockenturm 
vollständig mit einer Abdeckplane 
verkleidet werden. In den frühen 
Morgenstunden rückten die Hel­
fer nach getaner Arbeit ab. R. D. 

Planen schützen die Kapelle vor 
Wlttenmgsschäden. 

Nachruf 

Tief erschüttert nehmen wir 
Abschied von 

Werner Schneider 

Der Verstorbene war von 
1973 bis 1986 Ortsbeauf­
tragter des THW-Ortsver­
bands Sinsheim. Maßgeblich 
war er am Aufbau unseres 
Ortsverbands beteiligt. 
Wir werden ihn stets in guter 
Erinnerung behalten . 
Bundesanstalt Technisches 

Hilfswerk 
Ortsverband Sinsheim 

Helmut link, Ortsbeauf­
tragter 

Nachruf 

Am 27. August 1989 ver­
starb im Alter von 30 Jahren 
an den FOlgen einer heimtük­
kischen Krankheit 

Wollgang Königer 

Der Verstorbene war vor elf 
Jahren in das THW einge­
treten. 
Mit Wallgang Königer verlie­
ren wir einen Kameraden , 
der sich durch beispielhafte 
Fürsorge und fundiertes 
Fachwissen auszeichnete. 
Seine besonderen Qualitäten 
kamen gerade bei Einsätzen 
voll zur Geltung . 
Wir werden des Verstorbe­
nen ehrend gedenken. 
Bundesanstalt Technisches 

HIlIswerk 
Ortsverband Ludwigsburg 

THW-Taucher im 
Blausee 

Wangen, Im Rahmen einer 
technischen Hilfeleistung wurde 
der THW-Ortsverband Wangen 
vom Ortsvorsteher der Gemeinde 
Primisweiler angefordert, um im 
Blausee nach Unrat zu tauchen. 
Anlaß für diese Aktion war, daß 
sich ein Badegast beim Sprung 
ins Wasser verletzt hatte. 

Eine Untergruppe des Ber­
gungszuges rückte zweimal mit 
Schlauchboot und Taucher sowie 
Unterwasserlampen aus, um den 
See nach Abfallen abzusuchen. 
Geborgen wurden dann alte Bret­
ter mit Nägeln, Flaschen, Geträn­
kedosen und sonstige Utensilien. 

H.-J. H. 

Bayern 

tI 
Instandsetzungs­
dienste auf dem 

Prüfstand 

München, Insgesamt I 750 
THW-Helfer der Instandsetzungs­
züge wetteiferten um die Teilnah­
me am nächsten Landeswett-

kampf. An sieben Orten traten 
die 50 Züge an: In Pfaffenhafen 
und München-Aubing für Ober­
bayern, Cham für die Oberpfalz 
und Niederbayern, Kulmbach, 
Schwabach und Schweinfurt für 
Ober-, Mittel- und Unterfranken. 
Die Schwaben kämpften in Die­
senhausen bei Krumbach. Die Zü­
ge aus den Bereichen Rosenheim 
und Straubing nahmen an der 
Ausscheidung nicht teil, da diese 

. Helfer in den Lagern für die DDR­
Übersiedler beschäftigt waren. 

Kurz vor dem Start erfuhren 
die Mannschaften in allen Stand­
orten die völlig gleichen Aufgaben 
durch ihre Zug- und Gruppenfüh­
rer. 90 Minuten hatten sie Zeit, 
um die Vorgaben so perfekt wie 
möglich ZU bewältigen. Schieds- ' 
richter beurteilten die Aufgaben 
nach genauen Bewertungskrite­
rien. 

Die einzelnen Gruppen und 
Trupps hatten verschiedene Auf­
gaben zu lösen, wie sie auch im 
Katastrophenfall vorkommen kön­
nen. Es ging um das Verschwei­
ßen und Abdichten von Rohren 
zur Erstellung einer Wasserlei­
tung und um das Umpumpen 
einer unbekannten Flüssigkeit in 
Schlauchfolien und Kunststoffalt­
behälter, wobei die Helfer auch 
die umgebende Luft zu messen 
und nach Schadstoffen abzusu­
chen hatten. Die Elektrogruppen 
verlegten eine Niederspannungs­
leitung von einem Dachständer 
zum anderen. PVC-isolierte Erd­
kabel waren in Kabelschuhe zu 
löten und mit Preßverbindern in 
eine Muffe zu installieren. Die 
Elektrogruppe 2 baute eine Erd­
kabel-Abzweiggarnitur zusammen. 
Die Gas-Wassergruppe leistete 
Schweiß- und Brennschneidarbei­
ten, fertigte Gewinde und ver­
band Wasserleitungsrohre. 

Auf fast allen Wettkampfplät­
zen erschienen im Laufe des Ta­
ges Vertreter der Kommunen 
oder Landkreise, wie auch der 
Regierungsbezirke. Mancher 
Oberbürgermeister oder Landrat 
ehrte die ehrenamtlichen Helfe­
rinnen und Helfer durch Anwe­
senheit und Interesse an der ia­
tigkeit des THW. 

Die Sieger: Zum Landeswett­
kampf 1990 treten an die Züge aus 
den THW-Ortsverbänden Weil ­
heim, Landshut, Amberg, Hof, 
Dinkelsbühl und Füssen. 

Der Bundessieger 1989 aus 
Obernburg wurde um Bruchteile 
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Der Bau einer frelleltungeur elnem Dach,tänder war ebenrall.gdragt. 
(Foto: Delle) 

von Marktheidenfeld geschlagen. 
Die in vielen Orten knappen Ent­
scheidungen zeugen natürlich 
auch vom guten Ausbildungs- und 
Wissensstand. J. D. 

Minister lobt das 
THW 

München. Am 25. September 
1989 empfing Staatsminister Dr. 
Edmund Stoiber die Repräsentan­
ten des THW in Bayern, Landes­
sprecher Gerd Neubeck und Lan­
desbeauftragten Reiner Vorholz, 
zu einem Vorstellungsgespräch. 
An dem Gespräch nahm auch der 
Leiter der Abteilung Brand- und 
Katastrophenschutz, Dr. Heinrich 
Klingshirn, teil. 

Gleich zur Eröffnung lobte der 
Minister den guten Ruf des THW 
in Bayern, der sich auf von Quali­
tät geprägte Einsätze und große 
Hilfsberei tschaft der Helfer 
stützt. Er dankte den Vertretern 
des THW für ihren jüngsten Ein­
satz an läßlich der Aufnahme der 
DDR-Flüch tlinge. 

Das Engagement des Freistaa­
' tes dürfe man nicht unter den 
Scheffel stellen, meinte Vorholz. 

Die Unterstützung des bayen­
sehen THW sei bundesweit ein­
malig, was sich nicht nur durch 
Überlassung wertvoUen Gerätes 
(Netzersatzanlagen, Boote, 01-
wehrausstattung, Funkgeräte), 
sondern auch durch die Regelung 
des friedensmäßigen Einsatzes je 
nach Bedarf in bestimmten Berei­
chen mit oder neben den Feuer­
wehren deutlich zeigt. Die Zweck­
mäßigkeit und Einhaltung der 
,,AJarmierungsbekanntmachung" 
solle jedoch ständig überprüft 
werden, zum Wohl der Betrof­
fenen. 

Die gemeinsame Einsicht, daß 
Katastrophen zwar selten, aber 
mit zunehmender Tendenz von 
früher undenkbaren Ausmaßen 
gekennzeichnet sind, führte 
schließlich zu dem Gedanken, 
daß auf allen Ebenen - Stadt, 
Landkreis, Regierungsbezirk, Mi­
nisterium - noch mehr Augen­
merk auf Qualität und ausrei­
chende personelle Ausstattung im 
Katastrophen-Bereich gelegt wer­
den sollte. 

Die flächendeckende Beset­
zung des Instandsetzungsdien­
stes, bundesseits sind über 20 
weitere Züge für Bayern geplant, 

erschien dem Minister von gro­
ßer Wichtigkeit, genauso wie die 
Besetzung sogenannter "weißer 
Kreise" mit je einem Ortsver­
band, die der Bund ebenfalls 
plant. Ausgehend vom Subsidian­
tätsprinzip war man sich einig, 
daß bei Bedarf das THW Re­
gieeinheiten anderer Fachdienste 
übernimmt, sofern dieser Fach­
dienst nicht von einer anderen 
Organisation besetzt ist. 

Daß das Ehrenamt, mit immer­
hin II 000 Helfern in Bayern, auch 
im THW die entscheidende Rolle 
spielt, wurde klar, als über das 
Selbstverständnis der Organisa­
tion, ihr inzwischen 39jähnges 
Bestehen und die Arbeit vor Ort 
in den Verbänden gesprochen 
wurde. 

Die Ortsverbände erleben in 
zunehmendem Maß ihre Einbin­
dung und damit auch ihre Einfluß­
nahme in der Bürgerschaft. Diese 
Entwicklung wird unterstützt 
durch die vielerorts bestehende 
Jugendarbeit und durch die den 
Ortsverbänden angegliederten 
Vereine, deren ideelle und mate­
rielle Unterstüt;ung vor Ort von 
unschätzbarem Wert sind. 

Das Gespräch zeigte deutlich, 
daß das THW in Bayern nach wie 
vor große Hochachtung genießt 
und, obwohl Bundesanstalt, vom 
Freistaat in jeder nur mögijchen 
Weise unterstützt wird. Dr. Stoi­
ber bat die Vertreter des THW, 
allen Helfern den Dank und die 
Anerkennung der Staatsregierung 
für ihre am Gemeinwohl orien­
tierte Arbeit zu übermitteln. 

Landessprecher Neubeck und 
Landesbeauftragter Vorholz dank­
ten dem Staatsminister für das 
offene und konstruktive Ge­
spräch. R. V. 

Aufschlußreicher 
Besuch 

Ochsenfur!. Die interalliier­
te Reserveoffiziersvereinigung 
der NATO hielt ihren alljährlich 
stattfindenden Kongreß in Würz­
burg ab. Der Vereinigung, die 
1948 gegründet wurde, gehören 
13 Nationen an. 

Eine der sechs Kommissionen 
der Vereinigung befaßt sich mit 
dem Zivil- und Katastrophen­
schutz. Die Delegierten wollten 
sich deshalb über Aufbau und 
Wirken des THW informieren. 
Hierfür bot sich die neue Unter­
kunft des THW-Ortsverbandes 
Ochsenfurt an. 

Mit einem Bus wurden die 
25 Teilnehmer aus zehn Nationen 
von Würzburg nach Ochsenfurt 
gebracht. Nach der Begrüßung 
durch den Ortsbeauftragten Kon­
rad Mundinar stellte Geschäfts­
führer Dipl.-Ing. Reiner Stein den 
Aufbau des THW und dessen Ein­
bindung in den Katastrophen­
schutz dar. 

In einem Film über den Aus­
landseinsatz in Ecuador wurde 
der Einsatz der THW-Helfer zur 
humanitären Hilfe im Ausland ver­
anschaulicht. Anschließend stand 
eine Besichtigung der Unterkunft 
und die Vorstellung der Fahrzeu­
ge und Geräte auf dem Pro­
gramm. Abgerundet wurde die In­
formationsveranstal tung durch 
eine Einsatzübung "Rettelt aus 
Wassergefahren", die mit einer 
Bootfahrt auf dem Main abge­
schlossen wurde. I. S. 

Ge.prlcb In München: Innenmlnl.ter Stoiber (Mitte), Lande.beauftragter Die Be.ucher . tellen ,Ich vor der Übung,anlage In Oeh,enturl zum Grup-
Vorbotz (recht,) und Landellprecher Neubeck. penroto. (Foto: Stein) 
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Wamamt IX "im Einsatz" 
An.bach. Seit dem 4. Okto­

ber 1989 beherbergt das Warnamt 
IX im Ansbacher Stadtteil Clarr­
heim bis zu 60 Obersiedler aus 
der DDR. Damit stellte sich für 
den Warndienst die Aufgabe, in 
Notsituationen schnell und wir­
kungsvoll humanitäre Hilfe zu lei­
sten. 

Rechtzeitig wurden die Warn­
ämter angewiesen, eine kurzfri­
stige Belegung ihrer Unterkunfts­
gebäude mit jeweils 60 Personen 
bei Vollverpflegung und verwa~ 
tungsmäßiger Betreuung sicher­
zustellen. Alle Bediensteten des 
Warnamtes IX erklärten sich 
spontan bereit, bei der Bewälti­
gung dieser zusätzlichen Aufgabe 
mitzuhelfen. 

Infolgedessen wurde der Lei­
tung des Warndienstes im Bun­
desamt für Zivilschutz ein Organi­
sationskonzept mit folgender Pla­
nung vorgelegt: 
I. Personalbedarf: 
- ein Einsatzleiter an allen Tagen 
von 07.30 Uhr - 19.30 Uhr mit 
anschließender Rufbereitschaft 
Aufgabe: Organisation, Koordina­
tion und verwaltungs mäßige Be­
treuung 
- das gesamte Verwaltungsperso­
nal an allen Tagen im Schicht­
dienst von 07.00 - 19.00 Uhr 
Aufgabe: Sicherstellung der Ver­
sorgung 
- ein Bediensteter der Betriebs­
technik alißerhalb der Regel­
dienstzeit in Rufbereitschaft 
Aufgabe: Behebung von techni­
schen Störungen und Defekten 
2. Versorgung: 
- Lieferung der Mittagsverpne­
gung durch Privatunternehmen 
- Zubereitung von Frühstück und 
Abendessen sowie Ausgabe der 
Verpflegung durch Verwaltungs­
personal 
3. Medizinische und soziale Be­
treuung zugesagt durch das Baye­
rische Rote Kreuz und einer von 
der Bezirksregierung beauftrag­
ten Person 
4. Offene Fragen: 
- Mögliche Auswirkung auf den 
Dienstbetrieb insbesondere im 
Bereich Verwaltung und für den 

denn viele sind erkältet. 

.. 
Ordnung muß lein: Aufnahme und Registrierung der Ankommenden. 

Der Dienstplan für die Betreuung 
und Versorgung der Obersiedler 
tritt in Kraft. Damit sind alle Rei­
nigungskräfte im Küchendienst 
eingesetzt. Die Bescharrung der 
Verpflegung gemäß Speiseplan ist 
durchzuführen. Mit der Ausgabe 
des Frühstücks am 6. Oktober 
läuft der Küchenbetrieb voll an. 
Die Mittagsverpflegung wird über­
wiegend im Warnamt zubereitet. 
Lediglich die Fleischportionen 
werden fertig angeliefert. 

Ausbildungs- und Obungsbetrieb 
- Haushaltsmäßige Abwicklung 
- Wer gibt die Anweisung zur Auf-
nahme von Obersiedlern? 

Warnamtsintern wurden fol­
gende Maßnahmen ergrirren: 
- Erstellen eines Belegungspla­
nes und entsprechende Ausstat­
tung der Räume 
- Einrichtung eines Aufenthalts­
raumes für Nichtraucher im 
Obergeschoß 
- Oberprüfung des Sanitätsberei­
ches 
- Bereitstellung eines Raumes im 
Erdgeschoß für Kleider- und 
Sachspenden 
- Ausstattung des Unterrichts­
raumes mit Büromöbeln für Ver­
waltungszwecke 
- Kontrolle der Heizungs-, Sani­
tär- und Elektroanlagen sowie der 
Kücheneinrichtung im Unter­
kunftsgebäude 
- Absprache mit dem Fernmelde­
amt Ansbach über Einrichtung 
eines Münzfernsprechers 
- Ermitteln der Ansprechpartner 
bei wichtigen Behörden 

Am 3. Oktober ist es dann so­
weit. Die Regierung von MitteI­
franken bittet, ab 4.10. für die 
Aufnahme, Unterbringung und 
Verpflegung vom Obersiedlern 
bereit zu sein. Nach Rücksprache 
mit dem Bundesamt für Zivil­
schutz wird für alle Bediensteten 
Rufbereitschaft angeordnet. 

Zu Dienstbeginn am 4.10. La­
geinformation und Aufgabenver­
teilung. Das Unterkunftsgebäude 
wird nochmals überprüft, das Er­
satzbüro mit Material ausgestat­
tet, Vordrucke werden gefertigt. 

Von der Verwaltung wird der Be­
stand an Verbrauchsmaterial ge­
prüft und aufgestOCkt, ein Vor­
schußkonto bei der Bundeskasse 
Nürnberg eingerichtet und für er­
ste Bareinkäufe entsprechend 
Bargeld bereitgestellt. Lieferan­
ten und Behörden werden über 
den Sachstand informiert. Für al­
le ralle werden 80 Pakete Einsatz­
verpflegung in der Küche eingela­
gert. 

Ein erster Dienstplan für den 
Einsatzfall wird erstellt. Doch bis 
Dienstende erfolgt keine Einquar­
tierung. Immerhin wissen wir, 
daß uns die Durchgangsstelle in 
Nürnberg die Übersiedler am 
5.10. zuweisen wird und daß die 
Anreise mit der Bundesbahn er­
folgt. Wegen der schlechten Ver­
kehrsverbindung des Warnamtes 
wird das Bahnpersonal gebeten, 
ankommende Obersiedler anzu­
kündigen, damit ein Abholdienst 
eingerichtet werden kann. 

Im Laufe dieses Tages treffen 
32 Personen ein. Zu unserer Er­
leichterung in kleinen Gruppen, 
so daß kein Andrahg entsteht und 
wir uns auf die Situation einstel­
len können. Bis zum Wochenende 
haben wir Vollbelegung. 

Die Personalien der ankom­
menden Übersiedler werden auf­
genommen. Danach erfolgt die 
Zuweisung der Zimmer und Ein­
weisung in die örtlichen Gege­
benheiten. Helfer des BRK aus 
den Nachbargemeinden Burg­
oberbach und Weidenbach rich­
ten einen Betreuungsdienst rund 
um die Uhr ein. Ein Arzt hat 
Sprechstunde im Sanitätsbereich, 

An diesem Tag richtet auch die 
Bundespost einen Münzfernspre­
cher im Aufenthaltsraum des 
Obergeschosses ein. Waschma­
schine und Waschetrockner wer­
den durch das betriebstechnische 
Personal in einem Waschraum in­
stalliert und Benutzerlisten aus­
gehängt. Die Reinigung des Un­
terkunftsgebäudes wird in einem 
Reinigungsplan geregelt. 

Bereits am Vormittag treffen 
Bedienstete des Einwohnermel­
deamtes ein, um die Anmeldefor­
malitäten zu erledigen. Am Nach­
mittag ist Sprechstunde des Ar­
beitsamtes im Warnamt IX. 

Am Wochenende und in den 
folgenden Tagen setzt ein reger 
Besucherstrom ein. Unternehmer 
suchen Arbeitskräfte, Bürger aus 
der Umgebung bringen Sachspen­
den, bieten Hilfe an und überneh­
men Patenschaften. Die Infotafel 
im Speiseraum füllt sich rasch 
mit Stellen- und Wohnungsange­
boten und Einladungen. 

Der Betrieb hat sich im Warn­
amt rasch eingespielt. Der Ein­
satz findet bei vielen anderen 
Stellen und auch bei den Ober­
siedlern uneingeschränkt Aner­
kennung. 

Einer der Obersiedler über-. 
schreibt seinen Leserbrief an die 
Lokalzeitung "Unsere große Fa­
milie" und sagt unter anderem: 
"Uns empfing ein warmherziges 
Team vom Warnamt IX und viele 
fleißige Helfer vom BRK, die uns 
mit Rat und Tat zur Seite standen. 
Wir bekamen menschenwürdige 
Unterkünfte und sehr gute Ver­
pflegung." 
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1 Deu1sches Rotes Kreul 

Totensonntag in Armenien 
Am 7. Dezember 1988 ereigne­

te sich in Armenien ein vernich­
tendes Erdbeben, dessen Epizen­
trum 25 km nordöstlich von Lenin­
akan lag. Die Stärke der Erdstöße 
überschritten im Epizentrum 
10 Grad. Mehr als 40 % des Terri­
toriums der armenischen Repu­
blik, mit einer Bevölkerungszahl 
von ca. I Millionen Menschen war 
von der Katastrophe betrorren. 
21 Städte und 342 Dörrer sind zu 
Schaden gekommen, von denen 
58 vollkommen zerstört wurden. 
Am stärksten trar es die Stadt 
Spitak, die völlig zerstört wurde 
und die zweitgrößte Stadt der Re­
publik, Leninakan, die mehr als 
80" zerstört wurde. 

Das Erdbeben hat Tausende 
von Oprern gerordert. In der Erd­
bebenwne sind über 40000 Men­
schen aus den Ruinen berreit 
worden, es gab zwischen 25000 
bis 120000 Tote und mehrere 
Zehntausend hatten Verletzun­
gen. Der gesamte Schaden wird 
aur ca. 13 Mio. Rubel geschätzt. 

Eine weltweite Hilrswelle setz­
te ein, um den betrorrenen Erd­
bebenoprern in der größten Not 
beizusteheQ. Allein das Deutsche 
Rote Kreuz brachte in 29 Flugzeu­
gen Hilrsgüter in einem Gesamt­
wert von ca. 14 Mio. DM ins Erd­
bebengebiet. Auch heute sind im­
mer noch Spuren der Katastrophe 
zu erkennen. Hier und da sieht 
man noch zerstörte Häuser, vor 

denen die Famitien in Zelten und 
Wohncontainern leben. In Spitak 
und Umgebung baut das DRK die 
ersten Holzhäuser und will bis 
Dezember die geplanten 550 Häu­
ser errichtet haben. Pro Tag wer­
·den von den Arbeitskolonnen I ~ 
Häuser und pro Monat 35 Häuser 
rertiggestellt. Der Ältestenrat der 
Dörrer entscheidet dann, wer von 
den Betrorrenen einziehen soll. 

In diesen Tagen wurde in Ar­
menien am I. Totensonntag der 
Oprer des Erdbebens gedacht. 
Vor dem Friedhor in Spitak staute 
sich trotz Sprit mangel der Ver­
kehr und kam teilweise ganz zum 
Erliegen. Tausende waren gekom­
men, um ihrer Toten zu geden­
ken. Erschütternde Szenen spiel­
ten sich an den Gräbern ab, Müt­
ter beweinten verlorene Kinder 
oder ihre Männer. Manche um­
klammerten im Weinkrampr den 
Grabstein und wollten ihn nicht 
mehr loslassen. Lautes Klagege­
schrei der Frauen übertönte die 
leise Trauermusik, die den Fried­
hor berieselte. Man sah Frauen 
wie Männer, die sich aur die Grä­
ber warren und laut weinend in 
der Erde wühlten. Viele hatten 
Wein und Brot mitgebracht, um 
am Grab ihrer Liebsten ein letz­
tes Mahl einzunehmen. 

Doch nicht jeder konnte an 
diesem Tag seine Angehörigen 
beweinen, wie die schwervertetz­
ten und amputierten Kinder im 

Traumatologischen Institut in Eri­
wan. Hier üben sie täglich den 
Umgang und das Leben mit ihren 
künstlichen Gliedern. Das Mäd­
chen Diana Arakeljan (8) wurde 
beim Einsturz des Hauses unter 
den Trümmern begraben, doch 
konnte sie gerettet werden, ver­
lor aber ihr ganzes rechtes Bein 
bis zur Hürte. Oder wie Karen 
Petrosjan (14), dem einstürzende 
Trümmer den linken Unterschen­
kel und Fuß abtrennten und der 
jetzt lernen muß, mit einer Pr<>­
these zu gehen. Besonders trau­
rig ist das Schicksal von Mariene 
Hakopjan (15), sie wurde in der 
Schule von Spitak mit der ganzen 
Klasse unter den Trümmern be­
graben. Wahrend alle 29 Mitschü­
ler unverletzt gerettet werden 
konnten, blieb Mariene von der 
Hürte an abwärts querschnittsge­
lähmt. 

Ein hartes Schicksal erlitt auch 
5mbat Karagjosjan (29). Er war 
einer der ersten, die halren, Ver­
schüttete zu bergen, als über ihm 
bei einem Nachbeben eine Mauer 
einstürzte und ihn unter sich be­
grub. Auch er ist von -der Hürte an 
abwärts querschnittsgelähmt. 
Ober 70 amputierte und quer­
schnittsgelähmte Kinder haben 
bis heute in der orthopädischen 
Werkstatt des DRK Gehhilfen und 
Stützapparate erhalten. Auch die 
spätere Weiterbetreuung der jun­
gen Patienten durch die Rotkreuz-

+1 

-
Die Orthopidiewerbtatt dei Inter­
nationalen Roten Kreuze. leiltet 
fachgerechte Hilfe. (Fotos: Spleal) 

Orthopädiewerkstatt ist gesi-
chert. 

Auch beim Wiederaufbau der 
Notunterkünrte für die Ärmsten 
der Armen wird sich das Deut­
sche Rote Kreuz der am stärksten 
betrorrenen Oprer annehmen. 
Außer Häusern, deren Aufbau 
jetzt kurz vor dem Winter beson­
ders vorangetrieben wird, soll in 
Stepanavan ein 200-Betten-Kran­
kenhaus und eine Rettungswache 
für 31 Mio. DM gebaut werden. In 
Eriwan wird ein Reha-Zentrum 
zur Versorgung und Rehabilitation 
von querschnittsgelähmten und 
amputierten Erdbebenoprern rür 
45 Mio. DM errichtet. Weitere 
Projekte sind in Spitak, Gülagarak 
und Leninakan geplant. Es wer­
den aber noch Jahre, wenn nicht 
sogar Jahrzehnte vergehen, bis 
Armenien sich von dieser Kata­
strophe erholt haben wird. 

Sepp Spiegl 

Über fü nfhundert Holz.häu.er werden derzeit von DRK.Hel(em Im Erdbe­
bengebtet errichtet. Totenlonntag: Trauer'8u( dem f riedhof von Spltak. 
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Operation Meckenheim-Merl 
Wie die DRK-Bundesscbule zum Notaufnahmelager umfunktioniert wurde 

Die Beethovenhalle in Bonn war 
am 4. November 1989 bis auf den 
letzten Platz besetzt, als der Fe­
stakt zur 39. Bundesversammlung 
unter dem Motto "Durch Mensch­
lichkeit zum Frieden" mit zahlrei­
chen Höhepunkten seinen plan­
mäßigen Verlauf nahm. Außer­
planmäßig war die unauffällig her­
eingereichte Meldung, daß noch 
in der Nacht desselben Tages 
mehrere hundert Übersiedler aus 
der DDR in der Bundesschule des 
Deutschen Roten Kreuzes in Mek­
kenheim-Merl einquartiert wer­
den sollten. Zufrieden mit dem, 
was es zu hören und zu schauen 
gab, gingen die vielen Helfer und 
prominenten Gäste nach langan­
haltendem Schlußapplaus heim 
und einem geruhsamen Wochen­
ende entgegen. In der Bundes­
schule hatte sich dagegen inzwi­
schen rege Betriebsamkeit ent­
wickelt. 

Ist alle lhearie grau? 

teilt und dort bis zu drei Tagen 
vor ihrer Weiterreise in die Bun­
desländer untergebracht und be­
treut werden. 

Bibliothek, Hörsäle und Aula 
waren ausgeräumt und mit dop­
pelstöckigen Betten eingerichtet, 
die Kapazität der Gästezimmer 
durch Luftmatratzen für Familien 
mit Kindern erweitert. Die fußbo­
denbeheizbare Kraftfahrzeughalle 
wurde nach Räumung in einen 
Schlafsaal für fast 500 Menschen 
umgewandelt und konnte durch 
vorsorglich installierte Heizaggre­
gate zusätzlich erwärmt werden. 
Ein Toilettenwagen und zwei be­
heizbare Duschzelte standen vor 
der Halle bereit, weitere Wasch­
gelegenheiten waren in der Kfz­
Waschanlage eingerichtet. Inzwi­
schen liefen Telefone heiß, um 
die Versorgungsfrage zu lösen. 
Lebensmittel, Babynahrung, Hy­
gieneartikel, Bettwäsche und son­
stige Artikel für den erwarteten 
Bedarf konnten dank des verkauf­
soffenen Samstags relativ pro-

Zwar hatte man beim General- blemlos im Raum Meckenheiml 
sekretariat des DRK zuvor bei Bonn beschafft werden. Lediglich 
einem Sandkastenspiel festge- ein Bäcker in der Voreifel mußte 
stellt, daß die Schule innerhalb Sonderschichten zur Produktion 
von zwölf Stunden als Notaufnah- von Backwaren für 2000 Men­
melager für 700 Menschen herge- sehen einlegen, sollten doch die 
richtet werden könne, aber muß- Übersiedler bereits auf den Ziel­
te dieser Fall ausgerechnet in der bahnhöfen mit einem kräftigen 
Nacht von einem (zum Glück ver- Frühstück empfangen werden. 
kaufsoffenen) Samstag zum Sonn- Eine Sanitätsstation war einge­
lag eintreten? Organisationsver- richtet und besetzt, der Fernmel­
mögen und Improvisationslalent dedienst hatte die interne Kom­
waren jetzt gleichermaßen gefor- munikation zwischen Einsatzfüh­
dert. rung und den Einheiten sicherge-

Seminare und Kurse wurden stellt und für zusätzliche Verbin­
telefonisch und telegrafisch abge- dungen nach außen (ink!. Tele­
sagt und innerhalb kürzester Zeit fax) gesorgt, eine Kleiderkammer 
standen Einsatzleiter Günter Es- war vorbereitet, der soziale 
ser vom Generalsekretariat in Dienst auf Fragen aller Art gefaßt 
Bonn rund 160 Helfer aus dem und das Kreisauskunftsbüro zur 
Reservoir des DRK-Landesver- Registrierung der Übersiedler 
bandes Nordrhein zur Verfügung. und Auszahlung der Friedlandhilfe 
Die Ankunft von über 2000 Ober- bereit, die Küchenmannschaft 
siedlern in zwei Zügen wurde zu- stand bestens bevorratet Löffel 
nächst für 24 Uhr erwartet, ~iel- bei Fuß. 
bahnhöfe waren Remagen und Das seinerzeitige Sandkasten­
Ahrweiler. Die meisten von ihnen spiel "Bundesschule als Notauf­
hatten in Prag auf ihre Ausreise nahmelager" war offenbar mit 
gewartet, sie sollten auf die Kata- dem gebotenen Ernst und reali­
strophenschutzschule des Bun- ' tätsnah angegangen worden, denn 
des in Ahrweiler und die DRK- - was bei einem solchen Spiel 
Schule in Meckenheim-Merl ver- nicht immer der Fall sein muß -

Ein Arzt kümmert sicb um das Wohlbefinden der Übersiedler 

Dank :r.ahUoser Spenden lat die Kleiderkammer siets gut sortiert. 

Auch für die Kurxweil der Kleinen lat gesorgt. 
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Vor der mobilen Telefonanlage der Bunde.post: Warten auf ein Gespräch 
mit Verwa.ndten oder Freunden. (Fotos: Zimmennann) 

hier deckten sich Theorie und 
Praxis. Die Bundesschule melde­
te sich ca. zwölf Stunden nach 
der ersten Meldung aufnahmebe­
reit. Nur die Flüchtlinge ließen 
auf sich warten. 

FUrsorge, und was danach? 

Sonntagmorgen zwischen 6.00 
und 7.00 Uhr treffen rund zweit­
ausend übersiedler in zwei ZUgen 
nach mehr als fünfzehnslündiger 
Bahnfahrt in Ahrweiler und Rema­
gen ein. Nach herzlicher Begrü­
ßung durch das DRK eine erste 
Mahlzeit auf bundesdeutschem 
Boden und Bustransfer in die la­
ger. 841 übermüdete, aber über­
glücklich'e Menschen kommen ab 
8.00 Uhr nach und nach in der 

Bundesschule an, darunter zahl­
reiche Familien mit kleinen Kin­
dern. Auffallend zwei erste Beob­
achtungen: Das niedrige Durch­
schnillsalter der übersiedler - es 
dürfte bei 30 Jahren liegen - und 
die wenigen mitgeführten Habse­
ligkeiten. Zwei Koffer sind das 
Maximum, viele haben nur, wie 
ein junger Mann sagt, Socken und 
Wasche zum Wechseln und eine 
~hnbürste dabei. Bellensuche, 
Registrierung und Auszahlung der 
Friedlandhilfe, Mittagessen, War­
ten auf eine Telefonverbindung 
zur Benachrichtigung von Angehö­
rigen oder Freunden, all dies 
spielt sich schrittweise in langen 
Schlangen ab. Wer es mit bemer­
kenswerter Disziplin und Geduld 
geschafft hat, wagt zaghaft, unsi-

eher, dennoch neugierig die er­
sten Schrille in die Freiheit des 
Westens, so wie diese sich in 
Meckenheim darstellt. 

Die Geistlichen beider Konfes­
sionen hallen bereits in den Mor­
gengollesdiensten von der Kanzel 
herab ihre Schäfchen auf 841 
neue Mitbürger vorbereitet, auf 
deren materielle Not aufmerksam 
gemacht und zu Spenden aller Art 
aufgerufen. Wer von den einge­
sessenen Bürgern nur zu Befrie­
digung seiner Neugier oder aber 
aus Anteilnahme seinen Sonn­
tagsvormillags-Sparziergang nach 
der Bundesschule macht, ist 
nicht eindeutig auszumachen. 
Zahlreiche Einladungen werden 
jedoch spontan an die übersied­
ler gerichtet, zum Mittagessen 
oder Nachmillagskaffee, und die 
Aufnahmekapazität der Kleider­
kammer zeigt durch pausenlose 
Spenden von Gebrauchtkleidern, 
Spielzeug und Kinderbetten bald 
ihre Grenzen, so daß auf das 
Hilfszug-Lager ausgewichen wer­
den muß. 

Die Spitzen der Stadtverwal­
tung Meckenheim, des Rhein­
Sieg-Kreises und der örtlichen 
politischen Parteivertretungen 
verschaffen sich ein erstes Bild, 
die Medien bereiten mit bemer­
kenswertem Einfühlungsvermö­
gen ihre Berichterstallung in Zei­
tung, Hörfunk und Fernsehen vor, 
das Arbeitsamt richtet eine 

AußensteIle Merl mit 15 Mitarbei­
tern ein und die SoziaJberatung 
des DRK ist überlaufene Adresse 
zur Beantwortung der Hauptfra­
gen .. Was erwartet uns, wenn wir 
allein der bundesdeutschen Rea­
lität gegenüberstehen? Wenn die 
Freude über das Begrüßungsgeld 
verflogen ist? Wenn wir aus der 
Fürsorge des Roten Kreuzes ent­
lassen silld?" 

Operation beendet 

Am Donnerstag, dem 9. No­
vember, meldete die Einsatzfüh­
rung des DRK dem Grenzschutz­
kommando West um 11.50 Uhr 
950 freie Bellen. Nach der offi­
ziellen Registrierung durch den 
BGS in Ahrweiler war der Groß­
teil der übersiedler in über­
gangslager der Länder weiterge­
reist, viele hatten Obdach bei 
Verwandten oder Freunden in der 
Bundesrepublik gefunden und 
rund 100 Menschen blieben in 
Meckenheim und Umgebung, wo 
sie dank intensiver Mithilfe der 
Stadtverwaltung Arbeit und Woh­
nung fanden. Nochmals, am 
11. November 1989, wurde die 
Bundesschule als Notaufnahmela­
ger mit einer ungefahr gleichstar­
ken Gruppe von übersiedlern be­
legt, die innerhalb der folgenden 
Woche ebenfalls in übergangsla­
ger in der Bundesrepublik weiter­
reisten. Horst F. Hamborg 

Verbesserung des Zivil- und 
Katastrophenschutzes 

Die Mitwirkung im Zivl- und 
Katastrophenschutz der Bundes­
republik Deutschland ist für die 
Hilfsorganisationen Arbeiter-Sa­
mariter-Bund, Deutsches Rotes 
Kreuz, Johanniter-Unfall-Hilfe 
und Malteser-Hilfsdienst eine ori­
ginäre, die Gesamtheit der Orga­
nisation umfassende Aufgabe und 
VerpOichtung. Die umfassenoe 
VerpOichtung entspricht der Ge­
samtverantwortung der Hilfsorga­
nisationen, in der das Prinzip der 
Einheit der Hilfe und eine eill­
heitliche verfaßte Helferscha ft 
Voraussetzung und Gewähr dafür 
sind, in jeder Situation diese sat­
zungsmäßige Aufgabe zu erfüllen. 

Die Hilfsorganisationen begrü­
Ben, daB der Deutsche Bundes­
tag in seiner 3. Lesung am 15. 11 . 
1989 das Katastrophenschutz-Er­
gänzungsgesetz verabschiedet 
hal. Die Wahrnehmung der Aufga­
ben der Hilfsorganisationen er­
folgt auch weiterhin in eigener 
Verantwortung. Das Mitsprache­
recht der am Katastrophenschutz 
mitwirkenden Organisationen ist 
gewährleistet. 

Die Hilfsorganisationen begrü­
ßen es nachdrücklich, daß das 
Ka tastrophensch u tz -Ergänzu ngs­
gesetz 
- Regelungen enthält, die die Be­
achtung der Organisationsstruk-
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turen der Hilfsorganisationen ge­
währleisten, 
- die Erste-Hilfe und die Schwe­
sternhelferinnen-Ausbildung re­
gelt, 
- eine Begrenzung der staatli­
chen Kontrolle der Hilfsorganisa­
tioen durch die Hauptverwal­
tungsbeamten vorsieht, 
- die Vertretung der Hilfsorgani­
sationen im Katastrophenschutz­
stab festschreibt, 
- eine Regelung zur Zivilschutz­
dienstpOicht enthält, der sie zu­
stimmen können, 
- die Einbeziehung des gesamten 
Potentials der Organisationen 
grundsätzlich ermöglicht. 

Die Hilfsorganisationen erklä­
ren ihre uneingeschränkte Bereit­
schaft, an jeder substantiellen 
Verbesserung des Zivil- und Kata­
strophenschutzes mitzuwirken, 
die die Information und den 
Schutz des Bürgers sowie der 
Helfer im Hinblick auf Schaden­
und Gefahrenlagen verbessert. 
Sie sehen hierin eine humanitäre, 
kontinuierliche VerpOichtung und 
ein öffentliches Bekenntnis zur 
Schaffung eines wirksamen 
Schutz- und Hilfsleistungssystems 
für die Bevölkerung der Bundes­
republik Deutschland. 



Arbeieer-Samarieer-Buncl 01 
Enlwicklungshilfeprojekt Zaire: 

Das Kitenge Rural Health Center entsteht 
Die ADRA, eine Mitgliedsorga­

nisation des DPWV, hat in Zaire 
seit 1982 einen Gesundheitspo­
sten in Betrieb und wird ein Kran­
kenhausgebäude mit Entbin­
dungstrakt errichten_ Es handelt 
sich bei dem Projekt um eine 
Kombination vo.n Kurz- und Lang­
zeit hilfe. Wichtig ist vor allem die 
frühzeitige Einrichtung einer 
Impfstation. 

Der ASB-Bundesverband über­
nimmt für das Zaire-Projekt An­
kauf und Instandsetzung eines 
Lkw DB-LA-710 mit eingebauter 
Pritsche plus Frachtkosten. Das 
Fahrzeug soll dem Transport von 
gespendetem Krankenhausinven­
tar (Betten, Entbindungstischen 
und Matratzen etc.) dienen, der 
in dieser Gegend wegen der weit 
auseinanderliegenden Wirt­
schaftszentren sehr schwierig 
durchzuführen ist. Angesiedelt 
wird das Projekt in Kitenge, 
einem Dorf mit über 10 000 Ein­
wohnern in der Provinz Shaba in 
Zaire. 

Die Einwohner leben haupt­
sächlich vom Ackerbau, der aus­
schließlich für den Eigenbedarf 
bestimmt ist, obwohl sich durch 
den Anschluß an die Eisenbahn 
ein wenig Handel entwickelt hat. 
Der Ort besitzt kein Trinkwasser, 
keine Elektrizität oder andere 
moderne Einrichtungen. Das 
Trinkwasser wird zu Fuß auf dem 
Kopf von einer offenen Quelle, 

ASB-Mitarbelterin Comelia Bongardl informiert über Aktivitäten dei ASB Im Ausland. (Foto: Meye,) 

die etwa I km entfernt liegt, zum 
Dorfzentrum transportiert. 

Augenblicklich sind weniger als 
25 % der Kinder gegen Masern 
und andere ansteckende Krank­
heiten geimpft und folglich ist die 
Kindersterblichkeitsrate hoch. 
Die allgemeinen Gesundheitspro­
bleme schließen Darmparasiten, 
Malaria, Unterernährung usw. 
ein. 

Die schon bestehende medizi­
nische Versorgung ist unzurei­
chend, wird jedoch mit Einrich­
tung eines katholisch geführten 
Entbindungsheims und eines 
Krankenhauses, das von den Ad­
ventist Health Service geführt 
wird, verbessert. 

ADRA-Zaire öffnete seinen Ge­
sundheitsposten in Kitenge 1982 
und ist z. Zt. damit beschäftigt, 

das Krankenhausgebäude zu er­
richten. Der Posten behandelt et- · 
wa 30 Patienten am Tag und ist 
aufgrund seiner guten medizini­
schen Versorgungsqualität hoch 
angesehen. So gibt es eine Peti­
tion des Dorf"bürgermeisters" 
und des Rates an ADRA, ein Impf­
programm einzurichten und einen 
Entbindungstrakt zu eröffnen. 

Mit dem Projekt sollen folgen­
de Ziele erreicht werden: Verbes­
serung bzw. Einrichtung der me­
dizinischen Versorgung im ge­
nannten Gebiet, Bau, Ausstattung 
und Betrieb eines ländlichen Ge­
sundheitszentrums mit Kranken­
haus, Entbindungsheim mit allen 
notwendigen Voraussetzungen 
wie Stromversorgung, Medika­
menten, Ausrüstungsgegenstän­
den und Personal. Dazu soll eine 

mobile Einheit eingerichtet wer­
den. (Wahrscheinlich eine Art 
Arztwagen, der in die umliegen­
den Dörfer fahrt, um dort medizi­
nische Versorgung zu gewährlei­
sten.) 

Die noch benötigten Hilfelei­
stungen beziehen sich vor allem 
auf Medikamente, Ausrüstung so­
wie Geräte und Material für die 
Entbindungsstation. Die Entwick­
lung einer Entbindungsstation 
beinhaltet auch den Erwerb von 
Mitteln, um den Bau des Gebäu­
des zu beginnen. 

Insgesamt wird das Gesund­
heitszenIrum als ein wichtiger 
Bestandteil der heilenden Be­
handlung wie auch der Vorsorge­
medizin für die ansässige Bevöl­
kerung angesehen. 

Cornelia Bohgardt 

"Wasser, endlich Wasser!" 
Eindrücke einer Hilfsgüterfahrt in das Katastrophengebiet Armenien 

Das Schild, das uns endlich die 
ersehnte Wasserstelle ankündigt, 
ist eine Erlösung. Nach drei Ta­
gen jeweils 16stündiger LKW­
fahrt bei 30°C wieder gründlich 
waschen, das hebt die Stimmung. 

Je weiter wir uns von der Heimat 
entfernen, desto deutlicher wird 
der Verlust des gewohnten Lu­
xus. Was zu Hause selbstver­
ständlich ist, wird zum Ausnah­
meerlebnis. Der deutsche sanitä-

re Standard wird genauso auf ein 
Minimum reduziert wie die Stra­
ßenqualität. Den ganzen Tag wer­
den wir durchgerüttelt, eine ex­
treme Belastung für Mannschaft . 
und Material. 

Es sind die Gegensätze, die 
uns beschäftigen. Einerseits ist 
jeder schockiert von dem für uns 
niedrigen Lebensstandard. Die 
Fahrt durch Polen wirkt wie eine 
Reise in die Vorkriegszeit. Die 
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Häuser scheinen seit 50 Jahren 
nicht mehr renoviert worden zu 
sein, die Infrastruktur ist zum 
Teil auf dem Stand von 1945. 

Andererseits müssen wir er­
kennen, daß es den Menschen 
besser gehen könnte, wenn nicht 
Teile des Landes brachliegen 
würden und die Landwirtschaft 
nicht mit überalteten Mitteln be­
trieben würde. 

Spaßvögel im Team sorgen aber 
dafür, daß die Stimmung gut ist. 
FahrzeugbesalZungen, die tags­
über den Anschluß verloren ha­
ben, stehen ebenso im Zentrum 
des Spottes, wie ein Team mit 
technischen Problemen. 

Je näher wir zum Ziel kommen, 
desto mehr steigt die Spannung: 
Was erwartet uns? Doch vor dem 
Ziel steht noch einmal eine extre­
me Belastung an: die Fahrt durch 
den Großen Kaukasus. Ständiges 
Schalten, Bremsen, Kuppeln - es 
bleibt kaum Zeit, um die Schön­
heit der Natur zu genießen. 

Den Kleinen Kaukasus durch­
queren wir auf einer Nebenstra-

ße, um nicht durch das mit Arme­
nien verfeindete Aserbaidschan 
fahren zu müssen. Später erfah­
ren wir, daß diese Entscheidung 
richtig war: Andere Hilfskonvois 
wählten die Hauptstraße. Sie 
wurden festgehalten, die Hil fsgü­
ter wurden beschädigt. 

Auf der Nebenstrecke kann 
man selten schneller als 20 kmlh 
fahren, zermürbend folgt Kurve 
auf Kurve, Schlagloch auf Schlag­
loch. 

Nach fast 4000 Kilometern er­
reichen wir Leninakan. Schon am 
Stadtrand wird klar, daß die Ar­
menier mit unbeschreiblichem 
Eifer an den Wiederaufbau gegan­
gen sind. Wer das Elend des Erd­
bebens erlebt hat, kann kaum be­
greifen, woher die Menschen so 
schnell die Kraft genommen ha­
ben, die Aufbauarbeiten in Angriff 
zu nehmen. Überall entstehen 
neue Hä~ser und neue Straßen. 
Erfreulicherweise hat man hin­
sichtlich der Höhe der neuen 
Häuser dazugelernt; sie haben 
meistens nur drei Stockwerke. 

Ob die Bauweise tatsächlich den 
Erfordernissen eines extrem erd­
bebengefahrdeten Gebietes ent­
spricht, wird die Zukunft hoffent­
lich nie zeigen. Erschreckend ist, 
daß in der ca. 100 km entfernten 
Millionenstadt Erewan große 
Hochhauskomptexe nach dersel­
ben Bauweise errichtet werden, 
wie die Leninakaner Hochhäuser, 
die unter anderem für die hohe 
Opferzahl verantwortlich war. Ein 
Erdbeben, das in Erewan und 
Umgebung ausbräche, würde da­
her wohl noch mehr Menschenle­
ben fordern, als das Beben von 
1988. Sechsstellige Opferzahlen -
eine grausame Vorstellung! 

Nach unserer Ankunft wird so­
fort mit dem Ausladen begonnen. 
Leninakaner helfen beim Ausla­
den und bestaunen die Ladung 
unserer Lastwagen, aus der ein 
Krankenhaus für ihre Stadt ent­
stehen wird. Die Menschen sind 
immer freundlich und hilfsbereit. 
Gastfreundschaft ist hier Tradi­
tion. Sie wird uns gegenüber si ­
cherlich noch durch das hohe An-

sehen verstärkt, das Westdeut­
sche nicht nur aufgrund der Hilfe­
leistungen in Armenien haben. 
Die Armenier sind über Deutsch­
land erstaunlich gut informiert. 
Wer hätte erwartet, daß Armenier 
bei einem gemeinsamen Essen 
Trinksprüche auf unseren Bun­
despräsidenten, Richard von 
Weizsäcker, ausbringen würden? 

Der EinsalZ in einem solchen 
Katastrophengebiet ist wirklich 
kein Urlaub, sondern enormer 
Streß. Doch trotz aller Strapazen 
bleibt am Ende das befriedigende 
Gefühl, etwas Sinnvolles getan zu 
haben. Durch die Arbeit am Ran­
de der eigenen Leistungsgrenze 
lernt man sich besser kennen. 
Wer unermeßliches Leid sieht 
und erfahrt, mit welch existen­
tiellen Problemen andere Men­
schen kämpfen, dem erscheinen 
vie le unserer Al ltagsproblemehen 
als nichtig. Hilfe wird hier als 
Freude und direkte Notwendig­
keit erfahren. Aus dieser Er­
kenntnis erwächst die Motivation 
für neue Hilfseinsätze. Jörg Ehmer 

Probleme der Dritten Welt und wie man 
damit umgeht 

Der Arbeiter-Samariter-Bund steUte seine Auslandshilfe-Projekte yor 

Unter dem Titel "Die Welt 
gehört allen" hat das Bun­
desministerium für wirt­
schaftli che Zusammenarbeit 
(BMZ) am 11. und 12. Sep­
tember 1989 zu Aktions- und 
Informations tagen aufgeru­
fen. 

Neben zahlreichen ande­
ren Organisationen, die in 
der Dritten Welt Entwick­
lungs- bzw. Katastrophenhil­
fe leisten, Is t auch der Arbei­
ter-Samariter-Bund gebeten 
worden, seine Auslandshilfe­
aktivitäten einer breiten Öf­
fentlichkeit vorzustellen. 

Mit einer großen Ausstellungs­
wand sowie Informationsbroschü­
ren informierten zwei Mitarbei­
terinnen des ASB-Bundesverban­
des über die Katastrophenhilfe 
des Arbeiter-Samariter-Bundes: 

Wenn ein Land durch Umweltka­
tastrophen in Not gerät, hilft der 
ASB mit Sach- und Geldspenden 
sowie Wiederaufbauprojekten. 
Dabei setzt er u. a. sein modern­
stes und bisher in Europa einma­
liges technisches Hilfsmittel ein: 
die transportable Satellitenbo­
denfunkstation. 

Die Auftaktveranstaltung am 
I I. September auf dem Bonner 
Münsterplatz bot ein buntge­
mischtes Programm. Folklore­
gruppen aus der sogenannten 
Dritten Welt führten Tanze und 
Musikdarbietungen vor, verschie­
dene Interviewpartner standen 
dem Moderator auf der Haupt­
bühne für Fragen zur Verfügung. 
Politische Prominenz war eben­
falls vertreten: Der Bundesmini­
ster für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit, Dr. Jürgen Warnke, 
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und Bundespräsident Dr. Richard 
von Weizsäcker kamen zu einer 
Stippvisite. Künstlerische Promi­
nenz wie Olivia Molina und Angelo 
Branduardi rundeten das Pro­
gramm ab. Insgesamt eine Veran­
staltung, die zwar auf die Proble­
me der Dritten Welt aufmerksam 
machte, aber in Lösungsvorschlä­
gen obernächlich blieb - ein un­
kritisches Medienspektakel. Da­
her ist die Veranstaltung des BMZ 
von vielen Dritte-Welt-Gruppen 
kritisiert worden. 

So hat sich die Stadt Köln, die 
an dem bundesweiten Informa­
tionstag am 12. September eben­
falls zum Thema "Dritte Welt" 
teilnahm, der BMZ-Veranstaltung 
kritisch gegenübergestellt. Köl­
ner Dritte-Welt-Gruppen wollten 
ausführlich über solche Struktu­
ren und tnteressen informieren, 

die bewirken, daß die Welt eben 
nicht allen gehört, sondern nur 
einigen wenigen. 

Die Verelendung in der Dritten 
Welt er fahren wir in der Bundes­
republik Deutschland zum Bei­
spiel durch die Flüchtlinge. Zen­
trales Thema in Köln war daher 
das Flüchtlingsthema. 

Der Bundesverband des Arbei­
ter-Samariter-Bundes mit Sitz in 
Köln nahm auch an dieser Veran­
staltung mit einem Informations­
stand teil und stellte u. a. die 
Flüchtlingshilfe des ASB vor. An 
der ganztägigen Veranstaltung 
zeigten sich insbesondere Schü­
ler sehr interessiert, so daß sich 
die Gelegenheit bot, einem sehr 
jungen Publikum die Tätigkeitsbe­
reiche des Arbeiter-Samariter­
Bundes einmal näherzubringen. 

KM 



\ Johanni .... Unfall·Hille 
Johanniter betreuen Besucher 

Doppelte Hilfe für DDR-Bürger 

Der Zustrom von Menschen aus 
der DDR in die Bundesrepublik 
Deutschland errordert doppelte 
Hilre: Die Übersiedler wollen nach 
wie vor mit Unterkunft und Arbeit 
versorgt sein, die kurzrristigen 
Besucher haben Bedarr an war­
men Mahlzeiten, Straßenkarten 
oder Benzin für die Zweitaktmoto­
ren ihrer Autos. Eine doppelte 
Herausrorderung, der sich die 
Johanniter-Unrall-Hilfe mit viel 
Engagement gestellt hat. 

Ein Brennpunkt der Aktivitäten 
war die Besucherbetreuung in 
Berlin. An einem einzigen Wo­
chenende waren hier die Johanni­
ter mit sechs mobilen Küchen im 
Einsatz. Insgesamt leisteten rund 
80 Helrerinnen und Helrer 3600 
Stunden Dienst. Eine tolle Lei­
stung. Sie verteilten kostenlos 
33000 Portionen Eintopr und 
45000 Becher Getränke an Besu­
cher aus der DDR. Unterstützt 
wurden die Berliner HeUer von 
Johannitern aus dem ganzen Bun­
desgebiet mit Personal, Nah­
rungsmitteln und rahrbaren Kü­
chen. 

Darüber hinaus versorgten die 
Johanniter in Niedersachsen un-

33 000 Mahlzeiten an einem Wochenende in Berlin 

33000 warme Mahlzeiten verteilten die Johanniler kostenlos am ersten Wochenende nach der Öffnung der 
GreIlUn in 8erUn. 

ter anderem Besucher an Auto­
bahnraststätten mit Suppe, Ge­
tränken, Zweitaktbenzin und Stra­
ßenkarten. Auch in Schleswig­
Holstein warten die Johanniter 
mit Verpflegung aur Besucher aus 
der DDR. 

Zu der aktuellen Besucherbe-

treuung. kommt die Versorgung 
der Übersiedler. Bundesweit 
kümmern sich die Johanniter um 
Unterkünfte und Wohnungen ge­
nauso wie um Kleidersammlun­
gen, Möbelbescharrung oder Kin­
derspielzeug. So konnte die Jo­
hanniter-Unrall-Hilre beispiels-

weise im Kreisverband Hannover­
Stadt 100 Menschen aus der DDR 
beherbergen. Bundesweit läuft 
die Unterbringung der Übersied­
ler durch die Johanniter aur vol­
len Touren. 

Unterstützung für DDR-Übersiedler­
Familien: Schicksale zwischen Ost und West 

Ein Tag mit Familie Worch aus 
Ost-Berlin, Familie Watzky aus 
Tüttleben, den Leskes aus Tan­
germünde und Familie Bollmann 
aus Rudolstadt läßt begreifen, 
mit welchen Schwierigkeiten 
DDR-Übersiedlerramilien in ihrer 
neuen Heimat zu kämpren haben. 

Die achtzig ehrenamtlichen und 
teilzeitbeschärtigten Johanniter­
UnrallheUer haben seit Septem­
ber über hundertzwanzig DDR­
Übersiedlern in der Landesschule 
NRW Starthilfen ins neue Leben 
gegeben. 

"Heute mittag sollen noch 

weitere DDR-Obersiedlerramilien 
eintrerren," inrormiert Joachim 
Schmidt die Mitarbeiterin in der 
Zentrale der Landesschule der 
Johanniter-U nrall-Hilfe. Während 
der Landesausbildungsleiter in 
NRW,1. Schmidt, der seit 26 Jah­
ren ehrenamtlich bei der JUH ak-

tiv ist, teleronisch Verpflegungs­
und Unterbringungsmöglichkeiten 
organisiert, kommt ein etwa drei­
ßig Jahre alter Mann zur Zentrale 
und ' läßt se inen Blick über die 
ausgelegte Post schweiren. Dort 
liegen Briere aus Magdeburg und 
Leipzig. 
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Jö.., 8ollmann. Anatomieunterricht reitelt die Zuhörer. 

Doch für Thomas Worch, seine 
Frau Susanne und die kleine Ma­
rie-Ernestine ist heute keine Post 
dabei. Aus Ost-Berlin kamen die 
drei über Budapest und Wien ins 
Münsterland, wurden zunächst im 
Aufnahmelager Schöppingen un­
tergebracht, wie sie später erzäh­
len, und leben nun seit gut zwei 
Wochen in der Landesschule der 
JUH in Münster. 

12.25 Uhr: Wahrend Familie 
Worch sich im Speisesaal in eine 
Schlange einreiht und auf die 
dampfende Linsensuppe mit 
Knackwürstchen wartet, nimmt 
Egbert Watzky an der Zentrale der 
Landesschule seinen Zimmer­
schlüssel in Empfang. Familie 
Watzky ist eine der fünf Familien, 
die heute in der Weißenburgstra­
ße 48 erwartet werden. 

Beim Ausfüllen der ersten For­
mulare erzählt Frau Watzky hoff­
nungsvoll von einer Wohnung, in 
die die Familie vielleicht bald ein­
ziehen kann, während Tobias, der 
kleine Sohn der Watzkys, lachend 
vor der Kamera posiert. Dann 
verabschieden sich die drei und 
gehen auf die Treppe zu, die zu 
ihren Zimmern führt. 

"Ich glaube, ich habe immer 
eine gute Recherche gemacht," 
meint Thomas Worch beim Mit­
tagessen, schaut seine Frau Su­
san ne an und lächelt. Er hat zu­
letzt in der DDR als Redakteur 
beim Dokumentarfilm gearbeitet 
und sucht hier nach einem ent­
sprechenden Arbeitsplatz. "Im 
Moment schreibe ich Bewerbun' 
gen," erzählt er weiter, "die Jo­
hanniter haben uns Schreibma­
schinen besorgt, aber das viele 
Porto . .. " "Wir haben zweihun­
dertsechzig Mark für uns drei im 
Monat," ergänzt Susanne nach 
einem Zögern. Ernestine hat in­
zwischen ihren Teller I.eergeges­
sen. Einige tler vierundfünfzig 
DDR-übersiedler haben ebenfalls 
ihr Mittagessen beendet und den 
Speiseraum verlassen. 

Familie Leske mit ihren Söh­
nen Marcei, dreieinhalb Jahre, 
und Ronni, acht Jahre, traf direkt 
aus Unna-Massen passend zur Es­
senszeit in der Landesschule ein. 
Vater Gerd Leske hat schon, wie 
er erzählt, zur Probe in einem 
Schnellimbiß-Restaurant gearbei­
tet; nun wartet er eigentlich nur 
noch auf seine Lohnsteuerkarte 
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Familie Leske . tellt . ieh in Münster dem Fotografen. 

und dann kann's losgehen mit der 
Arbeit. 

In Tangermünde bei Magde­
burg hatten Eva und Gerd Leske 
ein Caf~-Speiserestaurant. Ihr ge­
samtes Sparvermögen hatten sie 
in den Umbau des Restaurants 
gesteckt. "Doch wir sind dort auf 
keinen grünen Zweig gekommen," 
erzählt Eva, "es ist ja nichts da, 
ein Steak mit Champignons zum 
Beispiel - völlig undenkbar. Wir 
waren immer froh, wenn mittags 
nicht so viele Gäste kamen, es 
gab ja oft nichts mehr, was wir 
servieren konnten." Eva Leske 
macht eine Pause. "Die Leute 
kamen immer gerne zu uns, aber 
es war ja kaum was da." Marcei, 
der die ganze Zeit mit dem Foto­
apparat auf dem Tisch spielt, bau­
melt mit den Beinen. Seine klei­
nen Füße stecken in Hausschu­
hen mit lustig bunten Gesichtern. 
"Wir konnten nicht daran vorbei ­
gehen," meint Eva Leske und 
lacht, "Marcel wollte die Pantof­
feln unbedingt haben." 

Der Overheadprojektor wirft 
einen Querschnitt der Halsorgane 
an die Wand. "Wenn nun etwas in 
die Luftröhre kommt, da kann 
man doch eigentlich nur erstik­
ken?" Lautes Gelächter in der 
Klasse, der Fragesteller schaut 
hoch und merkt, daß seine Frage 
wohl komisch war. Diplommedi­
ziner Jörg Bollmann muß eben­
falls lachen. Doch dann beginnt 
er die Funktion der Kehlkopfklap­
pe noch einmal den gut dreißig 
Zivildienstleistenden zu erklären. 

In Rudolstadt hat J. Bollmann 
als Chirurg in einer Klinik gear­
beitet. Nach seiner Odyssee über 
die Botschaft der Bundesrepublik 
in Prag - er war dabei, als Bun­
desaußenminister Hans-Dietrich 
Genseher am 30. September um 
19.00 Uhr die Ausreise der DDR-

Bürger aus der CSSR über die 
DDR in die Bundesrepublik be­
kanntgab - kam Jörg Bollmann 
dann am 23. Oktober in die Lan­
desschule nach Münster. 

Wer könnte einen besseren 
Anatomie-Unterricht geben als ein 
Fachmann in Sachen Medizin, das 
dachte sich natürlich auch 
Landesausbildungsleiter Joachim 
Schmidt. Auch die Zuhörer schei­
nen beim nachmittäglichen Unter­
richt diese Meinung zu teilen, 
denn trotz schallendem Gelächter 
bei der lustigen Frage ist die 
Klasse dennoch bei der Sache. 
"Wir machen zehn Minuten Kaf­
feepause," sagt Diplommediziner 
Bollmann und schaltet den Over­
headprojektor aus. 

"Gute Fahrt" ruft Joachim 
Schmidt aus der Zentrale der 
Landesschule der Johanniter-Un­
fall -Hilfe in Münster beim Ab­
schied. Er hat noch einen langen 
Abend nach seinem regulären Ar­
beitstag vor sich. Er ist einer der 
achtzig Helfer der JUH in der 
Landesschule, die sich "kümmern 
und organisieren", wie es Susan­
ne Wo reh aus Ost-Berlin so tref­
fend ausdrückte. 

Die Wab.kys beim Emprang In der 
landellchule. 
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Chronologie eines Einsatzes: 

Es ging ein Ruck durch die Reihen 

Montag, 14. August 1989: Im 
Generalsekretariat des Malteser­
HiUsdienstes in Köln geht telero­
nisch ein HiUegesuch der ungari­
schen Malteser ein: Aur dem Ge­
lände der Zugliget-Kirche in Buda­
pest haben sich mehr als 200 DDR­
Urlauber eingerunden, die nicht 
mehr in ihre Heimat zurückkehren 
wollen. Die deutsche Botschaft 
hat die noch junge ungarische 
Malteserorganisation um Unstüt­
zung gebeten. Denn vor allem Un­
terkünrte, Decken und Feldbetten 
rehlen. 

Am Dienstag werden bereits 
die ersten HiUsgüter aur den Weg 
gebracht: 20 Zelte, 100 Feldbet­
ten, 100 Decken, Tische, Bänke 
und eine rahrbare Feldküche trer­
ren am 17.August in Budapest 
ein. Eine Gruppe junger Malteser 
aus der Erzdiözese Paderborn, 
die sich zum St.-Stephanus-Fest 
in der ungarischen Hauptstadt 
aufhält, übernimmt spontan den 
Aufbau der Zelte. An diesem Tag 
ist die Zahl der HiUesuchenden 
bereits aur mehr als 500 gestie­
gen. Tendenz weiter steigend. 

Am Freitag werden weitere 
Hilrsgüter verrrachtet: Die Luft­
hansa niegt sechs Zelte, Not­
arztkorrer und Medikamente nach 
Ungarn. Die weitere Entwicklung 
der Flüchtlingszahlen ist unabseh­
bar. F1ugblattinrormationen kur­
sieren in Budapest, die von 
Fluchtmöglichkeiten im Rahmen 
einer Freundschaftsveranstaltung 
an der österreichisch-ungarischen 
Grenze berichten. Am 19. August 
nutzen viele Lagerbewohner diese 
Chance_ Es kommt zu einer spek­
takulären MassenOucht, die die 
Schlagzeilen der Presse be­
herrscht. 

Sonntagsaktion 

Obwohl mehr als 600 DDR-Bür­
gern die Flucht gelingt, ist die 

Warten auf du Frübstück: Im Lager der MalteJer erbalten die flücbtlinge 
täglich drei Mahlzeiten. (Foto: KNA) 

Notunterkunrt an der Zugliget­
Kirche bereits am Samstagabend 
wieder überfüllt. Die Einsatzlei­
tung steht vor schier unlösbaren 
Aurgaben. In einem Notrur bitten 
die Malteser am Sonntagmorgen 
um Verdopplung des Einsatzmate­
rials. Die Zeltkapazitäten des Aus­
landsdienstes sind jedoch bereits 
erschöprt. Die Diözesen Aachen, 
Trier und Köln bieten sorort ihre 
Unterstützung an. Hunderte von 
Helrern werden mobilisiert, um 
Zelte, Betten, Decken, Notstrom­
aggregate, Kabel, Scheinwerfer 
und Eßgeschirr zuammenzuzie­
hen. Rund 40 Tonnen HiUsgUter 
sind in zwei Schichten bis Sonn­
tagnacht verladen. Gegen Mitter­
nacht lvird ein Konvoi mit zwei 
Großraumlastzügen und einem 
Kleintransporter in Marsch ge­
setzt. 

Die Ladelisten zählt 40 Zelte, 
500 Betten, 439 Matratzen, 157 
Luftmatratzen, I 050 Decken, 2 
Notstromaggregate, ZeItbeleuch­
tungen, Scheinwerrer und Medika­
mente. Die Fahrzeuge sind mit 
jeweils zwei Helfern besetzt und 
rah ren ohne größere Unterbre­
chungen bis Budapest. 

Im Auswärtigen Amt errolgt die 
Abstimmung der HiUsmaßnahmen 
mit dem eingerichteten Krisen­
stab und dem DRK. Das Rote 
Kreuz unterstützt die angelauren­
den HiUsmaßnahmen und entsen­
det ebenralls Sanitärrahrzeuge, 
Container und Hygieneartikel, die 
aur dem Gelände der deutschen 
Botschart und im Malteserlager 
eingesetzt werden. 

Am Ende der zweiten Einsatz- ­
woche lösen Helrerinnen und 
Helrer aus Essen ihre Paderbor-

ner Kollegen ab. Mittlerweile ist 
die Fluchtbewegung weltweit in 
das Rampenlicht der Örrentlich­
keit gerückt. Die Nachrichtensen­
dungen berichten stündlich über 
die aktuelle Lage, die HiUsmaß­
nahmen der Malteser spiegeln 
sich in den Schlagzeilen der Pres­
se wider. 

Der Andrang reiB nicht ab 

Ende August sind zweitweise 
mehr als 80 Malteser aus Ungarn, 
Österreich und der Bundesrepu­
.blik im Einsatz. Das Lager Zugli­
get platzt aus allen Nähten. Ob­
wohl noch immer zahlreichen 
DDR-Bürgern der illegale Grenz­
übertritt nach Österreich gelingt, 
ist die Zahl der Neuankommen­
den stets größer als die der Ab­
reisenden. Die ungarischen Mal­
teser verhandeln mit den jungen 
Pionieren, um die Freizeitanlage 
des ungarischen Jugendverban­
des im Budapester Stadtteil Csil­
leberc nutzen zu können. Die Un­
terkünrte werden jedoch nur nach 
und nach leer, so daß die aus 
Köln eingetrorrenen Einsatzreser­
ven an Zelten, Betten und Decken 
innerhalb weniger Tage aurge­
braucht sind. 

Die ungarischen Behörden ha­
ben inzwischen die Grenze dicht­
gemacht. Nur noch wenigen ge­
lingt die illegale Oberschreitung. 
Im Lager Csilleberc ist die Zahl 
der Hilresuchenden aur rast 2000 
gestiegen. Das ungarische Rote 
Kreuz eröfrnet am Plattensee ein 
drittes Lager. In der Bundesrepu­
blik bieten zahlreiche Diözesan­
und Ortsgliederungen ihre HiUe 
an. Der Nachschub an Personal 
und Material läurt reibungslos. 
Babynahrung und POegeartikel, 
Textilien und Schuhe, Medika­
mente und technisches Hilrsma­
terial - zum großen Teil Spenden 
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- werden kontinuierlich an die 
Donau transportiert. Aber auch in 
Ungarn Ist die Hilfsbereitschaft 
groß. Die Bevölkerung nimmt am 
Schicksal der Flüchtlinge großen 
Anteil. Lebensmittel und Geld 
werden gespendet. Hunderte von 
DDR-Bürgern finden bei Mitglie­
dern der örtlichen Pfarrgemeinde 
kostentos Unterkunft. 

Einiaclulll l um Frllhstüclc 

In Bonn, Ost-Berlin und Buda­
pest wird zwischenzeitlich über 
eine Lösung des Flüchtlingsdra­
mas verhandelt. Doch Ost-Berlin 
bleibt hart: Die Bemühungen der 
Budapester DDR-Konsularbeam­
ten, Ausreisewillige zur Rückkehr 
zu bewegen, führen zu gefahrli­
chen Provokationen. Die Malte­
ser-Einsatzleitung reagiert gelas­
sen und tädt die Konsularbeam-

ten zum Frühstück ein. Die Lage 
im Zugliget-Lager entspannt sich. 
Aber mit jedem Tag wird das War­
ten unerträglicher. Gerüchte kur­
sieren, die bereits vereinbarte 
Ausreise könne noch Wochen 
dauern. 

Ende der zweiten September­
woche ringt sich die reform be­
wußte ungarische Regierung zu 
einem weiteren Akt der Mensch­
lichkeit durch: Alle DDR-Bürger 
mit gültigen Reisedokumenten 
dürfen in ein Land ihrer freien 
Wahl ausreisen. Die Grenzen 
bleiben bis auf weiteres geöffnet. 
Eine zügige, aber keinesfalls hek­
tische Ausreise beginnt. Inner­
halb weniger Tage reisen tausen­
de Flüchtlinge mit Bussen und 
Bahn aus. 

Die Nachricht von der Ausrei­
semöglichkeit über Ungarn führt 
in der DDR zu einem Sog. Obwohl 

die. Sommerferien bereits zu En­
de gehen, stellen viele DDR-Bür­
ger Visaanträge nach Ungarn. 
Nicht allen gelingt die Ausreise. 
Viele werden trotz genehmigter 
Papiere aus den Zügen geholt 
oder mit dem PKW zurückgewie­
sen. Grenzzwischenfalle in der 
CSSR häufen sich. Einige DDR­
Bürger riskieren nachts das 
Durchschwimmen der Donau. 
Nicht alle erreichen das ungari­
sche Ufer. 

Auch im Oktober treffen wei­
terhin täglich 100 bis 300 flücht­
linge bei den Maltesern in Buda­
pest ein. Wahrend der Herbstfe­
rien steigt ihre Zahl nochmals auf 
bis zu I 000 täglich. Das Lager 
Csilleberc ist mittlerweile nur 
noch ein Empfangs- und Durch­
gangslager, in dem sich die Deut­
schen aus der DDR für ein bis 

Malteser übernehmen 
Aussiedlereinrichtung in Hamm 

Mit Leben füllen 

zwei Tage auf ihre Weiterreise 
vorbereiten. 

Das ehrenamtliche Engage­
ment hunderter Malteser-Helfe­
rinnen und -Helfer in der Bundes­
republik, Österreich und Ungarn 
trug entscheidend zur erfolgrei­
chen Abwicklung des Einsatzes 
bei. Mit Spontanität, Entschlos­
senheit und der übe",eugenden 
Bereitschaft, für einige Zeit per­
sönliche Entbehrungen hinzuneh­
men, wurden viele Diözesan- und 
Ortsgliederungen zu tragenden 
Säulen bei der Organisation und 
Ausführung der Hilfsmaßnahmen. 
Ober Wochen haben die Medien 
darüber weltweit berichtet. Nach 
1965 war dies der zweite große 
Ungarn-Einsatz, der in die Ge­
schichte des Malteser-Hilfsdien­
stes eingehen wird. 

Martin Pfeiffer 

DU'rchgangslager wird 1990 größte Erstaufnahmeeinrichtung 

Zum I. Dezember 1989 über­
nahm der Malteser-Hilfsdienst 
die Betreuung und Versorgung 
von rund 2000 Frauen, Män­
nern und Kindern in der Aus­
siedlereinrichtung Hamm. Täg­
lich melden sich dort ca. 450 
überwiegend aus Polen stam­
mende Aussiedler. Da seit 1988 
der Strom der Aussiedler konti­
nuierlich ansteigt, hat sich in 
der Einrichtung Hamm nicht 
nur die Arbeit vermehrt, son­
dern auch die Verweildauer. 
Mittlerweile bleiben die aus 
Osteuropa kommenden Deut­
schen bis zu zehn Tagen in der 
Aufnahmeeinrichtung, da kaum 
noch Kommunen bereit sind, 
Aussiedler aufzunehmen. 

Diese Umstände haben zu 
schwierigen Verhältnissen ge­
führt. Die einhundert Beamten 
des Bundesverwaltungsamtes 
sind vollends mit der Registrie­
rung der Umsiedler beschäf­
tigt. Der Malteser-Hilfsdienst 
wird sich künftig um die Ver­
sorgung und humanitäre Be­
treuung der Aussiedler küm­
mern. 
In einem Pressegespräch am 
29. November erläuterte der 
Projektleiter, Wilderich Graf 
Schall, die Konzeption des Mal­
teser-Hilfsdienstes. Dazu zählt 
u.a., daß in der nächsten Zeit 
rund 130 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter eingestellt werden, 
die sozialpädagogisch geschult 
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sind und möglichst polnisch 
sprechen sollten. Unterstützt 
werden sie von zahlreichen eh­
renamtlichen Malteser-Helfe­
nnnen und -Helfern. Des wei­
teren wird in nächster Zukunft 
eine Kleiderkammer eingerich­
tet und für die rund 200 Kinder 
wird es einen Kindergarten und 
Spielgruppen geben. 
Dr. Goswin Lörken, Abteilungs­
präsident des Bundesverwal­
tungsamts in Köln, stellte wäh­
ren der Pressekonferenz fest, 
daß er den Malteser-Hilfs­
dienst um diese Aufgabe nicht 
beneide. Gleichzeitig sagte er 
den Maltesern jegliche Unter­
stützung von seiten der Bun­
desbehörde zu. 

Der Präsident des Malteser­
Hilfsdienstes, Dieter Graf 
Landsberg-Velen, betonte, daß 
es nun vorrangig darum gehen 
müsse, die Aussiedlereinrich­
tung mit Leben und Freude zu 
füllen, um den Menschen zu 
einem guten Start in ihr neu es 
Leben in der Bundesrepublik zu 
verhelfen. 
Im Laufe des Jahres 1990 wird 
das Durchgangslager Hamm mit 
einer Kapazität von 3000 Perso­
nen zuzüglich I 000 Notunter­
künften zur größten Erstaufnah­
meeinnchtung neben Fried­
land, NUrnberg, Osnabrück, 
Bramsehe und Empfingen aus­
gebaut. 





Bundespolitisch wichtige Aussagen des 
BMIundBMU 

Im Mittelpunkt der 37. Dele­
giertenversammlung des Deut­
schen Feuerwehrverbandes am 
29.130. September 1989 in Gar­
misch-Parten kirchen standen die 
Ansprachen des Parlamentari­
schen Staatssekretärs Gröbl 
(Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicher­
heit) und des Bayerischen Staats­
ministers des Innern, Dr. Stoi­
ber. Staatssekretär Gröbl kündig­
te die Inbetriebnahme der Ge­
lahrstoll-Schnellauskunft zum I. 
Dezember 1989 an und Staatsmi­
nister Stoiber bekundete die Not­
wendigkeit, daß der deutsche 
Brandschutz auch nach der EG­
Harmonisierung seinen hohen 
Standard nicht verlieren darr. 

Präsident Struve konnte bei 
der örrentlichen Delegiertenver­
sammlung im Garmischer Kon­
greßzentrum unter den rd. 250 
Gästen zahlreiche Vertreter von 
Politik und Wirtschalt sowie auch 
die Vertreter verschiedener In­
nenministerien der Länder begrü­
ßen. Besonders begrüßte er den 
Parlamentarischen Staatssekretär 
Gröbl, der nicht nur sein Umwelt­
ministerium vertrat, sondern 
auch das Bundesinnenministe­
rium vertreten mußte, nachdem 
Bundesinnenminister Schäuble 
seine Zusage wenige Tage vor der 
Delegiertenversammlung wegen 
plötzlich anderer Termine Cu. a. 
CDU-Landesparteitag Baden­
Württemberg) zurückziehen muß­
te und dann der von ihm mit der 
Vertretung beauftragte Parlamen­
tarische Staatssekretär Spranger 
am Vortage wegen eines anderen 
von ihm bereits angenommenen 
Termins in Bayern auch noch ab­
sagte. Dann war es Staatssekretär 
Gröbl, der beide Aulgaben über­
nahm. 

Der Präsident wies in seiner 
Ansprache auf die Entwicklung 
des Feuerwehrwesens in der 
Bundesrepublik in den vergange­
nen 40 Jahren hin und so u. a. auf 
die Tatsache, daß nach Kriegsen­
de auf Anordnung der Besat­
zungsmächte, die anfanglieh die 
Feuerwehren als militärische Or­
ganisation ansahen, Tausende von 
Feuerwehrführern aus den Feu­
erwehren ausgeschlossen und die 
Stärke der einzelnen Feuerweh­
ren begrenzt wurde. Das damali­
ge Vorgehen der Besatzungs­
mächte in den verschiedenen Be­
satzungszonen sei unterschied­
lich gewesen. Daß sich trotz die­
ser Situation die Feuerwehren in 
allen Bundesländern wieder neu 
lormierten, um das verbliebene 
Hab und Gut der Bevölkerung zu 
schützen, zeuge von der grund­
sätzlich humanitären Einstellung 
aller Feuerwehrmitglieder. So be­
gannen schon im Mai 1945 Feuer­
wehrr(länner ihre zum Teil ver­
schleppten Fahrzeuge und Geräte 
zusammenzusuchen, um sie unter 
primitivsten Verhältnissen wieder 
einsatzfahig zu machen. Vieler­
orts mußte aul die Handdruck­
spritze oder gar aul den löschei­
mer zurückgegri llen werden. Es 
sei nicht selten vorgekommen, 
daß feuerwehrmänner und auch 
ihre Familien aul einen Teil der 
ohnehin schon knappen Lebens­
mittel verzichteten, um dafür not­
wendige Dinge für die Instandset­
zung der Gerätschaften zu tau­
schen. Nachdem sich 1947 die 
neu entstandenen Innenverwal­
tungen der Länder wieder um das 
Feuerlöschwesen bemühten, kam 
gleichzeitig der Wunsch bei den 
Feuerwehren aul, sich auf Ver­
bandsebene, also in den Kreis­
und Landesleuerwehrverbänden 
wieder zu lormieren. Nach der 
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Gründung der Bundesrepubl ik im 
Jahre 1949 begann der Gedanken­
austausch zwischen den einzel­
nen Verbänden, was unter der 
Initiative des heutigen Ehrenprä­
sidenten Albert Bürger am 13. I. 
1952 zur Wiedergründung des 
Deutschen Feuerwehrverbandes 
führte. 

Im weiteren Verlaul seines 
Rückblickes umriß Präsident 
Struve weitere Stationen in der 
Verbandsentwicklung, im Bereich 
der technischen Entwicklung und 
im Gesetzgebungsverlahren in 
Bund und Ländern. Er schloß mit 
einem Zitat aus dem Grußwort 
von Präsident Bürger anläßlich 
des Deutschen Feuerwehrtages 
1953 in Ulm: "Nach einer Pause 
von vielen Jahren treten die deut­
schen Feuerwehren erstmals wie­
der zusammen, um gemeinsam 
ein Bekenntnis ihrer Treue zur 
Heimat, ihrer Zusammengehörig­
keit und ihrer nur Iriedlichen 
Zwecken dienenden Arbeit abzu­
legen." 

"Imlah_tler 
gesamtstaatrochen 
V. rantwortu ..... 

Im Auftrage des verhinderten 
Bundesinnenministers führte 
Staatssekretär Göbl u. a. aus: 
"Die Freiwilligen Feuerwehren 
nehmen in der Zivilschutzkonzep­
tion des Bundes einen lesten und 
hervorragenden Rang ein. Der 
Bund war daher auch immer be­
müht, gerade die Feuerwehren 
über seine Vorstellungen und Zie­
le objektiv und umlassend zu in­
lormieren und zu beteiligen. 

Beispielhaft möchte ich 
nennen: 
- Die Diskussion um den Entwurl 

des Katastrophenschutzergän­
zungsgesetzes, das auch dank 
der Unterstützung des Deut­
schen Feuerwehrverbandes in­
zwischen den Ausschüssen des 
Deutschen Bundestages zur Be­
ratung vorliegt. 

- Die verschiedenen Gremien, 
die sich mit den aus den Ereig­
nissen von Tschernobyl und 

Da. Kongre&zentrum in Gannllch·Partenldrchen bot die für die Delegler­
tentagung notwendige gutt Kulisse und war mltbeelnDuSltnd für den 
guten Verlaur der mehrtigigen Tagung. Präaklent Slruve konnte neben 
Bayern. Mlnlsterprilldent Dr. Streibl und Innenmlnbter Dr. Siolber al. 
Vertreter dei Hunde. den Parlamentarischen Staat .. ekretär Gröbl (BMU) 
be.rillen. Zu den weiteren Gälten zählten Vertreter lua Bunde.- und 
Llndermlnl.terien sowie die I..ande.reuerwebrkommandanten der angren­
zenden ö.terrelchllChen Bundesländer. 



Schweizerhalle zu ziehenden 
Konsequenzen befassen. 

- Die Fachgspräche auf interna­
tionaler Ebene, wie das zweite 
Treffen zwischen der Bundes­
republik und den europäischen 
Nachbarländern, mit denen Ab­
reden zur Hilfeleistung in Kata­
strophen- und schweren Un­
glücksfallen bestehen, Ende 
August in Aachen, an dem auch 
der Deutsche Feuerwehrver­
band durch Sie, Herr Präsident, 
vertreten war. 

Daneben stehen die Anstren­
gungen der Bundesregierung, 
auch in materialler Hinsicht die 
Situation des erweiterten Kata­
strophenschutzes zum Wohle un­
serer Bevölkerung weiter zu ver­
bessern. Im Anschluß an das bis 
1993 laufende Konsolidierungs­
programm des. Bundes, das mit 
mehr als 1,2 Milliarden DM die 

. Ausstattung der Einheiten und 
Einrichtungen des erweiterten 
Katastrophenschutzes moderni­
siert und komplettiert, plant das 
BMI ein Programm zum ,,Abbau 

des Schutzgefalles". Dies hat zum 
Ziel, die derzeit bestehenden 
Lücken im Verstärkungsteil des 
erweiterten Katastrophenschut­
zes zumindest in den wichtigsten 
Fachdiensten zu schließen, so 
daß auch in diesem Bereich ein 
flächendeckender Schutz der Be­
völkerung geWährleistet ist. Die 
internen überlegungen im BMI 
dazu dauern an. Der Bundesin­
nenminister sichert jedoch zu, 
daß der Deutsche Feuerwehrver­
band und auch alle anderen im 
erweiterten Katastrophenschutz 
mitwirkenden Organisationen 
rechtzeitig informiert und betei­
ligt werden. 

Der Schutz der Bevölkerung 
durch den Bund kann aber nicht 
nur die verfassungsmäßig zuge­
wiesene Vorsorge für den Vertei­
digungsfall, sondern muß im Rah­
men der gesamtstaatlichen Ver­
antwortung auch die im Frieden 
umfassen. Der vom Bund zu ge­
währleistende Zivilschutz wird in­
tegriert in den Katastrophen­
schutz der Länder, ohne daß da­
mit die verfassungsmäßige Kom-

Der Getchäftsführende Sprecher der Freiwilligen Feuervt'ehren Bayerns, 
Waldemar Ehm, zeigte sich erfreut, daß die Delegiertenversammlung des 
Deutschen Feur,,'ehJ'\lerbande. Dacb 1960 in Augusburg und 1975 In Baye· 
risch Gmaln zum dritten Mal In Bayern durchgeführt wurde. 

petenzverteilung in Frage gestellt 
wird. Diese Integration, die auch 
mit dem Schlagwort des Doppel­
oder Mehrfachnutzens verbunden 
ist, ist Leitlinie der Politik der 
Bundesregierung. Auf deutsche 
Intiative ist sie offIZielle Richt­
schnur der zivilen Vorsorgeplan­
ungen der NATO für die nächsten 
vier Jahre geworden. In Europa 
ist sie von den Staaten, mit denen 
wir gegenseitige Hilfeleistungsab­
kommen abgeschlossen haben, 
mitgetragen. 

Schwerpunkte der zu erledi­
genden Aufgaben werden in die­
ser Legislaturperiode daher noch 
sein: 
- Die Umsetzung der bereits vor­

liegenden und durch die Be­
schlüsse der Innenministerkon­
ferenz und der Bundesregie­
rung gebilligten Konzeption zur 
Optimierung des Krisenmana­
gements bei großflächigen Ge­
fahrenlagen; 

- die Neuordnung bzw. Aktuali­
sierung der Fachdienste des 
erweiterten Katastrophen­
schutzes in Zusammenarbeit 
mit allen Hilfsorganisationen; 

- die überarbeitung bzw. Ände­
rung der bestehenden Verwal­
tungsvorschriften zum Kata­
strophenschutz-Gesetz im Hin­
blick auf den Entwurf zum Kata­
strophenschutz-Ergänzungsge­
setz. Die Arbeiten hierzu haben 
im BMI begonnen. 

- Eine Intensivierung der inter­
nationalen Zusammenarbeit bei 
der Gefahrenabwehr und insbe­
sondere im Hinblick auf das 
immer größer werdende Pro­
blem des Transports gefahrli­
eher Güter." 

Gefahrstoff-Schnellauskunft 

Anläßlich der Delegiertenver­
sammlung teilte Staatssekretär 
Gröbl mit, daß die Gefahrstoff­
Schnellauskunft (unter INFUCHS 
bekanntgeworden) , eine auf Da­
tenverarbeitung gestützte Stoffda­
tenbank im Geschäftsbereich des 
Bundesumweltministers, nach der 

Erprobung im Pilotbetrieb nur am 
I. Dezember 1989 beim Umwelt­
bundesamt in Berün ihren Dauer­
betrieb aufnehmen wird. Damit 
bestätigte der Staatssekretär die 
Besprechungsergebnisse zwi­
schen dem Deutschen Feuer­
wehrverband und seinem Ministe­
rium, die letztlich dazu führten, 
daß man aus einer längeren Zeit 
der Planung und des Erprobens 
nun endlich zur realen Nutzung 
durch die Feuerwehren kommt. 

Wörtlich sagte der Staatsse­
kretär hierzu: "Ich freue mich, 
Ihnen heute mitteilen zu können, 
daß am I. Dezember 1989 der 
Dauerbetrieb der Gefahrstoff­
schnellauskunft für umweltge­
fahrdende Stoffe aufgenommen 
wird. Der schrittweise Ausbau 
dieser Datenbank - stofflich, in­
haltlich sowie technisch - ist vor­
gesehen und dies in enger Zu­
sammenarbeit mit allen potentiel­
len Nutzergruppen und vor allem 
den Behörden, die über relevante 
Kompetenz und Informationen 
verfügen. 

Allen Teilnehmern am Pilotbe­
trieb und hier insbesondere der 
Feuerwehr möchte ich für die 
vielen Anregungen und die inten­
sive Mitarbeit in den begleiten­
den Arbeitsgruppen meinen herz­
lichen Dank aussprechen. Ohne 
diese Begleitgremien wäre die 
Realisierung des Dauerbetriebes 
mit der dadurch ermöglichten An­
näherung an den Bedarf der Nut· 
zer nicht mögtich gewesen, zu­
mindest nicht so weit fortge· 
schritten. 

Diese Entwicklung ist nicht nur 
erfreulich, sie ist vor allem not­
wendig. Es liegt selbst für einen 
Laien auf der Hand, daß die Feu­
erwehren in der Bundesrepublik 
bei der Brandbekämpfung, bei 
Störfalleinsätzen, bei denen um· 
weltgefahrdende Stoffe freige­
setzt werden, oder bei einschlägi­
gen Transportunfallen möglichst 
schnell Informationen über Ge­
fahrstoffe benötigen. Bei solchen 
Anforderungen an effektiven Zivil­
schutz und Umweltschutz gilt es 
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pragmatisch vorzugehen, d. h., ein 
von der Sache gebotenes einheitli­
ches System einer Gefahrstoff­
schnellauskunft möglichst schnell 
zu entwickeln. Fachliche Koordi­
nierungsschwierigkeiten sowie 
verfassungs- und haushaltsrechtli­
che Probleme dürfen hier nicht 
über Gebühr das für richtig 
erachtete Ziel hindern. Notwen­
dig ist ferner, daß dieses System 
den unterschiedlichen Nutzerin­
teressen gerecht wird und diese 
potentiellen Nutzer auch in die 
Entwicklung einbezieht. Hier ge­
bührt Ihnen, Herr Präsident Stru­
ve, der Sie allen Ansätzen unter­
schiedliche Wege zu gehen, ge­
trotzt und die Idee eines einheit­
lichen ·Systems verteidigt und da­
für geworben haben, besondere 
Anerkennung. 

Wegen der verfassungsrechtli­
chen Vorgabe, nämlich der allei­
nigen Zuständigkeit der Bundes­
länder für den zivilen Katastr<r 
phenschutz, ist der Aufbau einer 
Gefahrstoff-Schnellauskunft mit 
einer Vielzahl rechtlicher Fragen 
behaftet, die es sensibel zu lösen 
gilt. Gleiches gilt auch für die 
beim Ausbau der GSA zu leisten­
den Koordinationsarbeiten. Wie 
Sie wissen, sind Projekte und An­
gebote an Stoffdatenbanken in 
Bund und Ländern gestiegen. 

Ich erwähne hier einmal die 
bei der Bundesanstalt für Mate­
rialforschung und -prüfung (BAM) 
konzipierte Gefahrgut-Datenbank, 
die jetzt zügig ausgebaut wird. Ihr 
Schwerpunkt liegt in der Verbin­
dung von stoffspezifischen Daten 
über gefährliche Eigenschaften 
und den sich daraus ergebenden 
Anforderungen an den Bau, die 
Prüfung, die Ausrüstung, die Zu­
lassung, die Kennzeichnung und 
den Betrieb von Gefahrgutum­
schließungen. Sie soll zu einem 
allgemeinen Kontroll- und Ober­
wachungsinstrument fÜ! den Be­
reich des Gefahrguttransports 
ausgebaut werden. Wir stehen 
mit den beteiligten Ressorts in 
engem Kontakt, um zu einer Inte­
gration dieser Stoffdatenbank in 

die Gefahrstoffschnellauskunft zu 
gelangen. 

Der Bundesminister für Ver­
kehr erwägt jetzt, die Gefahrgut­
Transport-Datenmaske bei der 
Bundesanstalt für Materialfor­
schung und -prüfung zu realisie­
ren und im Anschluß daran diese 
Datenmaske zu erproben. Das 
Umweltbundesamt hat sich hierzu 
angeboten, bereits im Frühjahr 
1990 diese Erprobung vorzu­
nehmen. 

Für eine dezentrale Eingabe 
und Nutzung von Stoffinformatio­
·nen fördern wir als Prototypen PC­
Entwicklungen für die Stoffdaten­
eingabe und für die Erprobung der 
Nutzung. Dabei hat sich gezeigt, 
daß das Projekt RESY, das dv­
gestützte Rufbereitschafts- und 
Entscheidungshilfesystem, das in 
enger Zusammenarbeit mit dem 
Bundesverkehrsminister und den 
norddeutschen Küstenländern 
entwickelt wurde und betrieben 
wird, die Nutzung von Informati<r 
nen über umweltgefährdende 
Stoff ermöglicht, die aus den Er­
fahrungen bei der Bekämpfung 
von großflächigen Ölverschmut­
zungen des Meeres und der Was­
serstraßen stammen. 

Hinweisen möchte ich ferner 
noch darauf, daß eine enge Ab­
stimmung zwischen der Gefahr­
stoffschnellauskunft und dem in 
letzter Zeit besonders lebhaft 
diskutierten Projekt "Informa­
tions- und Kommunikationssy­
stem gefahrliche Stoffe" - kurz 
IGS -, entwickelt im Auftrage des 
Ministers für Umwelt, Raumord­
nung und Landwirtschaft des lan­
des Nordrhein-Westfalen, durch 
die Firma Nixdorf sichergestellt 
ist. So erfaßt z. B. die Firma Nix­
dorf die uns von der chemischen 
Industrie zur Verfügung gestell­
ten Sicherheitsdatenblätter zur 
Einspeicherung in das System IN­
FUCHS und damit auch in die 
Gefahrstoffschnellauskunft, in 
das IGS und die Gefahrstoffda­
tenbank der Länder. Ich hoffe 
zuversichtlich, daß es hier zu kei ­
nen unabgestimmten und kost-
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spieligen Auseinanderentwicklun­
gen kommen wird. 

Sie mögen hieraus erkennen, 
Schwerpunkte für den weiteren 
Ausbau der Gefahrstoffschnell­
auskunft sind reichlich vorhan­
den. Dies betrifft auch die Sie 
besonders interessierende Frage 
des Zugriffs "rund um die Uhr". 
Es versteht sich von selbst, daß 
gerade Feuerwehr und Polizei zu 
jeder Tages- und Nachtzeit Zugriff 
auf die vorhandenen Informatio­
nen haben müssen. Es liegt daher 
auch nahe, die Einrichtung eines 
entsprechenden Bereitschafts­
und Auskunftsdienstes anzustre­
ben. Hier sind Bund und Länder 
gefordert. Vorerst sind wir sehr 
dankbar für das Angebot der Feu­
erwehr und Polizei, in ihrem Be­
reich sog. dezentrale fachliche 
"help desks" einzurichten, um 
mit eigenen Beiträgen zu helfen. 

Auch wenn hier ab Dezember 
noch kein perfektes Datensystem 
zur Verfügung stehen wird, der 
notwendige Grundstock ist ge­
legt. Ab Dezember wird auf etwa 
2 500 Stoffe aus den aktuellen 
Hommel-Daten, aus der Europäi­
schen Stoffdatenbank ECDlN so­
wie auf von der Feuerwehr aufbe­
reiteten Daten zurückgegriffen 
werden können, zusätzlich und 
parallel auf die gesamte Gefahr­
stoff-Datenbank von ECDIN mit 
ca. 5300 Stoffen. 

Die vorerwähnten Daten wer­
den unter der neuen, d. h. der 
weiterentwickelten Feuerwehr­
Daten-Maske angeboten. Dies ist 
sicherlich erfreulich, auch wenn 
derzeit noch nicht alle in dieser 
Daten-Maske enthaltenen Felder 

An dieser Stelle kann der 
geplante bundesweite Hinweis 
zur Nutzung der Gefahrstoff­
Datenbank noch nicht veröf­
fentlicht werden, da dem DFV 
die hierfür notwendigen kon­
kreten Unterlagen noch fehl­
ten. Der Unterausschuß ,,Feu­
erwehrangelegenheiten" der 

vollständig durch Stoffinformation 
abgedeckt werden können. 

Nach all den vielen techni­
schen Programmen möchte ich 
betonen, daß wir dies alles ma­
chen, um Sie in Ihrer aufopfe­
rungsvollen und anerkennungs­
würdigen Arbeit für den Umwelt­
schutz zu unterstützen. Deshalb 
ist es mir ein Bedürfnis, den 
Menschen, die diese Technik nut­
zend anderen Menschen ~nd der 
Umwelt mit Herz und Verstand in 
Notsituationen helfen, für diese 
gute Tat auch ein herzliches Ver­
gelt's Gott im Namen der Bundes­
regierung zu sagen." 

Wie geht es mit der Auskunfts­
möglichkeit weiter? Es wird ange­
strebt, daß diese Datenbank in 
ein bis zwei Jahren auch in einer 
Pe-Version zur Verfügung steht, 
wodurch eine bundesweite breit­
gefächerte dezentrale Nutzung 
möglich wird. Bis dieses einmal 
soweit ist, bietet der Zentralrech­
ner beim UBA in Berlin eine An­
schlußmöglichkeit u. a. für rd. 
40 Feuerwehranschlüsse von Feu­
erwehren, wo entsprechend tech­
nisch ausgestattete Computer 
vorhanden sind. Die Anzahl der 
Anschlüsse wurde zwischen den 
Ländern aufgeteilt. Die noch zu 
benennenden Feuerwehren ste­
hen dann den übrigen Feuerweh­
ren als "Zwischenstation" für 
Auskünfte zur Verfügung und 
übernehmen die Datenvermitt­
lung zwischen dem Zentralrech­
ner in Berlin und der um Auskunft 
bittenden Feuerwehr im Lande, 
wo z. B. durch Einsätze mit Ge­
fahrgut Auskunft notwendig ist. 
Diese Details sind Bestandteil 

Länder legte in seiner Tagung 
am 14. 11. 1989 hierzu fest, daß 
die Innenminister die für das 
jeweilige Land künftig geltende 
Regelung per Erlaß den nach­
geordneten Stellen und· damit 
auch den Feuerwehren in Kür­
ze mitteilen werden. 



der von den Ländern noch her­
auszugebenden Erlasse. 

Der Deutsche Feuerwehrver­
band wird im Interesse aller Feu­
erwehren, die seit Jahren aur In­
rormationshilre durch die Gerahr­
storr-Datenbank warten, sich wei­
terhin dafür einsetzen, daß die 
zur vollständigen Realisierung 
und Nutzung der Gerahrstorr-Da­
tenbank noch notwendigen Ge­
spräche' zwischen dem Bundes­
umweltministerium und den In­
nenministerien der Länder nicht 
ins Stocken geraten. 

Einflußnahme auf europlIische 
Normung 

Große Beachtung rand die Re­
de des Bayerischen Staatsmini­
sters des Innern, Dr. Edmund 
Stoiber, der neben Ausführungen 
zur Struktur der bayerischen Feu­
erwehren u. a. ausführte: "Der 
Brandschutz und vor allem die 
Brandschutztechnik haben heute 
eine Dimension erreicht, die 
längst über die Grenzen einer 
Gemeinde und sogar der Länder 
hinausgeht. Ich denke hier an die 
Örrnung des europäischen Bin­
nenmarktes, die mit Sicherheit 
Auswirkungen aur die Ausrüstung 
der Feuerwehren haben wird. 

In diesem Zusammenhang sei 
die europäische Normung der 
Feuerwehrausrüstung genannt, 
aur die wir in besonderer Weise 
Einfluß nehmen müssen. Denn 
die europäische Normung, die ich 
grundsätzlich begrüße, darr aur 
keinen Fall zu Lasten des erreich­
ten hohen technischen Standards 
unserer Feuerwehren gehen. Um 
dies zu verhindern, müssen wir in 
den zuständigen Normungsgre­
mien aktiv mitwirken. 

Ich unterstütze deshalb nach· 
drücklich die Bemühungen des' 
Normenausschusses für das Feu­
erwehrwesen beim Deutschen In­
stitut für Normung mit dem Ziel 
der Übertragung der europäi­
schen Normungsarbeit für Lösch­
rahrzeuge, Drehleitern und Feu­
erlöschkreiselpumpen. Wir sind 

selbstverständlich auch bereit, 
einen Beitrag zu den Kosten für 
die hierfür einzurichtenden Se­
kretariate zu leisten. 

Wir haben in der Tat natürlich 
einen unterschiedlichen Ausbil­
dungs- und Ausrüstungsstandard, 
vor allen Dingen in der Europäi­
schen Gemeinschaft. Wenn ich 
mal die Diskrepanz zwischen Eng­
land und der Bundesrepublik er­
wähnen darr, dann sind wir in 
vielen Dingen technisch weiter. 
Aber wenn nun Normen, die uns 
in den vergangenen Jahren her­
vorragende Gerätschaft gebracht 
haben, nicht mehr verwendet 
werden können, weil die europäi: 
sche Normung uns da Schwierig­
keiten macht, dann wäre hier in­
soweit die europäische Integra· 
tion ein Rückschritt für die Arbeit 
der Fe~erwehren und für die Si­
cherheit unserer Bevölkerung, 
und das darr nicht eintreten und 
deswegen müssen wir hier rrüh­
zeitig die Weichen stellen. Wir 
haben in den letzten 20, 30 Jahren 
doch so manche Entwicklung 
nicht rechtzeitig in der Weise be­
einflußt, wie es in Europa not­
wendig gewesen wäre. Andern­
ralls hätten wir manche Schwie­
rigkeiten nicht gehabt, die wir 
heute haben; das heißt, wir müs­
sen hier ganz besonders aurpas­
sen, und ich möchte Ihnen hier 
zusichern, daß ich im Rahmen 
meiner Möglichkeiten alles tun 
werde, daß sich die Situation so 
entwickelt, wie Sie sich das vor­
stellen. 

An die Feuerwehren werden 
heute ganz andere Anrorderungen 
als rrüher gestellt. Schon lange 
stehen die Brandeinsätze nicht 
mehr im Vordergrund. 1988 stan­
den z. B. in Bayern rund 17000 
Brandeinsätzen über 60000 tech­
nische Hilfeleistungen gegen­
über. 

Die Feuerwehren werden nicht 
nur zu Verkehrsunfallen geruren, 
um eingeschlossene Personen zu 
bergen oder Ölspuren aur der 
Fahrbahn sowie Verkehrshinder­
nisse zu beseitigen. Sie werden 

alarmiert, wenn es darum geht, 
verseuchtes Erdreich abzutragen 
oder verschmutztes Grundwasser 
abzusaugen und wegzupumpen. 
Sie leisten hiermit einen erheb­
lichen Beitrag zum Umweltschutz. 

Zunehmende Bedeutung er­
langt die Bekämprung von Che­
mieunfallen. Durch den Transport 
gerährlicher Güter aur der Stra­
ße, aur der Schiene und aur dem 
Wasser steigen selbstverständlich 
auch die Gerahren, die von ge­
fahrlichen Storren ausgehen. 
Auch die wachsenden Gerahren in 
den Chemie betrieben dQrren kei­
neswegs unterschätzt werden. 

Die Ausrüstung der Feuerweh­
ren muß diesen neuen Heraus­
rorderungen angepaßt werden. 
Der Freistaat Bayern hat deswe­
gen große Anstrengungen unter­
nommen, um Ausbildung und Aus­
rüstung der bayerischen Feuer­
wehren für die Bekämprung von 
Chemieunfallen zu verbessern. 
40 Gerätewagen-Gerahrgut wer­
den beschaUt und landesweit sta­
tioniert. 

Es genügt aber nicht, die Feu­
erwehren für Chemieunfalle be­
sonders auszurüsten und auszu­
bilden. Für die Einsatzkräfte ist 
es wichtig, sehr schnell Inrorma­
tionen über den zu bekämpren­
den gefahrlichen Storr zu erhal­
ten. Es ist deshalb dringend not­
wendig, daß schnellstmöglich ein 
runktionierendes bis an die Basis. 
reichendes Schnellauskunftssy­
stem über gefahrliche Storre zur 
Verfügung steht. 

Unsere Bevölkerung ist sehr 
sensibel und kritikrreudig gewor­
den, was den Umweltschutz anbe­
langt, aber das reicht nicht. Wir 
können die Gerahren des Lebens 
und einer modernen Industriege­
seIlschart nicht ausschließen. Wir 
brauchen deshalb bei entspre­
chenden Unfallen Leute, die nicht 
nur vom Sessel aus das Unglück 
beklagen, sondern die mit genü­
gend Fachwissen eingreiren und 
versuchen Gerahrensituationen zu 
meistern." 

Europllischer Binnenmarid 

Die Aussagen Dr. Stoibers führ­
ten zwischenzeitlich zu einer 
schnellen politischen Erklärung 
aller Innen minister der Bundes­
länder. Aur Vorschlag Bayerns be­
schloß die Innenministerkonre­
renz zum EG·Binnenmarkt und zur 
europäischen Normung von Feu­
erwehrfahrzeugen und -geräten: 

"I. Die Innenministerkonrerenz 
stellt rest, daß es durch den 
Europäischen Binnenmarkt bei 
der Ausrüstung der deutschen 
Feuerwehren zu keinen Qualitäts­
und Sicherheitseinbußen kom­
men darr. 
2. Die Innenministerkonrerenz . 
bittet Mshalb den Bundesmini­
ster für Wirtschaft, daraur hinzu­
wirken, daß der hohe Standard 
der deutschen Feuerwehrausrü­
stung erhalten bleibt. Hierzu ist 
es vor allem errorderlich, daß 
durch das Deutsche Institut für 
Normung unsere nationalen In­
teressen in den europäischen 
Normungsgremien (Europäisches 
Komitee für Normung - CEN und 
Europäisches Komitee für elek­
tronische Normung - CENELEC) 
mit Nachdruck vertreten werden. 
3. Die Innenministerkonrerenz 
beauftragt den AK V, im Beneh­
men mit dem Deutschen Institut 
für Normung die näheren Einzel­
heiten über die Finanzierung der 
anstehenden Normungsvorhaben 
zu klären und der Innenminister­
konrerenz hierüber baldmöglichst 
zu berichten. In diesem Zusam­
menhang ist vor allem auch zu 
prüren, in weichem Umrang sich 
die rreie Wirtschaft, der Verband 
der Sachversicherer und der 
Bund an diesen Kosten beteili­
gen. Als vordringlich wird die 
europäische Normung von Feuer­
löschkreiselpumpen, Löschfahr­
zeugen und Drehleitern, für die 
der Sachnormenausschuß ,Feuer­
wehrwesen' im Deutschen Insti­
tut für Normung sogenannte Se­
kretariate übernehmen soll, an­
gesehen." 
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Zum Weihnachtsfest und 
zum Jahreswechsel grüße ich 
alle Mitglieder der Feuerwehren 
und ihre Familien herzlich. Ich 
wünsche Ihnen ruhige und be­
sinnliche Fesllage. 

Mit dem Jahreswechsel tre­
ten wir in das letzte Jahrzehnt 
unseres Jahrhunderts. Viele Fra­
gen nach der Zukunft drängen 
sich uns auf und wir versuchen, 
eine Antwort darauf zu finden. 

Doch lassen Sie mich zuerst 
einen Rückblick auf das ver­
gangene Jahr halten. Im Jahre 
1989 bestand die Bundesrepu­
blik Deutschland 40 Jahre. Die­
ses wor auch für den Deutschen 
Feuerwehrverband ein Anlaß, 
seine Veranstaltungen in Zu­
sammenhang mit diesem Ereig­
nis zu stellen. Die Feuerwehren 
haben beim Wiederaufbau un­
serer Bundesrepublik entschet~ 

dend mitgewirkt. 
Gerade in den ersten Nach­

knegsjahren waren sie es, die 
sich für den Mitbürger enga­
gierten und zur Festigung der 
Gemeinschaft in den Därfem 
und Städten beitrugen. Schon 
frühzeitig suchten die Feuer­
wehren Kontakte zu Feuerweh­
ren in anderen liindem, um da­
mit zu; Völkerverständigung 
beizutragen und Ressentiments 
abbauen zu helfen. 

Im Frühjahr fand mit Unter­
stützung des DFV eine Ostsee­
"Florians"-Fahrt stall. Es wur­
den die Feuerwehren der Ost­
seeländer Schweden, Finnland, 
UdSSR, Polen und DDR besucht. 
Oberall kam es zum regem und 
freundschaftlichem Gedanken­
austausch. Diese Fahrt, die der 
Versllmdigung dienen sol/le, 
wurde ein voller Erfolg und hat 
schon viele Begegnungen nach 
sich gezogen. 

Die Internationalen Feuer­
wehrwettkämpfe des CTIF und 
das Symposium fanden in War­
schau stall. Obwohl man sich 
Mühe gegeben halle, ließen die 
Begleitumstände zu wünschen 
übrig. Hierunter hallen beson­
ders die Wettkampfgruppen zu 
leiden. Um so mehr gilt unseren 
teilnehmenden Mannschaften 
mein Dank und meine Anerken­
nung für die erbrachte Leistung. 

Zum Jahreswechsel 
In der Delegiertenversammlung 
des CTIF wurde, da der bisheri­
ge Präsident Colonel Dollinger 
nicht wieder kandidierte, Di­
rektor Gunnar Harum, Kopen­
hagen/Dänemark, zum Präsi­
denten des CTIF gewählL 

Anläßlich des Deutschen Ju­
gendfeuenuehrtages in Lauf/ 
Bayern wurde Bundesjugendlei­
ter Krabath für weitere vier 
Jahre gewählt. In verschiedenen 
Arbeitskreisen wurden Pmgram­
me für die Jugendarbeit der 
kommenden Jahre entwickelt. 
Mit den Deutschen Jugendfeu­
erwehr-Wellkämpfen wurde der 
Deutsche Jugendfeuerwehrtag 
abgeschlossen. 

Die bundeseülheitliche 
Brandschutzwoche wurde durch 
den DFV zusammen mit dem 
Landesfeuerwehrverband Nord­
rhein-Westfalen in einer Groß­
veranstaltung in Wuppertal 
eröffnet. Das MOlla: "Deine 
Feuerwehr hilft - komm hilf 
mit" sollte der Bevölkerung ver­
deutlichen, daß sie sich unein­
geschränkt auf die Hilfe der 
Feuerwehr verlassen kann, daß 
andererseits aber auch wir die 
Mitarbeit und das Mitwirken 
der Bevölkerung brauchen, um 
unsere Aufgaben erfüllen zu 
können. 

Mit Unterstützung durch die 
Feuerwehr Bann und den an­
grenzenden Kreisen aus Rhein­
land-Pfalz und Nordrhein-West­
falen wurde die Veranstaltung 

in der Rheinaue ,,40 Jahre Bun­
desrepublik Deutschland" 
durchgeführt. Leider fiel diese 
Veranstaltung buchstäblich "ins 
Wasser". Durch den lang anhal­
tenden Regen kamen kaum Be­
sucher. Es war schade, daß da­
durch das Engagement der über 
500 Feuerwehnnitglieder kaum 
Beachtung fand. 

Die Delegiertenversammlung 
des DFV in Gannisch-Partenkir­
chen fand unter großer Beteili­
gung von Gästen aus Politik 
und Wirtschaft stall. Die ein­
zelnen Beiträge gaben sowohl 
einen Rückblick auf die vergan­
genen Jahre seit der Wieder­
gründung des DFV als auch 

einen Ausblick in die kommen­
de Zeit ab. 

Die 90.r Jahre werden auch 
für die Feuerwehren Probleme 
mit sich bnitgen. Die Finanzen 
der Kommunen werden durch 
zusätzliche Aufgaben immer 
begrenzter. 1993 wird der eura­
päische Binnenmarkt verwirk­
licht. Die Nonnungen dürfen 
kein Handelshindernis mehr 
darstellen, d. h., daß auch nach 
anderen Nonnungen und Si­
cherheitsvorschriften gefertigte 
Produkte auf unseren Markt 
kommen. Wie. wird sich dieses 
auf die Ausrüstung und Ausstat­
tung der Feuerwehren auswir­
ken? Bauvorschriften und Un­
fallverhÜlungsvorschriften kön­
nen durch die Hannonisierung 
iinderungen erfahren. Die freie 
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Wahl des Arbeitsplatzes inner­
halb der EG kann im Hinblick 
auf den Beamtenstatus neue 
Oberlegungen aufwerfen. 

Doch das Nächstliegende ist 
der 26. Deutsche Feuerwehrtag 
vom 14. bis 19. Juni 1990 in 
Friedrichshafen. Diese alle 
zehn Jahre stallfindende Veran­
staltung bedingt viele organisa­
torische Vorbereitungen, die 
von den entsprechenden Gre­
mien bereits in Angriff genom­
men wurden. 

Aber auch Sie, liebe Kamera­
dinnen und Kameraden, Mnnen 
Hilfe geben, indem Sie Iinnin­
gerecht Ihre Anmeldung ~erein­
geben. Die Bedeutung dieser 
Veranstaltung wird durch die 
Obernahme der SchinnhelT­
schaft durch Bundespräsident 
von Weizsäcker besonders her­
vorgehoben. 

Neben Fachtagungen, Tagun­
gen des CTIF, LeistungsweIlbe­
werben, Vorführungen und 
Kundgebungen soll auch genü­
gend Raum für den Besuch der 
Fachausstellung bleiben. Ich 
fordere Sie alle auf, mit dazu 
beizutragen, daß der Deutsche 
Feuerwehrtag 1990 in Fned­
richshafen zu einer herausra­
genden Veranstaltung der Feu­
erwehren wird. 

Zum Schluß danke ich allen, 
die aktiv mit uns zusammenge­
arbeitet haben. Besonderer 
Dank gilt Ihnen, meine Kame­
radinnen und Kameraden, die 
Sie in den Wehren bereit sind, 
sich täglich in die Pflicht neh­
men zu lassen, wenn es darum 
geht, denen zu helfen, die unse­
re Hilfe benötigen. 

Für das Jahr 1990 wÜl/sche 
ich Ihnen allen Gesundheit, 
Glück und Erfolg! In unserer 
Organisation steht der Mensch 
an erster Stelle. Lassen Sie uns 
daran auch im kommenden 
Jahrzehnt festhalten. 

Hinrich Struve 
Präsident des 
Deutschen Feuerwehrverbandes 



DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

OLRG-Bundeslagung in Frankfurt vom 26. bis 29.10.1989 

Hans-Joachim Bartholdt für weitere Jahre 
zum DLRG-Präsidenten gewählt 

Präsidialrat: Aus- und Übersiedlem kostenfreie Mitgliedschaft anbieten 

Für weitere drei Jahre führt Hans...Joachlm Bartholdt die Geschicke der 
Deut.cben Lebens-Rettungs-Gesellschaft . 

Kontinuität in der Ver­
bandspolitik verknüpft mit 
zukunftsweisenden Entschei­
dungen: das ist das Resultat 
der Bundestagung in Frank­
furt vom 26. bis 29. Oktober 
1989. 

Dieses Fazit gilt gleicher­
maßen für die Beschlüsse 
wie für die Wahlen zum Prä­
sidium. 

Mit überwältigender Mehrheit 
wurde Hans-Joachim Bartholdt 
für eine weitere Legislaturperio· 
de zum Präsidenten gewählt. Wie· 
dergewählt wurden auch VIZeprä· 

sident Jürgen lIIing, der persön· 
lieh die Bundestagung organisiert 
hatte, und Bernd Schäfer als Lei· 
ter der Öffentlichkeitsarbeit. Neu 
besetzt wurde die zweite VIZeprä· 
sidentenposition mit Hans·Jo­
achim Sperling. Dr. Klaus Wilkens 
wechselte vom Technischen Lei­
ter (TL) zum Schatzmeister; da­
für übernahm Volkmar Friemel 
das Amt des TL. Mit Dr. Peter 
Pietsch (Ant) und Dr. Friedrich 
Wilhelm von Detten (Justitiar) 
komplettierten zwei weitere 
"Neulinge" das Präsidium. 

Die Delegierten wählten mit 
Susanne Mey als stellvertretende 

Leiterin der Öffentlichkeitsarbeit 
und Astrid Löber, stellvertreten· 
de Justitiarin, zwei Frauen in das 
Präsidium. 

Umfangreiche 
BeschluBvortogen 

Die 135 Delegierten entschie· 
den in den zwei Tagen über eine 
Vielzahl von Beschlußvorlagen 
und Anträgen: So wurde der 
DLRG·Haushalt nach eingehender 
Beratung an den Präsidial rat 
überwiesen. Einer Erhöhung des 
Mindestbeitrages um einen ver· 
besserten Anteil für das Präsi· 
dium schlossen sich die Delegier· 
ten nicht an. Auch der Antrag, 
den Mindestbeitrag in einen Re· 
gelbeitrag umzuwandeln, fand 
keine Zustimmung. 

Die 8undestagung beriet über 
26 Anträge auf Satzungsänderung, 
wovon die meisten nach Beratung 
mit redaktionellen oder geringfü· 
gigen inhaltlichen Korrekturen 
mit der erforderlichen Zweidrit· 

te l mehrheit von der Versammlung 
angenommen wurden. 

Mit großer Mehrheit stimmten 
die Delegierten für den Antrag 
Westfalens, bei Zeitehrungen von 
Mitgliedern auf Urkunden und An· 
stecknadeln das Traditionsern· 
blem anstelle des stilisierten Ad· 
lers wieder einzuführen. 

Bei zwei Nein·Stimmen und 
zwei Enthaltungen nahm die Bun· 
destagung die Absicht des Präsi· 
diums, ein neues DLRG·Magazin 
als Nachfolger des Zentralorgans 
"Der Lebensretter" einzuführen, 
befürwortend zur Kenntnis. Sie 
begrüßte das Rahmenkonzept, 
das den Teilnehmern in Form 
einer O·Nummer vorlag und be· 
auftragte Präsidium und Präsidial· 
rat , in diesem Sinne tätig zu 
werden. 

Gutachten 2000 

Nach dem Willen der Bundes­
tagung soll bei der Bundesge· 
schäftsstelle ein Zentralarchiv 

Letztmalig trat da! Präsidium In Frankfurt in ,.alte(' Besetzung zusammen. 
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Vollvenammlung . die komplizierte 
Haushaltsplanung. 

eingerichtet werden, das von 
einer Pachkraft betreut wird. Da­
zu soll auf Antrag Niedersachsens 
ein Geschichtsprojekt zur Aufar­
beitung der Verbandsgeschichte 
(aus AB-Mittetn) beantragt wer­
den. 

Mit inhaltlichen Änderungen 
angenommen wurde ein Antrag 
des LV Bayern, ein Gutachten 
zum Thema "DLRG 2000" in Auf­
trag zu geben. Über die Auftrags­
vergabe soll der Präsidialrat ent­
scheiden. 

Mit der Zukunft der Lebens­
Rettungs-Gesellschaft im Jahr 
2000 soll sich im Rahmen der 
Rescue '90 ein Arbeitskreis befas­
sen. Die Delegierten sprachen 
sich zudem für die Einrichtung 
eines Kuratoriums aus. 

Neue Ehrenmitglieder gewtihlt 

Seit der Bundestagung hat die 
DLRG fünf neue Ehrenmitglieder. 
Neben Günter Puff und Harald 
Kracht wurden Prof. Dr. Konrad 
Gelzer, Dr. Eitel-Priedrich Güls­
dorff und Willy Hickstein für ihre 
Verdienste mit der Ehrenmit­
gliedschaft ausgezeichnet. 

Die Technischen Leiter der 
Landesverbände und die Pachre­
ferenten der Technischen Leitung 
überreichten dem ausscheiden-
den langjährigen Leiter, Dr. Klaus 
Wilkens, einen Ehrenring. 

Bei der Integration heKen 

DLRG-Gliederungen sollen 
künftig Aus- und Übersiedlern, 
zunächst begrenzt auf ein Jahr, 
die kosten freie Mitgliedschaft in 
der Ortsgruppe anbieten. Diese 
Empfehlung sprach der Präsidial­
rat aus, der im Rahmen der Bun­
destagung zusammentraf. Damit 
soll den vielen Tausend Neubür­
gern, die in den letzten Monaten 
in die Bundesrepublik gekommen 
sind, darunter viele junge Men­
schen, der Neubeginn erleichtert 
werden. Die DLRG setzt somit als 
einer der ersten Spitzenverbände 
eine Porderung von DSB-Präsi-

Staats minister Kart-Heinz Trage.er. 

dent Hans Hansen um, der die 
angeschlossenen Vereine und 
Verbände um schnelle Hilfe an­
rief. 

Künftig werden Bezirke, die 
noch in Ortsgruppen unterglie­
dert sind, nicht mit eigenen zu­
sammengesetzten Mannschaften 
an den Deutschen Meisterschaf­
ten im Rettungsschwimmen teil ­
nehmen. Diese Korrktur im Re­
gelwerk beschloß der Präsidial­
rat , weil darin eine Wettbewerbs­
verzerrung zu sehen ist. Bezirke, 
die keine Ortsgruppen haben, 
sind wie bisher mit Bezirksmann­
schaften startberechtigt. 

Ein Idares Votum lur Einhait 
in VieHalt 

135 Delegierte aus 14 Lande.verbänden bestimmten die ..Marschroute" der 
nächsten drei Jahre. 

Ansprache eine Standortbest im­
mung der DLRG am Ende der 
80er Jahre. Mehr Preizeit und der 
Boom im Wassersport stelle den 
Sport allgemein und die DLRG vor 
neue Herausforderungen. Die 
DLRG wolle ihren guten Namen 

erster Stelle, hat jedoch auch 
künftig einen hohen Stellenwert", 
definierte der Präsident die Rolle 
des Leistungssports in der DLRG. 
Angesichts der Vielzahl zu lösen­
der Au fgaben appellierte er an 
die Solidarität aller, "um mit Mut 

..Klaue statt Maste": Ralner Borgelt und Prof. Günter Willmann bildeten 
daa Taaung.präsidlum. 

bei der Bewältigung dieser Aufga­
ben einbringen, versprach H.-J. 
Bartholdt. 

Das sportliche Wettkampfwe­
sen ist eine logische Polge des 
Rettungssportes: zwar stehe "der 
Leistungssport bei uns nicht an 

und Kraft neue Wege zu be­
schreiten". 

Carl-Dieter Spranger, Parla­
mentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern, 
überbrachte der Bundestagung 
die Grüße von Dr. Wolfgang 

Staatuekre.tär Carl-Dleter Spranger 

Vor 135 Delegierten und 50 Eh­
rengästen gab DLRG-Präsident 
Hans-Joachim Bartholdt in seiner Zahlreiche Ehrengäste wohnten der Eröffnungaveranataltung bel . 
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DSB-Präsident Hans Hansen. 

Schäuble. In seiner Rede erinner­
te der Staatssekretär daran, daß 
last 300000 Menschen seit 1913 
den Hellern ihr Leben verdanken, 
die DLRG habe durch breit ange­
legte Aus- und Fortbildung zur 
Verminderung der Unlallgelahren 
am und im Wasser beigetragen. 
"Im übrigen ist es der DLRG mit­
zuverdanken, daß in den Schulen 
der Schwimmunterricht zum le­
sten Bestandteil nahezu jeden 
Sportunterrichts geworden sei. 
Auch der leistungsorientierte 
Rettungssport als wesentlicher 
Bestandteil der DLRG-Arbeit hat 
ein hohes Niveau", hob Carl-Die­
ter Spranger zwei wesentliche Ar­
beitslelder der humanitären Or­
ganisation hervor. 

In einer Zeit, die von An­
spruchs- und Versorgungsmenta­
lität und übersteigertem Indivi­
dualismus gekennzeichnet sei, 
"stehe die DLRG gegen derartige 
Strömungen des Zeitgeistes". 

Er appellierte an die Versamm­
lung, daß gerade Vereine und In­
stitutionen wie die DLRG einen 
wertvollen Beitrag dazu leisten 
könnten, daß Aus- und Übersied­
ler in ihrer neuen Heimat Fuß 
lassen können. 

Den gleichen Appell richtete 
der Präsident des Deutschen 
Sportbundes Hans Hansen an die 
Teilnehmer, mahnte aber auch 
an, daß "wir mit dem Schicksal 
dieser neuen Mitbürger keine 
politische Agitation betreiben". 

Hans Hansen hob besonders 
das große Engagement der DLRG 
im Breitensport hervor. · Er be­
zeichnete die "Rescue '90 als gro­
ße Chance, Wert und Bedeutung 
der DLRG-Arbeit zu demonstrie­
ren". 

Besorgt zeigte sich der DSB­
Präsident über die Intoleranz ge­
genüber Kindern, die in ihrem 
natürlichen Bewegungsdrang als 
vitalem kindlichem Bedürlnis 
durch Verbote und Beschränkun­
gen gehindert würden. Hier müs­
se sofort gehandelt werden. 

Zum Verhältnis von Sport und 
Umwelt begrüßte Hansen die Ent­
schlossenheit des Bundesinnen­
ministers, die gegenwärtige Unsi­
cherheit durch gesetzliche Rege­
lungen und Rechtsverordnungen 
zu beseitigen. 

Dies sei auch im Interesse des 
Sports. In diesem Zusammenhang 
stellte er fest, "daß die DLRG 
schon zu einem Zeitpunkt Um-

Präsident Bartholdt mit den neuen Ehrenmitgliedern: Prof. Dr. K. Gelzer, 
G. Puff, E. F. Gülsdorff, H. Kraeht (v.l.n.r.). Es feblt W. HIebtein. 

weltschutz betrieb, als dieses 
Wort noch nicht im Duden stand". 

Der hessische Sozialminister 
Karl-Heinz Trageser überbrachte 
die Grüße von Ministerpräsident 
Walter Wallmann. In seiner An­
sprache hob er das gute Verhält­
nis zwischen Landesregierung 
und DLRG hervor. Sein Ministe­
rium habe allein 1989 die wichtige 
Arbeit des Landesverbandes mit 
JJ5 000 DM unterstützt, nicht ein­
gerechnet die erheblichen Zu­
wendungen für den Katastrophen­
schutz durch das Innenministe­
rium. "Die hessische Landesför­
derung", so Staatsminister Trage­
ser, "nimmt damit eine Spitzen-

stellung ein" und wünschte, "daß 
auch andere Bundesländer die 
DLRG stärker als bisher bei der 
Bewältigung ihrer wichtigen Auf­
gaben unterstützten". 

In seiner Grußadresse zeigte 
sich LV-Präsident Günter Walter 
sehr zu frieden mit dem sehr gu­
ten Verhältnis zur hessischen Re­
gierung und sprach Karl-Heinz 
Trageser und Innen minister Dr. 
Milde seinen Dank aus. 

Für die Stadt Frankfurt be­
grüßte Stadtrat Armin Kleist und 
für den DLRG-Bezirk Frankfurt 
dessen Vorsitzender Horst W. 
Maier die Delegierten. 

Die Techniker verabschieden nacb 15 Jahren ihren ,,&ss" Dr. Klaus Wil­
kenl. 

So hat die lu.dasfat ....... IWt. 

. Das neue Präsidium 

Präsidium 

Präsident: 
Vizepräsident: 
Vizepräsident: 
Schatzmeister: 
Techn. Leiter: 
Arzt: 
Justitiar: 
LdÖ: 

Hans-Joachim Bartholdt, 
Jürgen lIIing, 
Hans-Joachim Sperling, 
Dr. Klaus Wilkens, 
Volkmar Friemel, 
Dr. Peter Pietsch, 
Dr. Fr.-Wilh. von Delten, 
Bernd Schäfer, 

(Wiederwahl) 
(Wiederwahl) 
(Neuwahl) 
(Neuwahl) 
(Neuwahl) 
(Neuwahl) 
(Neuwahl) 
(Wiederwahl) 

Stellvertreter im Präsidium 

TL: 
TL: 
Schatzmeister: 
Arzt: 
Justitiarin: 
LdÖ: 

Wilfried Wieneke, 
Hartwig Wiest, 
Walter Beuchel, 
Dr. Ulrich Jost, 
Astrid Löber, 
Susanne Mey, 

(Wiederwahl) 
(Neuwahl) 
(Neuwahl) 
(Neuwahl 
(Neuwahl) 
(Neuwahl) 
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Sicherung von 
Notausgängen 

Notausgänge dürfen nicht verschlossen 
sein , sondern müssen sich von innen ohne 
fremde Hilfe leicht öffnen lassen. Dies ge­
bietet nicht nur der gesunde Menschenver­
stand, sondern auch die Arbeitsstätten­
verordnung und die Unfallverhütungsvor­
schriften. 

Ein TÜV-geprüftes System löst bei Miß­
brauch oder bei Benutzung im Notfall Alarm 
aus, sobald die Türklinke gedrückt wird . 
Befugte Personen können die Türe aber 
ohne AlarmausJösung öffnen, indem sie 
entweder den Schlüssel benutzen oder eine 
programmierbare, 4-stellige Kombination 
eintippen . 

Die Sicherung kann auf jedem Türblatt 
bzw. an jeder Türklinke mit wenigen Hand­
griffen montiert werden . Ober eine Leucht­
diode läßt sich kontrollieren , ob die etwa ein 
Jahr haltende handelsübliche 9-V-Batterie 
ausgetauscht werden muß. Das System 
weist noch eine Reihe anderer Merkmale 
auf, die nur in Stiehworten genannt wer­
den: Sabotage- bzw. Manipulations­
schutz, Alarmweiterleitung , Energiefremd­
versorgung , einstellbare Alarmfrequenz und 
Stummschaltzeit (zur Überwachung, daß 
die Türe auch geschlossen wird) . 

(Foto: düperthal) 

Universell einsetzbar 

Flüssigkeits-Fanbehälter aus beidseitig be­
SChichtetem Gewebe sind geschlossene, fle-
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xible Behälter für den mobilen Einsatz in 
Industrie und Gewerbe, bei Feuerwehr und 
Katastrophenschutz sowie im kommunalen 
Bereich zur schnellen Bereitstellung von La­
gerkapazitäten für flüssige Produkte. 

Die in verschiedenen Größen bis zu 
einem Fassungsvermögen von 150 Kubik­
meter erhältlichen Faltbehälter sind kom­
pakt, leicht und einfach zu handhaben. 
Wichtigstes Merkmal ist die wendeiförmig 
geschweißte Hülle. Diese Art der Herstel-

Ausbildung per Video 

Einsatz hydraulischer Rettungsgeräte 
VHS-Spielkassette, 23 Minuten Spielzeit 
GMF-Feuerwehrfilm, 6073 Egelsbach 

600000 Verkehrsunfälle mit schweren 
Sach- und Personenschäden in nur einem 
Jahr verdeutlichen , wie oft hydraulisches 
Rettungsgerät zum Einsatz kommen muß. 
Durch die Vielzahl der zu beachtenden Fak­
toren gilt gerade für die Personenrettung: 
Jeder Griff muß sitzen! Ein einziger Fehler 
kann alle vorangegangenen Rettungsaktio­
nen zunichte machen. 

Der Schulungsfilm ist für Feuerwehrleu­
te, die bereits Erfahrung im Umgang mit 
Rettungsgeräten gesammelt haben, genau­
so geeignet wie für junge Feuerwehrleute , 
die im Umgang mit den Geräten noch unge­
übt sind. Durch die Methodendiskussion 
lassen sich eingeschliffene Gewohnheiten 
korrigieren und die Bedienung der hydrauli­
schen Rettungsgeräte optimieren. 

Alle Methoden und Vorgehensweisen 
werden eingehend unter den Gesichtspunk­
ten der bekannten Sicherheitsregeln und der 
Einsatzgrundsätze diSkutiert . Der Schu­
lungsfilm entstand unter der fachlichen Be­
ratung von Bauoberrat Dipl. -Ing. Bauer, 
Leiter der Staatlichen Feuerwehrschule 
Würzburg . 

lung stellt sicher, daß die Schweißnähte 
nicht in den hochbelasteten Zonen liegen. 

Die Faltbehälter können mit unterschiedli­
chen Einrichtungen versehen werden . Se­
rienmäßig sind sie mit Befüll-, Entleerungs­
und Entlüftungsstutzen ausgestattet. Sie 
eignen sich als Auffang- , Lager- und Puffer­
behalter für zahlreiche flüssige Chemikalien, 
Mineralöle, kontaminierte Ab- und Lösch­
wässer sowie für Deponie-Sickerwässer. 

(Foto: Stahmer) 

Strahlenschutz 
VHS-Vldeokassette , 22 Minuten Spielzeit 
GMF-Feuerwehrfilm, 6073 Egelsbach 

Die SChlagworte Atom, Radioaktivität 
und Strahlung werden oftmals nur mit Kern­
kraftwerken und Kernwaffen in Verbindung 
gebracht. Jährlich werden jedoch auf unse­
ren Straßen 36000 Tonnen radioaktives 
Material transportiert. Der überwiegende 
Teil dieser Transporte besteht aus schwach­
strahlendem Material für den medizini­
schen, technischen und wissenschaftlichen 
Bereich. 

Eine spezielle Strahlenschutzausrüstung 
ist bei den wenigsten Feuerwehren vorhan­
den. Die nur mit einem Löschfahrzeug aus­
gerüstete Feuerwehr steht vor der Aufgabe, 
sich selbst und die Umwelt zu schützen. Der 
Schulungsfilm Strahlenschutz legt einen be­
sonderen Schwerpunkt auf die Vorgehens­
weise einer Feuerwehr ohne spezielle Strah­
lenschutzausrüstung . 

Es wird im Detail erklärt, wie und warum 
bestimmte Sicherheitsregeln unbedingt ein­
gehalten werden müssen. Es wird ebenfalls 
gezeigt, wie sich möglicherweise kontami­
nierte Einsatzkräfte bis zum Eintreffen eines 
Strahlenschutztrupps zu verhalten haben . 
Somit ist der Schulungsfilm Strahlenschutz 
eine sinnvolle Ergänzung für den Strahlen­
schutzlehrgang. 



Wallgang Jendsch 

Das 
Minimagazin 

Das Vorbild 

Das DekontamlOatlOns-Mehrzweck-Fahrzeug 
(DMF) ist dem ABC-Zug des Katastrophenschut­
zes zugeordnet und stellt ein Spezialfahrzeug zur 
Behandlung von Personen, Material und ggf. 
Gelände dar Das Fahrzeug Ist mit Allradantrieb 
ausgerüstet. 

Im Rahmen des Katastrophenschutzes können 
weitere Aufgaben wahrgenommen werden: z. B. 
Feuerlöschen mit Wasser und Schaum, Straßen­
reinigung bzw Abstreuen mit Olbindemlttel oder 
Salz. Tnnkwassertransport oder Bergungsarbei­
ten mit der fahrzeugeigenen Seilwinde. 

Ein Dekontaminations-Mehrzweck-Fahrzeug 
des ABC-Zuges der Freiwilligen Feuerwehr Rok­
kenhausen/P1alz: die optische Gestaltung der 
DMF kann sich im Einzelfall geringfügig unter­
scheiden (Detaillarbgebung, Beschriftung) 

Einige technischen Daten' Zulässiges Gesamt­
gewicht 13 t, Motorleistung 124 kW, Abmessun­
gen Ü. a. 1950/250012290 (UB/H). Hydraulik­
seilwinde 5000 kg (nach vorn) oder 10000 kg 
(nach hinlen). Pritschengröße 5000 x 2350 mm . 
Ausgeliefert wurde das Fahrzeug auf MAN-Fahr­
gestell 13-160. 

Oekontaminations-Mehrzweck-Fahrzeuge des 
Katastrophenschutzes werden den ABC-Zügen 
der Feuerwehr, des THW und in Einzelfällen auch 
den ABC-Einheiten der Sanitätsorganisationen 
vom Bund zur Verfügung gestellt. Sie Sind , wie 
alle Fahrzeuge des ABC-Zuges, in RelOorange 
(RAL 2004) lackIOrt. 

Das Modell 

Der Bau eines OMF im Maßstab 1:87/HO ist 
sicher nicht einfach und erfordert ein gewisses 
Maß an modellbauerischer Erfahrung und Ge­
schick. Wer daneben noch die nötige Geduld 

Die Einsatzfahrzeuge 
des Katastrophenschutzes 

Vom Vorbild zum Modell 

Dekontaminations-Mehrzweck-Fahrzeug (DMF) 

aufbringt, erhält jedoch ein interessantes Einsatz­
fahrzeugmodell , das optisch schon etwas Beson­
deres darstellt. 

Benötigte Grundmodelle: Preiser-Kommunal· 
Lkw MAN (Art Nr 1300: verwendel wird nur das 
fahrerhaus einschließlich fahrgestell), Preiser­
TLF (oder TroTLFIRW 2) vom Typ MAN (Art . Nr. 
1298 oder 1296/1302: verwendet wird nur die 
Molorhaube). Roco-Mililär-Lkw MAN N 4520 
(Art. Nr. 294 verwendet wird nur die Pritsche 
einschließlich Plane) . Pr"ser-TLF 24150 (Art. Nr. 
1256: verwendt wird nur der hintere KotflOgel­
satz) sowie diverse Kleinteile der Firmen Preiser, 
Roca und Herpa 

Zunächst wird die Motorfront des lkw-Fahrer­
hauses (Nr. 1300) gegen die des TLF (Nr. 1298 
u. a.) ausgetauscht, so daß sich die verkürzte 
Version der Truppkabine ergibt. Diese wird laut 
beigefügter Bauanleitung zusammengesetzt und 
auf das Fahrgestell des Kommunal-Lkw (Nr. 
1300) gesetzt. Dieses wird zudem um ca. 10 mm 
verlängert (Verlängerungsteil aus diversen Prei­
ser-Bausätzen) und erst dann die hintere Stoß­
stange montiert, Auf der rechten Seite (in Fahrt­
rrchtung) des Fahrgestells Wird der Bezintank 
gesellt. 

Es erfolgt nun das Anpassen der lkw-Pritsche 
(Roco Nr. 294) , nachdem zuvor die Kotflügel aus 
Nr 1256 geteilt und zwischen Fahrgestell und 
Pritsche bündig (10 bezug auf Pntschenbreite) 
gesetzt wurden . Ergänzend dazu werden die 
Tanks , Staufächer und Kanisterhalterungen 
rechts und links unter die Pritsche plaziert (hier 
werden Teile der 0 g Firmen verwendet; unsere 
Vorbild- und Modellfotos lassen genauere Einzel­
heiten ersichtlich werden) . 

SChwierig ist die Nachbildung der Streuanlage 
einschließlich Stoßstange und Seilwinde am Heck 
des Fahrzeugs. Hier muß weitgehend von Hand 
bzw. mit Hilfe von ElOzel- und Ersatzteilen aus der 
Bastelkiste gearbeitet werden . 

Das DMF als Modell im Maßstab 1 :871HO - für 
den MOdellIreund ein interessantes und sicher­
lich besonderes Einsatzlahrzeug. 

Auf weitere Details ist zu achten: Anbringen der 
Front-Seilwinde an der Stoßstange (aus Teile­
Reslen) . das Auspulirohr (siehe Vorbildfoto) wird 
aus Preiser-Fahrgestelltellen entsprechend gebo­
gen und zwischen Fahrerhaus und Aufbau ge­
setzt , ebenso eine Stange mit Blaulicht (sie 
stammt aus dem Bausatz Nr. 1300; verwendet 
wird jedoch nur ein Blaulicht rechts) . 

Die Pritschen-Plane des Militär-lkw (Roco Nr. 
294) muß nach Vorbild erhöht, 10 ihrer Form 
leicht verändert und mit "Fenster"-Verschlüssen 
versehen werden . Hierzu nimmt man sehr dünne 
Folie bzw _ Papier (entsprechend zugeschnitten 
und ggf naß verformt) . ~Verzurrungen " können 
durch feine Drähte oder Plastik-Streifen darge­
stellt werden . 

Das Dekontaminations-Mehrzweck-Fahrzeug 
(DMF) mit den zwei weiteren, vom Bund bisher 
ausgelieferten Fahrzeugen des ABC-Zuges: Er­
kundungs-Kraftwagen (ErkW) VW-Kombi . Er­
kundungs-Kraftwagen VW 181 . DMF auf MAN . 

Oie lackierung (nach bekannter Technik) und 
Beschriftung geschieht entsprechend dem Vor­
bild: Fahrerhaus, Aufbau ohne Plane, Tanks, 
Staukästen, Kotflügel und hintere Stoßstange in 
Reinorange (RAL 2004). Stoßstange vorn 
Schwarz, Scheibenwischer, Rückspiegel und 
Auspuffrohr schwarz matt, ebenso die Türgriffe, 
Streuanlage (Kasten) alu, Blinker und Rückleuch­
ten rot , Scheinwerfer, Gläser der Rückspiegel 
und Kühlergrill-Beschriftung silbern, Peilstangen­
Köpfe weiß. Die Farbe der Plane ist grau-grün 
(man) kann ledoch auch dunkelgrau oder beige 
sein . 

Auch die Besch@ung erlolgt nach Vorbild. 
ebenso das Anbringen der Kfz-Kennzeichen. Hier 
sind gewisse Variablen möglich. SChriftzüge wie 
"Katastrophenschutz", "ABC-Zug" oder Feuer­
wehr-Türbeschriftungen liefert die Firma Müller, 
Siegen 
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Eine fhemieanla,e aul Rädern 

Seil 1981 zählt die Feuerwehr des Oor­
magener Bayerwerkes den "Hilfszug Che­
mie" zu ihrer Ausrüslung . Die in Konstruk­
tion und Funkt ion weltweil einmalige Fahr­
zeugkombination kommt bei Schadensfäl­
len mil flüssigen Chemikalien zum Einsatz . 
Das System ermöglicht es, die Flüssigkeit 
sowohl aus Behältern als auch vom Boden 
gefahrlos zu übernehmen und danach zu 
enlsorgen. 

Wesenllicher Bestandteil der Fahrzeug­
kombination ist der Auffangbehälter auf 
dem Anhänger, dessen Fassungsvermögen 
mit 21 Kubikmetern dem Inhalt eines übli­
chen Kesselwagens entspricht. Der Behälter 
beslehl aus einer Melalleg ierung, die gegen 
fa si alle Chemikalien beständig ist. Aufge-
schweißte Halbrohrschlangen ermöglichen das Kühlen oder Erwärmen des Inhalls. 
Gezogen wird der Anhänger von einem Rüstwagen . der die Siromerzeugung sowie die 
komplette Meß- und Regeltechn ik des Zuges an Bord hai . 

Außerhalb des Werkes wird der "Hilfszug Chemie" vorwiegend im Rahmen des 
"Transport-Unfall-Informalions- und Hilfeleistungs-Systems" (TUIS) der chemischen 
Industrie eingesetzt. TUIS slellt oftmals die "Ielzle Rettung " dar, wenn Einsatzkräfte im 
Schadensfall nicht genügend Informationen über die betroffene Chemikalie besitzen 
oder keine geeignete Ausrüstung zur Schadensbegrenzung haben . Ein Beilrag im Innern 
des Hefles stellt das bewährte Syslem vor. 


